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seLbstschu t z-informationsorgan herausgegeben 

bonn, 11. au gus t (upi).- aLs erstes umfassendes 
informationso rg an fuer den ber eich des selbstschutzes hat 
der parLamentarische staatssekretaer im bundesinnenministerium 
wOLfram dorn am mittwoch in bonn das "zs-magazin" 
vorgesteLLt. die monats zeitschrift wird ab august mit einer 
start auf Lage von 102 000 exempLaren im auftrag des ministeriums 
vom bundesverband fuer den seLbstschutz (bvs) herausgegeben. 
dorn betonte, "gerade in einem Land, in dem die hilfeLeistung 
fuer katastroohenfaeLle und bewaffnete konfLikte weitgehend auf 
freiWiLL i gk eit aufgebaut und in den verschiedensten organisationen 
ge Leistet wird, ist die information aLLer dringend notwendi g". 

• upi 333 max due 151 3 11. 8 .71 
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ap 3 1 inLand 

dorn steLLt "zs-maga zi n" vor 

utL : zentra Les informa tionsorgan de s b u nde sinn e nmini s t e riu~ s 

t onn, 11. ~ u g ust (ap) aLs er s tes umf a ssen des informations­
organ fuer de n be reich oe r ziviLver t eiti gun g und des s e Lbst ­
schutze s ha t oe r pa rL amen t ari sche s t aatssekretae r im bLnces ­
inne nminis t e riu m, woLfra m dorn, jetzt aa s "zs-magazi n" 
vor g8 steL Lt. di e mon a tszeltschr i ft wi r o 1m au ftr ag des 
bund e sinnenministeriums vom bundesverba nd fu e r oen seLbst­
schutz (Ovs) he r a us gegeoe n uno biLde t e in t e ilstueck de r vo n 
dorn a Ls ziviLverte idi gungse xperte de r bund e s r e gierung ein ge ­
Leit e ten best andsaufnah,ne in de r ziviLve rt e idigun g. 

das " sz - maga zi n" soLL a LS gemeinsa ",e zeitschrift ae s 
bundes ve r bande s fuer oe n se Lbs t s chutz , des t echnischen hiLfs ­
,.erke s une de s warn- und ala r mdienstes erscheinen und aL s 
fach or ga n fu e r ziViLSCh ut z , ka t a strophe nschu t z und se Lbst­
SC 1Ut Z 1n den 1e' ,e l nden aL Le r bundes Ldender ueb e r erel g~\ss e 
~'1 ? i es€''l LJe ~ e i cn sO\l/ ie p Laene und a r oe it 8n de r t) unc esr e 9 i er lJ ng 
oe rl ~1 T en . J le st drtaufL~ ge be trae g t 111?'"l"(\ e xenr.Lar e . l en de ) 
d~/:' 1 /50""5 ,,/1 1. d U,j7 1 
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upi y'g ddd 

gen scher sieht zieL de r ziviLverteidigung noch nicht erreicht 

bonn, 12 . au gust (uDi). - die bundesr epub Li k i s t nach 
ansich t von bunoeslnnenminister hans-dietrich genscher von ihrem 
zieL auf dem gebie t de r ziviLverteidigung "noch weit entfernt". 
wie genscher a~ donnerstag in der ersten ausgabe der im auft rag 
seines ministeriums vom bundesverband fuer den selbstschutz 
(b vs ) herau sgegebenen monatszeitscr,rift "zs-magazin" 
bet on te, bet r aChte t die bu ndesregi e run g die ziviLvert eidigung 
aLs unerLaessLiche ergaenzung de r miLitaerischen verteidi gung . 
ein ausgewogenes verhaeLtnis zwischen miLitaerischer und 
ziviLer verteidi gung sei deshaLb erf orderLich. gensche r sp r ach 
sich in diesem zusammennang fuer die bereitsteLLung von mehr 

• bundesmitt eLn fuer di e ziviLverteidigung aus , da e ine entsprechende 
• ausruestun~ und ausb i Ldun g der he Lf er gewaehrLeistet se in muess e. 
• das " zs-magazin " SOLL die oef fentLichk ei t kuenftig umfassend 
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• ueber der. bereich des se Lbs t schu tzes inf ormieren. die monats- • 
• zeitsch rift h2t eine s tart auflage von 102 n00 exemo Laren. • 
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Helmut Freutel 

Brückenschla~ 
bei Nacht uncrNebel 
Eine schulmäßige Katastrophenschutzübung an der Weser 
Es fotografierte: Günter Sers 

Über dem Weserabschnilt 
zwischen D rakenburg und 
Schweringen liegt die Nacht. 
Es ist zwar Mitte Juni , doch 
man sollte meinen, es sei 
Herbst. Ein frischer Wind 
fährt durch die buschigen 
Baumgruppen und Pappeln 
auf den großen Ebenen 
zu beiden Seiten des Flusses . 
Leichter Nieseiregen fällt 
von einem verhangenen 
Himmel , an dem sich heute 
kein Stern zeigt. Vom 
langsam dahinfließenden 
Wasser des Stromes stei­
gen Nebelschwaden hoch 
und zerstieben im Nacht­
wind, der von den Feldern 
einen Duft von Heu 
herüberträgt. Die Boote mit 
ihren hübschen weißen 
Segeln , die tagsüber noch 
leuchtende Tupfen auf das 
grau dahinfließende Wasser 
setzten, haben sich in den 

Yachthafen zurückgezogen. 
Trotz des etwas unfreund­
lichen Wetters bietet dieser 
Abschnitt dem Beschauer 
auf weite Strecken ein 
Paradies der Ruhe und 
Schönheit. 
Nur an einigen Stellen des 
Ufers herrscht reges 
Treiben. Auf der schmalen 
Uferstraße bewegen sich 
die sandfarbenen Fahrzeuge 
des Zivilschutzes. Im Schein 
ihrer Lampen sieht man 
Helfer des Zivil- und 
Katastrophenschutzes mit 
angelegten Schwimmwesten 
Geräte abladen und an der 
Uferböschung ablegen oder 
stapeln. 
Es wird wenig gesprochen. 
Selbst die Anordnungen 
der Führer und Unterführer 
dieses Wasserdienstzuges 11 
dringen nicht weiter durch 
die Nacht als sie müssen. 

Stative werden aufgestellt , 
Scheinwerfer daraufgesetzt, 
nun läuft irgendwo ein 
Generator, die Lichter 
flammen auf, und der 
Strahl versucht den feuch­
ten Dunst zu durchdringen. 
Jetzt erst erkennt man 
Einzelheiten. Pontons und 
Stege werden bereitgestellt. 
Helfer tragen Seile aus 
Hanf und Stahl, schwere 
Hämmer, Erdnägel, Anker 
und viele andere Geräte 
dorthin, wo sie gebraucht 
werden. Schon ist ein 
kräftiges Stahlseil von dem 
einen Ufer der Weser, die 
hier 100 m breit ist, zum 
anderen U fe r gezogen und 
auf beiden Seiten fest 
ve rankert worden. Schon 
längst ist aus Sicherheits­
gründen ein Boot mit 
Außenbordmotor zu Wasser 
gelassen worden mit 

Höhepunkt einer Nachtübung : Aus Pontons und Laufstegen entstand in Windeseile ein 
Schwimmsteg über die Weser. 
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Helfern , die zum Rettungs­
dienst eingetei lt sind. Das 
Boot befindet sich unter­
strom der vorgesehenen 
übungsstelle, und zwar so, 
daß die Helfer stets die 
beste Übersicht haben und 
ein schnelles Heranfahren 
an eine mögliche Unfall­
steIle gewährleistet ist. 
Da sind schon die ersten 
Pontons im Wasser, gleich 
mit den Stegen, die, ein­
gerastet, mit den Pontons 
starr verbunden sind. Die 
Helfer arbeiten wie 
Roboter ; immer die glei­
chen Handgriffe : Ponton 
ans Ufer, Steg darauf und 
eingerastet, mit dem 
zuletzt angebrachten Steg 
ebenso einfach wie sicher 
verbunden, nachgeschoben, 
wieder klatscht ein Ponton 
ins Wasser, durch ein Sei l 
mit dem vorher angebrach­
ten Fährseil verbunden 
und gegen ein Abtreiben 
gesichert. Metallstäbe, die 
später mit den Seilen das 
Geländer bilden , werden 
in die Laufstege eingesetzt; 
der Schwimmsteg wächst 
zusehends. Nach einer 
halben Stunde ist das 
jenseitige Ufer erreicht, 
sind die Geländerseile 
gezogen, ist der Steg 
begehbar: Perfektion nach 
dem Baukastensystem. 

Der Schwimmsteg wurde 
begehbar. 



Ich erfahre , daß Schwimm­
stege aus diesem Material 
bis zu einer Strom­
geschwindigkeit von 3,3 ml 
sec. gebaut werden können. 
Ich lerne , daß von einer 
Geräteeinheit (42 Pontons 
und 42 Laufstege) ein 
Schwimmsteg mit einer 
Länge von 144 m errichtet 
werden kann. Aus den 
Laufstegen allein können 

auch Uferbrücken ohne 
Unterstützung bis zu einer 
Länge von 5,80 m gebaut 
werden. Selbst Fahrzeug· 
brücken (Spur) für PKW 
lassen sich davon her­
stellen. 
Aus drei Pontons und 
einem Laufsteg läßt sich 
leicht eine Behelfsfähre 
herrichten zum Transport 
von Geräten oder eines 

Verletzten, bei einer Fort­
bewegung durch Paddel 
oder gar nur mit Spaten, 
falls die Stromgeschwindig· 
keit es zuläßt. 
Die Helfer selbst waren 
über ihre schnelle Arbeit 
erfreut. Führer und Unter· 
führer lobten das praktische 
Arbeiten mit diesen Geräten. 
Fachleute nannten das 
Material das "non plus 

Dieses interessante Foto spiegelt so recht die Atmosphäre wider, in der sich die 
nächtliche Obung vollzog. 

ultra". Doch leider sind 
diese Pontons und Stege 
z. Z. im Technischen Hilfs· 
werk noch nicht vorhanden. 
Die hier verwandte Geräte· 
einheit war von der Bundes­
wehr geliehen. 
Diese Nachtübung mit dem 
Bau eines Schwimmsteges 
über die Weser war, wenn 
auch ein Höhepunkt, nur 
der Teil einer groß· 
angelegten Katastrophen· 
schutzübung der Kata· 
strophenschutzschule des 
Bundes, AußensteIle Hoya. 
Mit jeder übung verfolgt 
man einen bestimmten 
Zweck, jede übung hat 
eine angenommene Lage, 
auf der sie sich aufbaut. 
Ausgangslage zu dieser 
über mehrere Tage sich 
hinziehenden übung war 
eine Mitteilung des Wasser­
und Schiffahrtsamtes Hoya 
an den Hauptverwaltu ngs­
beamten des Landkreises 
Grafschaft Hoya, in der es 
hieß, daß eine größere 
Reparatur an der Staustufe 
Drakenburg durchgeführt 
werden muß. Aus diesem 
Grunde mußte die Straßen· 
brücke im Zuge der 
Straßenführung Balge -
Drakenburg ab 15. Juni 
gesperrt werden. Darüber 
hinaus sollte wegen Aus­
falls des Fährenführers die 
Wagenfähre Schweringen 
vom gleichen Zeitpunkt an 
stillgelegt werden. 
Für den Weserabschnitt 
Drakenburg·Schweringen 
trat insoweit ein Notstand 
auf, als die rechtzeitige 
Einbringung der Heuernte 
nicht erfolgen konnte, da 
große Nutzflächen, die zu 
landwirtschaftlichen Betrie· 
ben in Sebbenhausen und 
Schweringen gehören, auf 
dem rechten Weserufer 
liegen. 
Daraufhin bat der Haupt· 
verwaltungsbeamte des 
Landkreises Grafschaft 
Hoya, dem z. Z. Einheiten 
fOr den Katastrophenschutz 
nicht zur Verfügung stehen, 
über die Landesregierung 
das Bundesamt für den 
zivilen Bevölkerungsschutz 
(BzB) um Hilfe. 
Auf Grund dieser ange­
nommenen Ausgangslage 
ordnete das BzB in einem 

3 



ersucht. Das Wasser- und 
Schiffahrtsamt Hoya 
erteilte sie und unternahm 
alle notwendigen Schritte 
zur Sicherheit der 
Schiffahrt. 
Das hauptamtliche Personal 
der Schule und die Te il­
nehmer mehrerer Lehr­
gänge wurden zusamme,n­
gefaßt, Übungs formationen 
gebildet. Es entstanden 
neben der Übungsleitung 
ein Arbeitsstab, eine Ve r­
sorgungseinheit, zwei 
Wasserdienstzüge, eine 
Leitstelle und eine Funk­
stelle. 
Bei Beginn der Übung 
wurde allen Teilnehmern 
die Lage bekanntgegeben, 
Sinn und Zweck der Übung 
erläutert. 

Hygienisch einwandfreies Trinkwasser lieferte ein Brunnen, den die Helfer selbst gebohrt 
hatten. 

Die Unterbringung der 
Helfer an den Einsatzarten 
war feldmäßig. Die meisten 

Im Kraftfahrzeug des Instandsetzungstrupps standen 
den Helfern alle Geräte und Werkzeuge zu Reparatur­
zwecken zur Verfügung. 

Fernschreiben an die 
Katastrophenschutzschule 
des Bundes, AußensteIle 
Hoya, folgendes an: 
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Unverzüg liche Aufstellung 
von Wasserdienstzügen 
und einer Versorgungs­
gruppe aus den z. Z. lau­
fenden Lehrgängen und 
deren Ausrüstung mit 
vorhandenem Gerät. 
Verlegung dieser Ein-

heiten im Land- und 
Wassermarsch in den 
Raum Drakenburg­
Schweringen. 
Fortsetzung der Ausbil­
dung bei Fluß-km 276 
(Wehrarm Drakenburg) 
und Fluß-km 286,15 
(Wagenfähre Sebben­
hausen). 
Verbindungsaufnahme 
mit dem vom Katastro-

Erste Belastungsprobe für Anleger und Schlauchbootlähre 
war dieser Funkkommandowagen, der hier vorsichtig 
eingewinkt wird. 

phenstab eingesetzten 
Arbeitsstab in Schwerin­
gen. 

Nun kann aber auch eine 
K-Schutzschule des Bundes 
nicht einfach ohne Erlaubnis 
des Wasser- und Schiff­
fahrtsamtes an einem Fluß­
lauf in größerem Rahmen 
Übersetzungen veranstal­
ten. Um diese Genehmi­
gung wurde umgehend 

wohnten also in Zelten 
und behelfsmäßigen Unter­
künften. Luftmatratzen, 
Matratzen und Stroh 
bildeten die Lagerstätten, 
worauf man, gehüllt in 
Schlafsäcke und Woll­
decken, ruhte. 
Zur Versorgungsgruppe 
gehörten Feldköche und 
Rechnungsführer , die den 
Auftrag hatten , einen 



Hier wird ein Außenbord­
motor repariert. 

Versorgungspunkt als Basis 
der Versorgung und 
Instandsetzung der Wasser­
dienstzüge zu errichten. 
Die Verpflegung mußte 
feldmäßig zubereitet und 
ausgegeben werden. 
Die Versorgungsgruppe 
war für die richtige Berech­
nung der Entschädigungs­
sätze , für die Zuführung 
von Gerät und Verbrauchs­
gütern sowie für die 
Instandhaltung des Gerätes 
verantwortlich. 
Da die einzelnen Einsatz­
gruppen weit auseinander­
gezogen lagen, war es 
notwendig, Fernmeide­
verbindungen herzuste llen 
und zu unterhalten. 
Zwischen dem Arbeitsstab, 
der im Gebäude eines 
Schießstandes recht pro­
visorisch untergebracht war, 
und den Einsatzgruppen 
herrschte reger Funk- und 
Drahtverkehr. Im Verlauf 
der übung wurden 15 km 
Kabel verlegt und zehn 
überbrückungen gebaut. 
Wie schon gesagt, war der 
nächtliche Schwimmstege­
bau - an einer anderen 
Stelle der Weser wurde 
zur gleichen Zeit vom 
Wasserdienstzug I ein 
Schwimmsteg aus schwerem 
Gerät errichtet - ein 
Höhepunkt der übung. 

- -~..-- --- .. -
~-~~ 

Nach den Zeichen des Fährenführers bewegte der Außenbordmotorführer die Schlauch­
bootfähre sicher über das Wasser. 

Diese Helfer zeigten, wie man aus drei Pontons und einem Laufsteg eine Behelfsfähre 
zum Transport von Verletzten baut. 

Schon tagsüber wurden 
aus mitgeführtem sowie 
aus behelfsmäßigem und 
vorgefundenem Gerät 
übersetzmittel verschiede­
ner Art gebaut. 
So entstand an einer Ufer­
stelle ein Anleger mit 
Unterstützung von soge­
nannten Transportwalzen , 
die aussahen wie riesige 
aufgepumpte Gummiwürste. 

Gleich darauf wurde aus 
drei mittelgroßen Schlauch­
booten und mit einem 
behelfsmäßigen Oberbau 
aus Brettern und Bohlen, 
Rödelbalken und Seilen 
eine Schlauchbootfähre für 
PKW gebaut und zum 
überwinden des Gewässers 
mit Fahr- und Ankergeräten 
vorschriftsmäßig aus­
gerüstet. Als Antrieb 

diente ein Außenbordmotor. 
Nach Fertigstellung dieser 
Wagenfähre hätten schon, 
der angenommenen Lage 
entsprechend, landwirt­
schaftliche Fahrzeuge mit 
Leichtigkeit an das andere 
Ufer gebracht werden 
können. Da es eben nur 
eine angenommene Situa­
tion war, transportierte die 
Fähre einen Funk-
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kommandowagen des 
Katastrophenschutzes. 
Jeder Helfer, der die Fähre 
auf dem Wasser begleitet, 
hat seine Funktion, wenn 
nicht beim Fah ren , dann 
beim Ab- oder Anlegen. 
Was zunächst ein wenig 
nach Spielerei aussah, 
nämlich der Bau einer 
behelfsmäßigen Fähre aus 
Autoschläuchen , Brettern 
und Bohlen , zusammen­
gehalten von einigen Sei­
len , stellte sich dann als 
ein durchaus brauchbares 
und praktisches Gerät 
heraus. Jugenderinnerungen 
wurden dabei wach. Damals 
baute man mit Freunden 
ähnliches, nur nicht so 
gekonnt stabil und sicher. 
Auf dem Wege zu der Ufer­
stelle , an der ein Wasser­
dienstzug mit anderen und 
schwereren Geräten arbei­
tet, besuchen wir den Ver­
sorgungspunkt I, der für das 
leibl iche Wohl der Helfer 
sorgt. Wenn die Küche 
auch in Zelten untergebracht 
ist, das Essen teilweise in 
Kanistern an die verschie­
denen Einsatzstellen 
gebracht werden muß , so 
ist die Einrichtung der 
Küche doch modern und 
zweckmäßig . Lediglich mit 
dem Trinkwasser hat man 
es sich ein wenig schwer 
gemacht. Es wird nämlich 
als Rohwasser der Weser 
entnommen, läuft aber dann 
über einen in einem Fahr­
zeug untergebrachten 
Trinkwasserbereiter, um 
dann hygienisch frisch und 
schmackhaft verwendet zu 
werden. 
Um die Instandsetzung 
defekt gewordener Geräte 
kümmert sich der Versor­
gungspunkt 11. Hier steht 
unter anderem ein I-Trupp­
Wagen (Instandsetzung) , 
mit dem die erfahrenen 
Handwerker alle anfallenden 
Reparaturen durchführen 
können. Beim Wasser­
dienstzug I betreibt man 
Obersetzverkehr mit vor­
gefertigtem Gerät. H ier 
wird mit leichten Pontons 
aus Holz oder Aluminium 
gearbeitet. Ein großer 
stabiler Anleger für eine 
B-t-Fähre ist bereits fertig. 
Helfer tragen schwere 
Spurtafeln , die als Belag 
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Balken, Bohlen, Seile und sechs Autoschläuche sind das Material, aus dem diese 
Behelfsfähre entstanden ist. 

Spurtafeln, die als Belag für Fähren und Stege dienen, wurden für den nächtlichen 
Brückenschlag am Weserufer bereitgelegt. 

für Fähren und Stege 
dienen , ans Ufer. Anker­
winden werden angebracht 
und durch Erdnägel fest­
gehalten. Auch hier spielt 
die Verwendung von Leinen 
eine große Rolle. Da muß 
man schon die vielen Stiche 
und Bunde beherrschen . 
Dann entsteht die B-t-Fähre. 
Angetrieben von drei 50-
PS-Au ß e n bord moto ren , 
bewegt sie sich sicher auf 

dem Wasser. Die Fahrer 
der Außenbordmotoren , 
die nach den Zeichen des 
Fährenführers fahren , 
müssen sich schon sehr 
konzentrieren. Diese Tätig­
keit ist eine Teamarbeit , die 
nur durch eine gründliche 
Ausbildung zu erreichen ist. 
Die Belastung der Fähre 
mit vier Fahrzeugen und 
deren Transport zum 
anderen Ufer klappt dann 

auch reibungslos. Auf diese 
Weise könnten Bergungs­
mannschaften , Feuerwehren 
und sonstige Hilfskräfte , 
aber auch Zivilpersonen 
übergesetzt werden. 
Im Rahmen des Wasser­
dienstes des Katatrophen­
schutzes ist der Bau einer 
B-t-Fähre das äußerste der 
vorhandenen Möglichkeiten. 
Betrachtet man einmal das 
störungsfreie Fortschreiten 



Aus leichten Aluminiumpontons und vorgefertigtem Gerät wurde von Helfern eines Wasserdienstzuges eine 8-t-Fähre 
gebaut. 

Bei allen Arbeiten am und auf dem Wasser trugen die 
Helfer zu ihrer persönlichen Sicherheit Schwimmwesten. 

der Arbeiten, bedenkt man, 
daß der Ausbildungsstand 
der Führer, Unterführer und 
Helfer ganz unterschiedlich 
ist, muß man die gezeigte 
Leistung doppelt hoch ein­
schätzen. Denn erst 30 
Prozent der teilnehmenden 
Führer haben eine abge­
schlossene Ausbildung . 
Von den Helfern stehen 
40 Prozent in der Ausbil­
dung, 60 Prozent sind noch 
ohne Ausbildung. Hier zeigt 
sich, daß der gute Wille 
und die aktive Mitarbeit 
bei der Ausbildung die 
besten Voraussetzungen für 
den Erfolg sind. Den 
Helfern macht es sichtlich 
Spaß, die gestellten Auf­
gaben selbständig zu lösen. 
Sie spüren , daß es auf ihre 
Mitarbeit und Einsicht an­
kommt. Gern fügen sie sich 
in die gemeinschaftliche 

Aufgabe ein, weil sie erken­
nen , daß die Verantwortung 
jedes einzelnen Helfers eine 
Mitverantwortung gegen­
über der Gesamtheit 
bedeutet. 
Die Nachtübung des Was­
serdienstzuges I verlief 
ebenso reibungslos wie der 
Übersetzverkehr bei Tage. 
Als der Schwimmsteg aus 
vorgefertigtem Gerät zu 
nächtlicher Stunde wieder 
rückgebaut worden war, 
konnten sich auch hier alle 
beteiligten Helfer zur wohl­
verdienten Ruhe in ihre 
Zelte begeben. Manch ei ner 
unter ihnen , der körperlich 
und geistig ermüdet in 
seinen Schlafsack kroch, hat 
wahrscheinlich nicht einmal 
mehr einen Gedanken an 
sein gemütliches, warmes 
und bequemes Bett daheim 
verschwendet. 
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Eine Fülle von Vorschlägen 
und Anregungen für eine 
Verbesserung des Unfall­
rettungsdienstes brachte am 
21. Juni eine öffentliche 
Anhörung , zu der der 
Bundestagsausschuß für 
Verkehr und für das Post­
und Fernmeldewesen 
folgende Verbände gebeten 
hatte : Deutsches Rotes 
Kreuz, Arbeitsgemeinschaft 
der Leiter der Berufsfeuer­
wehren , Arbeiter-Samariter­
Bund, Johanniter-Unfall­
Hilfe, Malteser Hilfsdienst, 
Allgemeiner Deutscher 
Automobil-Club, Automobil­
Club von Deutschland, 
Automobil-Club Europa, 
Deutsche Verkehrswacht, 
Rettungsd i enststiftu ng 
(Björn Steiger) , dazu der 
Gemeinsame Beirat für 
Verkehrs medizin des Bun­
desverkehrs- und des 
Bundesgesundheitsministe­
dums, ferner die Vertreter 
des Staatsministeriums des 
Innern von Bayern , der 
Behörde für Inneres von 
Hamburg und des 
Ministeriums für Arbeit , 
Gesundheit und Soziales 
von Nordrhein-Westfalen. 
Zu fünf Themen hatten die 
Vertreter Gelegenheit, die 
Ansicht ihrer Organisation 
vorzutragen. Zum Teil 
wurden alte Forderungen 
erneut und verstärkt vor­
gebracht, zum Teil neue 
Anregungen gegeben. In 
einigen Fällen waren die 
Wünsche zu einer Ver­
besserung des Unfall­
rettungsdienstes überein­
stimmend, in anderen 
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Kampf 
dem 

Öffentliche Anhörung 
über eine 
Verbesserung des 
Unfall rettungsdienstes 

Ein typischer Unfall, wie er sich tagtäglich auf unseren Straßen ereignet und vielfach 
auch Menschenleben fordert. 

unterschieden sie sich. 
So wurde von allen Teil­
nehmern an dieser Zusam­
menkunft zum ersten Thema 
"Auf welche Weise kann 
eine bessere Erstversor­
gung der Verletzten am 
Unfallort erreicht werden? U 
eine Erste-Hilfe-Ausbildung 
der gesamten Bevölkerung 
gefordert. Man sprach sich 
überwiegend dafür aus, daß 
diese Ausbildung möglichst 
schon in der Schulzeit 
beginnen müsse. Das setzt 
wiederum voraus, daß bei 
einer solchen Regelung 
alle Älteren irgendwie 

auch erlaßt werden müßten; 
besonders wurde an die 
Inhaber älterer Führer­
scheine erinnert. Auch für 
Wiederholungskurse in 
regelmäßigen zeitlichen 
Abständen fanden sich 
Befürworter. 
Von allen Ärzten wird 
erwartet , daß sie unabhän­
gig von ihrer Fach richtung 
so ausgebildet sind, daß sie 
in Notfällen helfen können. 
In den Kraftwagen ei nes 
jeden Arztes gehört ein 
Notarztkoffer. Zu bedenken 
sei ferner, ob nicht außer 
dem obligatorischen Ver-

bandkasten im Kraftwagen 
eine Schutzdecke bzw. 
Folie mitzuführen sei. 
Zu der Frage " Wie kann 
das Unfallmeldesystem 
verbessert werden? U war 
eine Übereinstimmung 
darüber festzustellen, daß 
die Notrufnummer 110 
einheitlich im ganzen Bun­
desgebiet eingeführt wer­
den soll. Von allen Sprech­
steIlen aus müsse diese 
Nummer gebührenfrei 
gewählt werden können , 
um - wie z. B. bei öffent­
lichen Fernsprechzellen -
wegen Mangel an Münzen 



Nicht immer sind sofort - wie hier - tatkräftige Helfer 
zur Stelle. 

den Hilferuf nicht zu ver­
zögern. Der Notruf für 
die Feuerwehr - 112 -
soll erhalten bleiben, da 
er eingeführt und bewährt 
sei. 
Eine wichtige Vorausset­
zung sei, daß der Notruf 
in ständig besetzten Zen­
tralen (Polizei oder Feuer­
wehr) ankomme , da hier 
geschultes Personal sitzt, 
das sofort richtig handelt. 
Müssen überregionale 
Notrufzentralen geschaffen 
werden, die also nicht an 
Lände r- und sonstige 
Verwaltu ngsgrenzen gebun-

den sind, so sollten sie mit 
einem Unfallkrankenhaus 
eng zusammenarbeiten. 
Von diesen Zentralen aus 
müssen die Einsätze ge­
steuert werden , damit das 
Fahrzeug mit dem kürzesten 
Anfahrtweg an die Unfal l· 
stelle geschickt wird . 
Wichtig sei außerdem , daß 
zunächst an bekannten 
Unfallschwerpunkten, an 
Kreuzungen vielbefahrener 
Straßen und in dünnbesie­
delten ländlichen Gegenden 
einheitliche Notrufsäulen 
aufgestellt werden, die 
durch ein Kabel oder über 

Sofortige Hilfe durch das Beherrschen der Mund-zu-Mund­
Beatmung. 

Die ersten Minuten nach einem Unfall sind oft sehr 
entscheidend für den Verletzten. 

Funk mit ihrer Zentrale 
verbunden sind. Auch düne 
es kein Notfallfahrzeug 
geben ) das nicht mit einem 
Funkgerät ausgestattet 
ist. 
Zur dritten Frage ))Welche 
Maßnahmen sind erforder­
lich) um den Abtransport 
der Verletzten zu be­
schleunigen?" wurde zu­
nächst wiederu m auf .die 
Notrufsäulen verwiesen . 
Die Zahl der Reltun gs­
wagen ) die grundsätzlich 
mit zwei ausgebildeten 
Sanitätern besetzt sein 
müßten) soll vergrößert 

werden. Für die Sanitäter 
ist ein einheitliches Berufs­
bild zu schaffen. Viel erhofft 
man sich auch davon) daß 
die entsprechenden Kran­
kenhäuser über einen 
Notarztwagen verfügen. 
Als nErgänzung " des 
Straßentransportes wird der 
Reltu ngsh ubsch rau be r 
angesehen ) wobei aller­
dings zu berücksichtigen 
ist) daß hier noch zu wenig 
Erfahrungen vorliegen ) um 
endgültig sagen zu können ) 
wann ihr Einsatz sinnvoll 
ist. So konnte keine völlige 
übereinstimmung erzielt 
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Seit Jahren haben die freiwilligen Helferorganisationen mit ihren Spezialwagen und ausgebildeten Kräften schon 
viele Menschenleben gerettet. 

Mehr Krankenwagen und mehr ausgebildete Sanitäter werden dringend benötigt, um 
schnelle Hilfe leisten zu können. 

werden. Auf jeden Fall 
wird man weitere Erfahrun­
gen mit dem Einsatz von 
Hubschraubern abwarten, 
um ein besseres Bild zu 
erhalten. 
Wie steht es mit den 
Sanitätseinrichtungen der 
Bundeswehr oder des 
Bundesg renzschutzes? 
Ein ige Verbände plädieren 
für eine völlige Integrierung 
in das Rettungssystem bzw. 
für eine größere Mitwir­
kung, andere wollen den 
Ein satz auf Katastrophen 
beschränkt wissen oder auf 
eine übergangszeit. Inter-
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essan t ist der Vorschlag aus 
dem Süden der Bundes­
republik , Rettungszweck­
verbände zu gründen, die 
alle Hilfso rganisationen 
unter völliger Wahrung 
ihrer Selbständ igkeit zu­
sammenfassen. 
Frage vier: "Welcher 
Finanzbedarf besteht, und 
wie kann er gesichert 
werden? U Das DRK nannte 
einen Betrag von 6,- DM 
je Kopf der Bevölkerung. 
Das Land Hamburg weist 
für sein Gebiet einen z. Z. 
jährlichen Fehlbedarf von 
3 M illionen DM nach ; bei 

Durchführung aller Vor­
haben wäre mit jäh rli ch 
20 Millionen DM zu rechnen. 
Die Deckungsvorschläge 
reichen von der alleinigen 
Übernahme durch die 
öffentliche Hand bis zur 
gemeinsamen Finanzierung 
durch die öffentliche Hand, 
RVO-Kassen , Unfall-Ver­
sicherer und Erhebung von 
1,- DM je K raftwagen und 
Jahr. Wesentlich ist die 
Forderung nach spezi f izier­
ten, kostendeckenden 
Leistungstarifen , die von 
den Versicherern zu zahlen 
se ien , und dem Fehlbetrag-

ausgleich durch die öffent­
liche Hand. 
Zur fünften und letzten 
Frage "Soll ein Bundes­
rahmengesetz über das 
Rettungswesen erlassen 
werden oder reichen ei n­
heitliche Richtlinien aus?!! 
fordern alle Verbände ein 
Bundesrahmengesetz, 
einige sogar ein Bundes­
gesetz. Richtlin ien reichen 
nach ei nhell iger Me inung 
nicht aus . Es wurde aber 
auch der Entwurf ei nes 
Mustergesetzes vo r­
geschlagen, das jedes Land 
dann für sich erläßt, um 
gebietli che Gegebenheiten 
berücksichtigen zu kön nen. 
Das Land Hamburg hält 
dagegen eine Zu sammen­
arbei t der Lände r zur 
Schaffung neuer und ab­
gestimmter Richtlinie n für 
ausreichend. 
Auf eine weitere Mög li ch­
keit wurde hingewiesen: 
Zur Zeit wird ein " Gesetz 
über die Beförderung von 
Personen mit Kranken­
kraftwagen U vorbereitet. 
Eine Reihe der bei der 
öffentl ichen Anhörung 
angeschnittenen Probleme 
kön nte gleichzeitig mit und 
in dem Gesetz geregelt 
werden. 



Albert Butz, Stadtverwaltungsdirektor, Köln 

in der Gemeinde 

Drei Jahre nach Inkraft­
treten des Gesetzes über 
die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes 
(KatSG) vom 9. 7. 1968 
(BGB\. I S. 776) wurde 
die Allgemeine Verwal· 
tungsvorsch rift für Aufbau, 
Förderung und Le itung 
des Selbstschutzes (Vwv­
Selbstschutz) vom 11 . 5. 
1971 veröffentlicht. So 
kann nun mit der Selbst­
schutzplanung in den 
Gemeinden begonnen 
werden. 
Die Einbezjehung des 
Selbstschutzes in das 
Gesetz über die Erweite­
rung des Katastrophen­
schutzes wurde von den 

gesetzgebenden Körper­
schaften aus praktischen 
Gründen getroffen , obwoh l 
der Selbstschutz begrifflich 
weder dem Katastrophen­
schutz noch dessen Erwei· 
terung zugeordnet werden 
kann. Die gemeinsame 
gesetzliche Regelung der 
erweiterten Aufgaben des 
Katastrophenschutzes 
sowie des Handeins von 
kommunalen und staat­
lichen Stellen für den 
Aufbau , die Förderung und 
Leitung des Selbstschutzes 
ist für die Gemeinden und 
Gemeindeverbände nicht 
ohne Bedeutun g, weil alle 
Maßnahmen der Vorsorge 
und dem Schutz der Be-

völkerung dienen . Die enge 
Bindung des organisierten 
Katastrophenschutzes und 
der Selbsthilfe der Bürger, 
die auf freiwilliger Basis 
beruht, ist in der prakti­
schen Auswirkung eine 
Selbstverständlichkeit. Die 
Bevölkerung wird jedoch 
in Notzeiten nur mitwirken , 
wenn der Selbstschutz­
gedanke mehr als bisher 
in ihr Bewußtsein einge­
drungen ist. 
Nachdem die notwendigen 
Durchführungs- und Ver­
waltungsvorschriften vor­
liegen , ist es nun an der 
Zeit, daß die Gemeinden 
mit dem Aufbau des 
Selbstschutzes beginnen. 
Eine sinnvolle Selbstschutz­
planung ist die Vorausset­
zung dafür, daß die Bevöl­
kerung an ihren Wohn-
und Arbeitsstätten in den 
Gemeinden in die Lage 
versetzt wird , durch Aus­
schöpfung aller Selbst­
schutzmöglichkeiten im 
kommunalen Lebensbereich 
das zu tun , was zur Selbst­
erhaltung des einzelnen , 
aber auch der Gemein-

Mit der Tragkraftspritze TS 2/5 können im Selbstschutz Entstehungsbrände gelöscht und 
bei Hochwasser überflutete Keller gelenzt werden. Eiile gründliche Ausbildung ist 
jedoch dafür Voraussetzung. 

schaft notwendig und 
durchführbar ist. 

Die Vwv-5elbstschutz 

Der Selbstschutz umfaßt 
gem. Vwv-Selbstschutz 
§ 1 alle Maßnahmen der 
Bevölkerung, die dazu 
dienen, die in ihrem enge­
ren Wohn- und Arbeits­
bereich durch Waffen­
wirkungen drohenden oder 
eingetretenen Schäden, 
insbesondere an Leben 
und Gesundheit, zu ver­
hindern, zu mildern oder 
zu beseitigen. 
Diese Zielsetzung weist 
dem Selbstschutz auch in 
der Zukunft einen begrenz­
ten Platz zu, nämlich den, 
durch Ausbildung und 
andere geeignete Maß­
nahmen den Gefahren 
eines Kriegsfalles zu 
begegnen. Man muß sich 
fragen , warum der Selbst­
schutz nicht auch auf die 
vielfältigen Notfälle in 
normalen Zeiten aus­
gerichtet wurde, denn seit 
der schnell fortschreitenden 
Technisierung und durch 
die Verschmutzung der 
Umwelt entstehen täglich 
neue Gefahren für die 
Gesundheit und das Leben 
der Menschen. Gerade der 
Selbstschutz wäre bei 
einer Umstellung seiner 
Ausbi ldullgsziele in der 
Lage , im engeren Lebens­
bereich wirksame Selbst­
hilfen und Schutzfunk­
tionen gegen die ständig 
wachsenden Umwelt­
gefahren, die den heutigen 
Menschen bedrohen, zu 
schaffen. 
Politische Gründe, finan­
zielle Erwägungen , ver­
bunden mit Kompetenz­
schwierigkeiten zwischen 
den autonomen Organ isa­
tionsträgern Bund , Ländern 
und Gemeinden stehen 
einem wirtschaftlichen, 
zweckmäßigen und zügigen 
Aufbau des Selbstschutzes 
in manchen Fällen ent­
gegen; sie sind im Inter­
esse der Sache aber nicht 
verständlich. Anstatt den 
Selbstschutz durch entspre­
chende Maßnahmen zu 
stützen und zu fördern, 
wird der Bürger durch 
den Staat und durch die 
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Gesellschaft zum Wohl­
standsdenken verleitet. 
Für eine Notstandsvor­
sorge, die eine gesell­
schaftspolit ische Aufgabe 
ersten Ranges für jeden 
Rechtsstaat sein muß, 
bringt der Bürger wenig 
Zeit und Einsicht auf, ja, 
er schließt sozusagen mit 
staatlicher Duldung seine 
Augen vor möglichen Not­
standsgefahren. Deshalb 
wird der Selbstschutz, 
ausgerichtet allein auf 
einen Kriegsfall , auch in 
Zukunft in seinen Aufbau­
bemühungen viele 
Schwierigkeiten zu über­
winden haben. 
Die Unterrichtung der 
Bevölkerung über Mög­
lichkeiten und Notwendig­
keit einer Daseinsvorsorge 
für Notzeiten ist eine 
politische Aufgabe. Sie 
kann nicht allein dem 
Bundesverband für den 
Selbstschutz überlassen 
bleiben. Die führenden 
Politiker sind verpflichtet, 
die in unserer Verfassung 
und Notstandsgesetz­
gebung verankerten Maß­
nahmen auch politisch vor 
der Bevölkerung zu ver­
treten . Hier ist ein großer 
Nachholbedarf vorhanden. 
Der Selbstschutz ist die 
Basis des gesamten Zivi/­
schutzes. Wie alle Zivil­
schutzaufgaben besteht er 
aus ausschließlich humani­
tären und passiven Schutz-, 
Hilfs- und Versorgungs­
maßnahmen, die sich gegen 
niemanden richten , keine 
Institution, politische 
Richtung , Religion oder 
Gese Iischaf tso rd n u ng 
angreifen, bzw. in Frage 
stellen. Der Selbstschutz 
ist vielmehr im wohlver­
standenen Sinne ein Faktor 
unserer Entspannungs·, 
Sicherheits- und Friedens­
politik. 
Selbstschutz, wie wir ihn 
verstehen, hat vorbeugen· 
den, schützenden und not­
lindernden Charakter. 
Vorbeugend ist der Selbst­
schutz z. B. durch die 
Beschaffung und Bereit­
haltung von Rettungs­
gerät, durch Bevorratungs· 
maßnahmen , durch Besei­
tigung von Gefahren­
quellen und vor allem 
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Bunde und Stiche sind eine kniffl ige Angelegenheit! 
Der BVS-Ausbilder zeigt in der Selbstschutzausbildung, 
wie sie angelegt werden. 

Das Bergetuch sollte in keiner Selbstschutzausrüstung 
fehlen. Beim Transport von Verletzten ist es vielfältig 
zu verwenden. 

Die Selbstschutz-Berater der Gemeinden werden in den 
BVS-Schulen auf ihre verantwortungsvolle Tätigkeit 
gründlich vorbereitet_ 

durch die Teilnahme an 
der Ausbildung. Unmittel­
bar schützend ist er durch 
erlerntes und gekonntes 
selbstschutzmäßiges Ver­
halten. Notlindernd ist der 
Selbstschutz z. B. nach 
Eintritt eines Schadens­
falles durch Anwendung 
der humanitären Hilfs- und 
Rettungsmaßnahmen, der 
Brandbekämpfung, der 
Erstbehand lung Verletzte r 
usw. Der gut funktionie­
rende Selbstschutz schützt 
den einzelnen Bürger, die 
mit ihm in häuslicher oder 
arbeitender Gemeinschaft 
lebenden und wirkenden 
Personen sowie die Nach­
barn in den Wohnvierteln. 
Der Hauptverwaltungs­
beamte der Gemeinde ist 
für den Aufbau, die Förde­
rung und die Leitung des 
Selbstschutzes verantwort­
lich. Zu den Aufbaumaß­
nahmen gehört die Planung 
für den gemeindlichen 
Selbstschutz und die 
Selbstschutzausbildung 
der Bevölkerung in der 
Gemeinde. 
Die Grundlagen für den 
Aufbau des Selbstschutzes 
sind: 

die Ortsbeschreibung 
und ihre Auswertung; 
die Einteilung der Ge­
meinde nach selbstschutz­
taktischen Gesichts­
punkten; 
die Einrichtung und 
Unterhaltung von Selbst­
schutzberatungs- und 
Leitstellen; 
die Mitarbeit des Bun­
desverbandes für den 
Selbstschutz und der 
übrigen Katastrophen­
schutzorgan isationen; 
die koordinierenden 
Maßnahmen für den 
Selbstschutz in den 
Wohnbereichen sowie 
in den Betrieben. 

Gemäß § 7,3 KatSG nimmt 
der Hauptverwaltungs­
beamte sachverständige 
Angehörige des Bundes­
verbandes für den Selbst­
schutz und der Katastro­
phenschutzorganisationen 
in seinen Stab auf. 

Planung 

Der Bundesverband für 
den Selbstschutz ist vor 



allen anderen Organisa­
tionen besonders geeignet, 
den Hauptverwaltungs­
beamten beim Aufbau und 
der Förderung des Selbst­
schutzes in den Gemeinden 
zu unterstützen. Seine 
mitwirkende Tätigkeit 
konzentriert sich auf Un­
terrichtung und Ausbildung 
der Bevölkerung. Die 
Dienststellen des Bundes­
verbandes für den Selbst­
schutz sind auf diese 
Aufgaben vorbereitet. Es 
wird jedoch notwendig 
werden, das Ausbildungs­
volumen der Dienststellen 
noch zu vergrößern. 
Der Hauptverwaltungs­
beamte fordert die Bevöl­
kerung zur Teilnahme an 
der Selbstschutzausbildung 
auf. Hierbei kann er sich 
durch die öffentlichkeits­
arbeit des Bundesverban­
des für den Selbstschutz 
unterstützen lassen. 
Weiterhin stellt der Haupt­
verwaltungsbeamte gemein­
sam mit dem Bundes­
verband für den Selbst­
schutz einen Veranstal­
tungsplan auf, gibt die 
Termine der Ausbildungs­
veranstaltungen bekannt 
und lädt die Bevölkerung 
zur Teilnahme ein. 
Auch bei der Beschaffung 
der Selbstschutzausstattung 
wirkt der Bundesverband 
für den Selbstschutz in 
Zusammenarbeit mit der 
Gemeinde darauf hin , daß 
die Bevölkerung Selbst­
schutzgerät bereithält und 
Schutz räume in Wohn­
stätten errichtet. 
Beteiligt der Hauptverwal­
tungsbeamte neben dem 
Bundesverband für den 
Selbstschutz weitere Kata­
strophenschutzorganisa­
tionen , so hat er zu prü­
fen , ob diese in der Lage 
sind , die Selbstschutz­
ausbildung im Rahmen der 
vorgeschriebenen Lehr­
gangs- und Lehrstoffpläne 
über einen längeren Zeit­
raum durchzuführen, ob 
geeignete Lehrkräfte in 
ausreichendem Maße zur 
Verfügung stehen und ob 
die erforderlichen Lehr­
mittel und Ausbildungs­
geräte vorhanden sind. 
Eine wichtige Aufgabe 
erwächst dem Hauptverwal-

~,;" 

1 ., 
' ''-.8 

In den Beratungsstellen der Gemeinden erhält die 
Bevölkerung u. a. Hinweise, wie ein Lebensmittelvorrat 
anzulegen ist und was eine Hausapotheke alles enthalten 
sollte. 

tungsbeamten durch die 
Einrichtung der Beratungs­
und Leitstellen in den 
Wohnbereichen seiner 
Gemeinde. Hier soll die 
Bevölkerung in allen 
Selbstschutzfragen Rat und 
Auskunft erhalten. Erhöhte 
Bedeutung kommt dabei 
der richtigen Auswahl der 
Selbstschutzberater zu , die 
für die Gemeinden ehren­
amtlich tätig sind und da­
durch in einem öffentlich 
rechtlichen Verhältnis 
besonderer Art zu ihr 
stehen. 
Die Förderung des Selbst­
schutzes in Arbeitsstätten 
gestaltet sich für die 
Gemeinden schwierig, weil 
hierbei verschiedene Stei­
len außerhalb des Gemein­
debereiches mitwirken. Es 
werden z. B. Empfehlungen 
für den Selbstschutz in 
Behörden vom Bundesamt 
für zivilen Bevölkerungs­
schutz herausgegeben. Für 
den Selbstschutz in 
Betrieben der gewerblichen 
Wirtschaft liegen Empfeh-

lungen der Arbeitsgemein­
schaft Zivil schutz der 
Spitzenorganisationen der 
gewerblichen Wirtschaft 
vor. Für landwirtschaftliche 
Betriebe gibt der Bundes­
minister für Landwirtschaft 
und Forsten seinerseits 
Empfehlungen heraus. 

Kosten 

Der Bund trägt die Kosten 
mit Ausnahme der persön­
lichen und sächlichen Ver­
waltungskosten, die den 
Gemeinden bei Aufbau , 
Förderung und Leitung 
des Selbstschutzes ent­
stehen, Den Teilnehmern 
an Unterrichts- und Aus­
bildungsveranstaltungen 
im Selbstschutz in Wohn­
stätten werden die Fahrt­
kosten erstattet. Der Bund 
trägt insbesondere die 
Kosten , die für die Tätig­
keit und Ausbildung der 
Selbstschutzberater und 
des Lehr- und Ausbildungs­
personals entstehen. 

Kosten für die Bereitstel­
lung und Benutzung 
gemeindeeigener Räume 
tragen die Gemeinden. 

Ausblick 

Nachdem die Vorausset­
zungen für einen wirk­
samen und sinnvollen 
Aufbau des Selbstschutzes 
in den Gemeinden 
geschaffen sind , bleibt nun 
abzuwarten , was die zustän­
digen Stellen - Kreis und 
Gemeinde - im Zusam­
menwirken mit den zur 
Mitarbeit aufgerufenen 
Organisationen, Stellen 
der Wirtschaft, Betriebe 
und Behörden daraus 
machen. Entscheidend wird 
es darauf ankommen, ob 
die Gemeinden gewillt sind, 
in ihrem Bereich die Wei­
chen für eine wi rksame 
Selbstschutzplanung und 
Zusammenarbeit mit allen 
Beteiligten zu stellen . Es 
sind die Voraussetzungen 
gegeben, die Selbstschutz­
planung im Zusammen­
wirken mit dem Bundes­
verband für den Selbst­
schutz und mit den Stellen 
der Wirtschaft noch in 
diesem Jahr aufzustellen , 
so daß mit Beginn des 
Jahres 1972 ein durch­
gängiger Ausbildungs- und 
Veranstaltungsplan anlau­
fen kann. 
Die Helfer und Mitarbeiter 
des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz erhalten 
Aufgaben , die sie vollstän­
dig in Anspruch nehmen 
werden. Es kommt dar-
auf an, daß sie diese sach­
verständig und realistisch 
anpacken. Der Haupt­
verwaltungsbeamte und die 
Dienststellen des Bundes­
verbandes für den Selbst­
schutz sowie die Berater 
und Ausbilder werden bei 
der Durchführung der 
Selbstschutzplanung einer 
kritischen Beobachtung 
durch die öffentlichkeit 
ausgesetzt sein, Die Bemü­
hungen um ein überzeu­
gendes Konzept müssen 
parallel laufen mit den 
Bemühungen, die Bevöl­
kerung und die Betriebe 
von der Notwendigkeit 
der Mitarbeit zu überzeu­
gen. 
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Oberpolizeidirektor Dr. Othmar Keller; München 

DieAu~ben 
der PolIZei in der 
Katastrophenabwehr 
Grundsatz: Teamwork 

Die Entwicklung der Technik in unserer 
Gesellschaft, die Erschließung neuer 
Lebensräume und Elemente, wie auch 
die stetige Steigerung des Bedarfs 
an immer größeren und schnelleren 
Verkehrsmi tteln eröffnen zwangs­
läufig zusätzliche Gefahrenquellen, 
die den Gesetzgeber ebenso wie die 
Organe des Katastrophendienstes 

vor schwierige Aufgaben und Ent­
scheidungen stellen. Trotz laufender 
Erweiterung der Vorsorgemaßnahmen 
werden sich allerdings auch in Zukunft 
Naturkatastrophen wie technische 
Katastrophen nicht ausschließen 
lassen , da in der Regel weder 
Zeitpunkt noch Art und Ausmaß einer 
Katastrophe voraussehbar sind . Es ist 

Explosion in einer Raffinerie. Ein Hubschrauber der Polizei gibt über Laut­
sprecher Anweisungen an die Werksangehörigen. 
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deshalb notwendig , daß die Maßnah­
men des Katastrophenschutzes grund­
sätzlich allgemeinen Charakter tragen 
und ein flexibles Eingehen auf denk­
bare Lagen und Gefahren ermög­
lichen. Darüber hinaus müssen selbst­
verständlich da, wo Gefahrenquellen 
zeitlich bzw. örtlich fixiert werden 
können , präzise Abwehrmaßnahmen 
vorbereitet werden. 
Bei der Erörterung der Frage, wer 
zur Vorbereitung entsprechender 
Abwehrmaßnahmen aufg erufen ist, 
begegnet man nicht selten der irrigen 
Vorstellung , als sei die Katastrophen­
abwehr ausschließlich Aufgabe der 
Dienststellen und Behörden, die 
für die allgemeine und besondere 
Gefahrenabwehr zuständig sind. Dabei 
wird übersehen, daß gerade bei der 
Beseitigung ode r Minderung ein­
getretener Schäden sowie bei der 
Wiederherstellung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung erheblich 
mehr Institutionen und Hilfsdienste 
in Anspruch genommen werden 
können als dies gemeinhin angenom­
men wird. 

Im Rahmen der zur Bekämpfung von 
Katastrophen eingesetzten Fach­
und Hilfsdienste hat die Polizei 
bei Eintritt eines Katastrophenfalles 
nach dem Grundsatz des ersten 
Zugriffs zunächst die notwendigen 
unaufschiebbaren Maßnahmen bis zur 
Übernahme der Einsatzleitung durch 
die für die Katastrophenabwehr 
verantwortlichen Stellen zu treffen. 

Die Gesamtleitung obliegt grund­
sätzlich dem Leiter der für den 
jeweiligen örtlichen Bereich zustän­
digen Verwaltungsbehörde, sofern er 
nicht unter Aufrechterhaltung seiner 
Verantwortung den Vollzug der 
Stelle überträgt, die nach den 
gegebenen Verhältnissen in erster 
~inie zur Bekämpfung der Katastrophe 
In Betracht kommt und dazu in der 
Lage ist. Als solche kann auch die 
Polizei anzusehen sein, wenn vor 
allem polizeiliche Vollzugsmaßnahmen 
notwendig werden. Dagegen soll 
eine grundsätzliche übertragung 
der Gesamtl eitung und Verantwortung 
auf den Leiter der Polizei nicht 
stattfinden. 
Dies eindeutig festzustellen , scheint 
notwendig, weil immer wieder zu 
beobachten ist, daß der leitende 
Polizeivollzugsbeamte aufgrund 
seiner besonderen taktischen Schu­
lung und Einsatzerfahrung in die Rolle 
des Gesamteinsatzleiters gedrängt 
wird. Es ist keineswegs gleichgültig , 
wer die Einsatzleitung übernimmt ; 
dies nicht nur aus fachlichen , 
sondern vor allem auch aus (haftungs-) 
rechtlichen Gründen. Daß der Polizei-



Blick in die Polizei-Notrufzentrale im Hamburger Polizeipräsidium. 

führer in krit ischen Situationen bis 
zur Aktionsfähigkeit der Führungs­
zentrale leitend tätig wird , will wohl 
niemand ernstlich kritisieren . Dies 
umso weniger, als naturgemäß die 
Polizei wegen ihres Status, ihrer 
Organisationsform und wegen ihres 
Fernmeldenetzes häufig sogar der 
einzige Ansprechpartner ist, der 
sich zur raschen Durchsetzung von 
Sofortmaßnahmen anbietet. Bis zum 
Eintreffen der Fachdienste kann die 
Polizei quasi "vertretungsweise" 
einspringen, sie soHte aber keine 
Einzelanordnungen an deren Stelle 
treffen, weil ihr hierzu die Voraus­
setzungen fehlen . Mit der Bildung 
der Einsatzleitung beschränkt sich die 
Polizei, neben ihrer ständigen Mit­
wirkung im Katastropheneinsatzstab, 
vorwiegend auf den Sicherheits- und 
Ordnungsdienst. Dabei wird es in 
der Hauptsache darauf ankommen, 
die Fachdienste und die eingesetzten 
techn ischen Organisationen schnell ­
stens von aHen reinen Ordnungs­
aufgaben zu entlasten und durch 
rechtzeitige äußere und innere 
Absperrungen die Durchführung der 
Katastrophenschutzarbeiten zu 
gewährleisten. 

Mitarbeit 
Im Katastrophenelnsatzstab 

Zur Funktion des Polizeiführers im 
Katastrophenausschuß wäre ganz 
allgemein festzustellen, daß sich 
seine Tätigkeit nicht auf eine bloße 
beratende Funktion und auf die 
Erfüllung polizeilicher Aufgaben 
beschränken darf. Sie muß sich 
vielmehr zu einer echten Führungs­
aufgabe entwickeln. Der leitende 
Polizei beamte soll und muß die 

jeweilige polizeiliche Lage beurtei­
len, den entsprechenden Entschluß 
fassen , diesen der Einsatzleitung zur 
Durchführung vorschlagen und nach 
Billigung als Auftrag formuliert in die 
entsprechende Befehlsform und -art 
umsetzen. 
Vorrangige Forderung für einen 
wirksamen Katastrophenschutz ist 
freilich in jedem Fall , daß der 
Katastropheneinsatzstab klar 
gegliedert, straff geführt und fachlich 
mit entsprechend qualifizierten und 
erprobten Kräften besetzt ist. Selbst­
verständlich soHte dabei sein , daß 
kalendermäßig 

• der Alarmweg und die zur Aus­
lösung des Alarms berechtigten 
Dienstkräfte festgelegt, 

• die Nominierung und der Aufruf 
der Angehörigen des Stabes, 
einschI. der Hilfskräfte (Fern­
meldedienst, Schreiber, Zeichner, 
Kraftfahrer, Melder etc.) vor­
bereitet und 

• die kurzfristige Bezugsbereitschaft 
der Befehlsstelle (ausreichende 
Ausstattung mit Einsatzunterlagen ; 
Anschluß von Fernmeldegerät; 
Vorhalten von Karten, Tafeln , 
Leucht- und Schre ibgerät ; Not­
beleuchtung und Unterkunftsgerät) 
sichergestell t sind. 

Aufgabe des Katastrophenstabes ist 
es schließlich, den Gesamteinsatz­
leiter fachlich zu unterstützen und die 
Einheitlichkeit des gesamten Kata­
strophenschutzes sicherzustellen. Die 
übernahme der Durchführung der 
vom Katastrophenstab oder -ausschuß 
beratenen und darauf vom Gesamt­
leiter angeordneten Maßnahmen 
obliegt im Einzelfall den jeweils in 

Polize irufanlagen ermöglichen auf 
einfache Weise ein Gespräch mit der 
Polizei, um Hilfe oder Auskünfte zu 
erhalten. 

Betracht kommenden Fachsparten, 
Behörden und Organisationen, z. B. 
den Dienststellen der Bauverwaltung, 
der Polizei, der Feuerwehr, dem 
Roten Kreuz o. ä. nach Maßgabe der 
für sie geltenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften. Wichtig ist, 
daß dieser Ausschuß in seiner 
Struktur übersichtlich ble ibt und nicht 
zu einem anonymen, amorphen 
Gebilde wird, was die ihm zukommen­
den Aufgaben schwerfällig ode r 
verspätet wahrnimmt. Er muß eine 
Konzentration der Aufgabengebiete 
in der Führungsspitze zulassen und 
so beweglich sein, daß Befehlswege 
abgekürzt und klare We isungs­
befugnisse hergestellt werden können. 
Das wird möglich sein, wenn nur 
diejenigen Mitglieder des Einsatz­
stabes herangezogen werden , deren 
Rat und Mitarbeit nach der Art der 
Katastrophe notwendig ist. 
Je besser ein Katastrophenstab 
aufeinander eingespielt und nach 
den Grundsätzen eines modernen 
Teamworks und kollektiven Führungs­
prinzips zu arbeiten befähigt ist, 
desto reibungsloser und zielstrebiger 
wird ein gemeinsamer Einsatz der 
Hilfsdienste ablaufen. Gerade bei so 
außerordentlichen Anforderungen 
wie auf dem Gebiet des Katastrophen­
schutzes müssen alle Träger durch 
eine präzise Auftragstakt ik ent­
sprechend ihren Möglichkeiten in die 
Aktion einbezogen werden . Die 
Führungskräfte müssen sich fre ilich 
dazu ein gewisses technisches 
Wissen aneignen, damit sie die 
erteilten Aufträge richtig erkennen 
und durchführen. 
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Femmekleelnsatll 

Der Erfolg eines Einsatzes hängt 
bekanntlich von dem wirksamen 
Einsatz der Fernmeldemittel ab, weil 
die notwendige Wechselbeziehung 
zwischen Meldung und Befehl in der 
Regel ohne ausreichende FernmeIde­
verbindungen nicht hergestellt werden 
kann , Die schwächste Stelle im 
geschlossenen Einsatz schlechthin 
liegt in der mangelnden Koordination 
der angebotenen Fernmeldemittel. 
Genügend traurige Erfahrungen sind 
hierüber bereits gesammelt (siehe 
z, B, Bericht über die Flutkatastrophe 
1962 in Hamburg), Die Ursache dafür 
ist im wesentlichen zu suchen in 
der Unkenntnis über Art, Wirkungs­
weise und Grenzen der FernmeIde­
mittel aufgrund 
• fehlender Ausbildung der Füh­

rungskräfte an Schulen in "Führen 
und EinsatzU der FernmeIde­
verbindungen , 

• fehlender Fernmeldeübungen bei 
den Polizeiorganisationen, 

Taktik, Technik und Betrieb im 
Fernmeldewesen setzen ein hohes 
Maß an Sachkunde und Erfahrung 
voraus. Je verzweigter und differen­
zierter die Fernmeldemittel eingesetzt 
werden , umso intensiver muß sich der 
Polizeiführer mit den Mögl ichkeiten 
und Grenz,en ihres Einsatzes 
befassen . Dies umso mehr, weil wie 
beim Katastropheneinsatz häufig die 
Verschiedenart der technischen 
Systeme , die Belastung der einzelnen 
Netze, der Ausfall von FernmeIde­
mitteln und insbesondere die man­
gelnde Erfahrung in der Kooperative 
ohnehin schon eine schlechtere 
Ausgangsbasis bieten, Der taktische 
Führer muß deshalb wissen , daß 
Polizeiverwendung ohne FernmeIde­
führung ziellos, Fernmeldeführung 
ohne Polizeiverwendung zwecklos 
ist. 
Der Fernmeldedienst ist integrierter 
Bestandteil der Führungskräfte, 
Prioritäten kann es insoweit nicht 
geben, Der Einsatz des Fernmelde­
dienstes ist also eine echte Führungs­
maßnahme, Während der Einsatzleiter 
fOr den Einsatz aller Führungsmittel 
verantwortlich ist, erfüllt der Fern­
meldeführer seinen Fachauftrag 
und ordnet dessen Durchführung an . 
Keiner kann ohne den anderen den 
Einsatzerfolg sicherstellen , Dies 
bedeutet aber auch, daß der 
Forderung nach Wissen um die 
Tätigkeit des anderen keine Grenzen 
gesetzt sind ; denn weder die 
Polizeiverwendung noch die Fern­
meldeführung können Selbstzweck 
sein. Wie fragwürdig ein nur auf 
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"üblichen" Sicherheitsstörungen 
basierender Fernmeldebetrieb in 
seiner Funktion wird, haben ganz 
bestimmte Einsatzfälle gezeigt. Es 
wiederholt sich immer wieder, daß 
in der ersten Einsatzphase innerhalb 
des Schutzbereiches in den ver­
schiedenen Netzebenen so hohe 
Betriebsspitzen bei der polizeilichen 
Nachrichtenübermittlung und -ver­
breitung auftreten, für die in keinem 
Ernstfall genügend FernmeIde­
verbindungen bereitgestellt werden 
können, Fehlt dazu noch eine der 
Lage entsprechende FernmeIde­
führung und die sachkundige Leitung 
des Fernmeldebetriebes, so ist trotz 
aller Bemühungen der Einsatzkräfte 
der Erfolg in Frage gestellt. Diese 
Feststellung wiegt umso schwerer, 
wenn der besondere Anlaß aufgrund 
lebensgefährdender Situationen 
ausgelöst wird, 
Hier genügt nicht mehr ein nur nach 
Vorschriften geregelter Betrieb, der 
von den Kenntnissen des einzelnen 
abhängig ist. Die Sichtung und 
Wertung der anfallenden Nachrichten­
menge erfordert in Verbindung mit 
der Beurteilung der polizeilichen Lage 
eine Steuerung nach Dringlichkeit. 
Die derzeit geübte Praxis, Nachrichten 
ohne Kurzfassung des Inhalts über 
Fern~eldeverbindungen unein­
geschränkt zu befördern , ist eine 
Achillesferse der polizeilichen 
Nachrichtenübermittlung und -ver­
breitung. Dadurch werden möglicher­
weise Verbindungen für die Weiter­
gabe von Führungsnachrichten im 
Katastrophenfall blockiert, so daß 

eine erhebliche Gefahr für die 
eingesetzten Kräfte eintreten kann. 

Aufklärung und Erkundung 

Der erste große Unsicherheitsfaktor 
beim polizeilichen Einsatz im Bereich 
der Katastrophenabwehr liegt bereits 
in der Lagebeurteilung selbst. Gerade 
ihr aber kommt für die Alarmierung 
und den ersten Angriff entscheidende 
Bedeutung zu, Wenn nämlich Art, 
Ort und Ausmaß einer Katastrophe 
nicht nachdrücklich festgestellt 
werden, sind Fehleinschätzungen 
des Personal- und Sachbedarfs nicht 
zu vermeiden , In der Regel wird die 
Polizei durch Dritte von schweren' 
Sicherheitsstörungen verständigt, d. h. 
zwischen dem Eintritt des schädigen­
den Ereignisses, der Meldung und 
der Alarmierung liegt eine mehr 
oder minder große Zeitspanne, Je 
nach der Entfernung des Einsatzortes 
vom Standort der Hilfsdienste, der 
Zugänglichkeit des Geländes, der 
Wetterlage und der Tageszeit 
entstehen also schon Verkehrs­
behinderungen und Einschränkungen 
der Zufahrtsmöglichkeiten, bevor die 
Katastrophenlage und die sich aus 
ihr evtl. noch ergebenden Gef~hren 
für Leib und Leben einigermaßen 
genau festgestellt werden können, 
Diese Behinderung des Einsatzes 
ist dann noch größer, wenn eine 
exakte Lokalisierung des Einsatz­
raumes auf Grund sich widerspre­
chender Meldungen zunächst nicht 
möglich ist. Wertvolle Zeit geht 
verloren, Minuten, die oft über Leben 

Bei der BVS-Dienststelle in Oldenburg ist ab 1, Oktober 1971 
die Stelle des 

Leiters der Dienststelle 
neu zu besetzen. 
Anforderungen: Möglichst langjährige Mitarbeit im BVS oder in 

anderen Zivilschutzorganisationen ; Bewerber 
mit einer abgeschlossenen Fachausbildung im 
Zivil- bzw. Selbstschutz und Kenntnissen auf 
dem Gebiet der allgemeinen Verwaltung wer­
den bevorzugt. 

Geboten wird : Vergütung nach Verg,-Gr, IV b BAT; Hi lfe bei 
der Wohnungsbeschaffung , zusätzliche Alters­
versorgung, Beihilfe bei Krankheit und Unter­
stützung in Notfällen, Zuschuß zum Mittagessen ; 
bei getrennter Haushaltsführung Trennungsgeld 
und Sonderurlaub für Familienheimfahrten, 

Bewerbung mit handgeschriebenem Lebenslauf, Lichtbild, be­
glaubigten Zeugnisabschriften über Ausbildung und bisherige 
Tätigkeiten sowie Nachweis besonderer Fachkenntnisse werden 
erbeten bis zum 30, September 1971 an: 
BUNDESVERBAND FUR DEN SELBSTSCHUTZ 
- Bunde.haupt.Ielie -
5 KÖLN 41, Eupener SIraße 74 



und Tod der Katastrophenopfer 
entscheiden, die für die Klärungen 
des Sachverhalts bedeutsam sind 
und die die Folgenbeseitigung beein­
flussen können. 
Nach Eingang der Meldung über 
Gefahr oder Eintritt einer Katastrophe 
ist deshalb zunächst durch Aufklärung 
und Erkundung das Ausmaß der 
Katastrophe festzustellen . Dabei sind 
den Aufklärungskräften des Polizei­
vollzugsdienstes die Führer der fach­
technischen Einsatzkräfte und Verbin­
dungsorgane zuzuteilen; sie sind bei 
Veränderung der Ausdehnung des 
Katastrophengebietes ständig ein­
gesetzt zu lassen. Gleichzeitig sind 
Anmarschwege für Einsatzkräfte , 
Befehlsstellen sowie Lagerplätze für 
Material und Versorgungsgüter zu 
erkunden. 
Bei der vielseitigen Verwendbarkeit 
von Hubschraubern gewinnt ihr Einsatz 
bei Katastrophen besondere Bedeu­
tung zur Aufklärung und Erkundung, 
darüber hinaus aber auch zum raschen 
übermitteln von Befehlen und Mel­
dungen, zur Verkehrslenkung und 
-regelung , zum Retten von Menschen , 
zum Transport von verletzten oder 
kranken Personen sowie von Rettungs­
kommandos, zur Versorgung abge­
schnittener Gebietsteile und zum . 
Transport wichtigen Rettungsgeräts. 

Erste Hilfe und Alarmler 
Beim ersten Einsatz und bei Gefahr 
im Verzug sind Teile der Polizeikräfte 
zur Ersten Hilfe für Verletzte, zum 
Bergen und Retten von Menschen 
und wertvollen Gütern und zu Ver­
richtungen auch außerhalb ihres 
eigentlichen Aufgabengebietes bis 
zum Eintreffen der Spezialkräfte 
einzusetzen. 
Darüber hinaus sind Kraftfahrzeuge 
der Polizei zum Transport Verletzter, 
zum Evakuieren der Bevölkerung, zum 
Transport von Spezialkräften sowie 
von Material und Versorgungsgütern 
zu verwenden, soweit dadurch der 
Einsatz der Polizeikräfte selbst nicht 
wesentlich in Frage gestellt wird. 
Was die Alarmierung der Bevölkerung 
anbelangt, so besteht nach der von 
allen Ländern 1966 abgegebenen 
Haftungsfreistellungserklärung zugun­
sten der Deutschen Bundespost und 
ihrer Bediensteten die Möglichkeit, 
bei Katastrophen größeren Ausmaßes 
die Bevölkerung mit den Sirenen des 
örtlichen Alarmdienstes durch über­
örtliche Auslösung des Katastrophen­
alarmsignals zu alarmieren (BMI-Erl. 
v. 19. 1. 1966). Die überörtliche Alar­
mierung durch die Warnämter für das 
gesamte Gebiet eines Warnamtes 
oder für eine seiner Warngruppen 

dürfte wegen der Größe dieser 
Gebiete nicht in Frage kommen. 
Es bleibt somit lediglich die Möglich­
keit, überörtlichen Katastrophenalarm 
jeweils durch die mittels eines Fern­
tastgerätes gemeinsam auslösbaren 
Sirenen zu geben. Das Warnnetz 
stützt sich ausschließlich auf das Fern­
sprechnetz der Bundespost, so daß 
die Gebiete, für die eine zentrale 
Auslösung möglich ist, durch den 
Aufbau des Fernsprechnetzes 
bestimmt werden. Da dieses Netz 
jedoch ohne Berücksichtigung der 
Grenzen von Gebietskörperschaften 
und Verwaltungsbezirken entstanden 
ist, deckt sich der Bereich der Fern­
meldeämter (Zentral-, Haupt-, Knoten­
und Endämter) zumeist nicht mit den 
Grenzen der Regierungsbezirke, der 
Landkreise und Gemeinden. Es muß 
deshalb im Einzelfall geprüft werden, 
ob ein katastrophengefährdetes 
Gebiet über das Warn netz gewarnt 
werden kann. Vorraussetzung für eine 
großräumige Auslösung des Kata­
strophenalarms ist deshalb zunächst, 
daß in Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Warn- und Fernmelde­
ämtern die technischen Möglichkeiten 
abgeklärt und kalendermäßig vor­
bereitet werden. 
Angesichts der aufgezeigten tech­
nischen Probleme kommt der üblichen 
Verbreitung des Alarms durch Rund­
funk , Lautsprechwagen der Polizei, 
Kirchenglocken usw. erhöhte 
Bedeutung zu. 

Verkehrslenkung 
und Verkehrsregelung 

Da Katastrophen häufig Unterbre­
chungen der Verkehrswege verur­
sachen, eine großzügige Verkehrs­
lenkung aber nicht sofort in dem 
notwendigen Maße möglich sein wird , 
zwingt die Lage zunächst zu EinzeI­
maßnahmen an verschiedenen Stellen. 
Später sind durch planvolle Verkehrs­
lenkung und Verkehrsregelung das 
gesamte Katastrophengebiet von 
unnötigem Verkehr freizuhalten, 
Gefährdung des Fahrverkehrs zu 
verhindern, Anmarschwege für Einsatz­
kräfte und für Nachschub offen­
zuhalten und ein reibungsloser 
Abtransport evakuierter Personen und 
Güter sicherzustellen. Diese Maß­
nahmen sind beschleunigt durch­
zuführen , auch wenn dadurch vorüber­
gehend der übrige Verkehr behindert 
wird. 
Für den Einsatz auswärtiger Kräfte 
ist zu beachten , daß diese Beamten 
wegen ihrer geringeren Ortskennt­
nisse nicht in ausgesprochenen Ver­
kehrsschwerpunkten eingesetzt 
werden, weil sie in dieser Aufgabe 

überfordert würden. In jedem Falle 
ist dafür Sorge zu tragen, daß die 
zur Verkehrsregelung bzw. -umleitung 
verwendeten Beamten über aus­
reichende Erfahrung verfügen und in 
ihren Abschnitt ordnungsgemäß 
eingewiesen werden. 
Aus der Erkenntnis, daß die zunächst 
gre ifbaren Einsatzkräfte der Polizei 
in der Regel nicht oder nur unzuläng­
lich zur äußeren Absperrung des 
Katastrophengebietes und zur Frei­
haltung der Einsatzstraßen ausreichen, 
hat der Bayerische Gesetzgeber 
beispielsweise in dem neuen 
Abschnitt VI des Art. 6 des Feuer­
löschgesetzes bestimmt, daß Füh­
rungsdienstgrade der Feuerwehr 
Personen vom Platz verweisen 
können, deren Verbleiben den raschen 
und wirksamen Einsatz der Feuerwehr 
behindert. Dabei darf unmittelbarer 
Zwang durch körperliche Gewalt und 
deren Hilfsmittel angewendet werden. 
Diese Bestimmung ist notwendig 
geworden , weil Einsätze der Feuer­
wehr immer häufiger durch in großer 
Zahl herbeiströmende Zuschauer 
erheblich behindert werden und 
Bitten der Lösch- und Bergungskräfte 
an die Zuschauer zur Räumung des 
Einsatzortes vielfach unwirksam ge­
blieben sind. Die übertragung dieser 
Hoheitsaufgaben ändert im übrigen 
nichts daran , daß die Feuerwehr nach 
wie vor zu polizeilichen Aufgaben 
nicht herangezogen werden darf. 
über verkehrspolizeiliehe Maßnahmen 
ist die Bevölkerung durch Presse, 
Rundfunk und Fernsehen und die 
beteiligten Behörden , Dienststellen, 
Organisationen und Einsatzkräfte 
durch entsprechende Anordnungen 
zu unterrichten. Auskunftsstellen für 
den Verkehr sind einzurichten. 
Die Luftbeobachtung aus schnellen 
Flächenflugzeugen (nicht nur zur 
Beurteilung der Lage auf dem Ver­
kehrssektor) ist eine brauchbare 
Ergänzung der bisher schon gut 
bewährten Polizeihubschrauber. Es ist 
deshalb ggf. durch den Einsatz von 
schnellen Flächenflugzeugen sicher­
zustellen, daß in relativ kurzer Zeit 
ein überblick über größere Verkehrs­
räume gewonnen und entsprechende 
Verkehrslageberichte (mit Zeit­
angabe!) an die Meldestelle zur 
Koordinierung und Weiterleitung an 
Rundfunksendestationen abgesetzt 
werden . Bei verschiedenen Einsätzen 
hat sich erwiesen, daß der Informa­
tionswert und die Aktualität derartiger 
Verkehrsberichte besondere Beach­
tung gefunden und damit ein lage­
gerechtes Verhalten der Verkehrs­
teilnehmer ausgelöst haben. 

Fortsetzung im nächsten Heft 
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Jochen von Arnim 

Ministerpräsident Goppel 
besuchte das THW 
Bayerische THW-Helfer zeigten in Ingolstadt ihr Können 

Erstmals seit Beginn seiner Amtszeit 
als Ministerpräsident hatte Alfons 
Goppel einen seit längerem gehegten 
Wunsch, das THW einmal ganz aus 
der Nähe zu erleben, verwirklichen 
können. Be i reinstem Bilderbuch-

wetter führten die Helfer aus ver­
schiedenen Ortsverbänden des THW­
Landesverbandes Bayern in Ingol­
stadt den Gästen vor allem die tech­
nische Spezialausrüstung vor, über 
die man seit neuestem verfügt. 

ZTZ 

Ministerpräsident Dr. h. c. Alfons Goppel dankt den THW-Helfern für ihre 
stete Einsatzbereitschaft 
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Prominente Gäste 

THW-Landesbeauftragter Simon 
Schwarz begrüßte eine stattliche 
Anzahl illustrer Gäste, die das THW 
durch ihr Erscheinen ehrten und die 
Leistung der Helfer würdigten. Unter 
den Besuchern der Ingolstädter Ver­
anstaltung waren: Der Direktor des 
THW, Erhard Schmitt, zugleich Vize­
präsident des Bundesamtes für zivilen 
Bevölkerungsschutz als Vertreter des 
Bundesinnenministers, die Abgeord­
neten Schnell und Schneider, Mini­
sterialdirigent Dr. Prandl und Mini­
sterialrat Dr. Oehler vom Bayerischen 
Staatsminislerium des Innern, Polizei­
direktor Dr. Beck vom Landesamt für 
Brand- und Katastrophenschutz, Dr. 
ZeitIer, Vize präsident der Regierung 
von Oberbayern , Dr. Süß von der 
Polizeidirektion Oberbayern . Mit 
besonderer Freude begrüßte Dipl.­
Ing. Schwarz auch die Oberbürger­
meister Dr. Stinglwagner und Lauber 
sowie den Landrat des Kreises 
Ingolstadt, Fink, der selbst Angehö­
riger des Technischen Hilfswerkes ist. 
Der Landesbeauftragte dankte den 
zahlreichen Vertretern der befreun­
deten Organisationen, insbesondere 
der Feuerwehr und des Roten Kreu­
zes, der Polizei, der Bundeswehr, 
von der der Landesverband schon 
öfters unterstützt wurde , schließlich 
der Presse , des Rundfunks und des 
Fernsehens, die die gute Sache des 
THW auf ihre Weise fördern . 

Das THW In Ba ern 

Im weiteren Verlauf seiner Begrü­
ßungsansprache ging der Landes­
beauftragte auf die Situation des 
THW in Bayern ein. Der Landes­
verband besteht heute aus 98 Orts­
verbänden mit rund 12000 Helfern. 
Zu den speziellen Aufgaben, denen 
das THW in Bayern sich widmet, 
gehört auch der Aufbau einer umfang­
reichen und hochwertigen Notstrom­
versorgung, deren Prunkstück eine 
fahrbare Netzersatzanlage mit 250 
kVA ist. 
Zu den weiteren Spezialaufgaben 
zählt der Unfall-Bergungsdienst, den 
das THW in Zusammenarbeit mit der 
Bayerischen Landpolizei auf den am 
stärksten benutzten Autobahn- und 
Bundesstraßen-Abschnitten durch­
führt. Diese Einrichtung, erst vor 
kurzem geschaffen, bewährt sich 
immer mehr. Hierbei kommt es in 
erster Linie darauf an, die Fahrbahn 
von Unfallfahrzeugen zu räumen, 
damit der Verkehr nach Karambolagen 
schnell wieder unbehindert fließen 
kann. 
Schließlich fand auch die Ausbildung 
auf dem Sektor Luftbeobachtung 



gebührende Erwähnung. Der Unter­
stützung durch Flugzeuge oder Hub­
schrauber bei Katastrophen-Einsätzen 
und Hilfeleistungen bei größeren 
Unglücken kommt insofern große 
Bedeutung zu, als wegen verstopfter 
Straßen oder unwegsamen Geländes 
- etwa infolge von überschwemmun­
gen - oft nur durch eine exakte 
Luftbeobachtung wirkungsvolle Hilfs­
maßnahmen eingeleitet und gelenkt 
werden können. 
Mit sichtlichem Interesse vernahmen 
die Gäste , daß der Bund in den gut 
zwanzig Jahren seit Bestehen des 
THW in Bayern rund 18 Millionen 
DM für die Ausrüstung aufgewendet 
hat, und daß allein im Jahre 1970 
1,5 Millionen DM für die Unterkünfte 
der Ortsverbände zur Verfügung 
gestellt wurden. 

Dank an den MP 

Abschließend dankte Landesbeauf­
tragter Schwarz allen, die das THW 
in den vergangenen Jahren unter­
stützt haben, nicht zuletzt den Land­
räten , den Oberbürgermeistern und 
dem Bayerischen Innenministerium. 
Zu Ministerpräsident Goppel gewen­
det, sagte er wörtlich : "Dank Ihnen, 
Herr Ministerpräsident, für die Unter­
stützung, die Sie uns sonst aus der 
Entfernung und heute durch Ihre 
Anwesenheit zuteil werden ließen. 
Diese Unterstützung wird dazu bei­
tragen , daß die Männer des Tech­
nischen Hilfswerks noch lieber bei 
ihrer Aufgabe sind. Ihre Anwesenheit 
bedeutet Anerkennung, bedeutet 
Ansporn , eine noch größere Aktivität, 
und damit eine noch größere Aus­
wirkung auf den Bayerischen Kata­
strophenschutz. 1I 

Vor der Kulisse, die Ingolstadt den 
Zuschauern der folgenden Darstellung 
bot, zeigten dann die THW-Helfer, 
daß sie nicht nur etwas von Bergung 
und Brennschneiden verstehen , 
sondern auch die neuen Mehrzweck­
boote mit AuBenbordmotoren äußerst 
geschickt zu handhaben wissen. Das 
Formations- und Geschicklichkeits­
fahren auf der Donau fand die unge­
teilte Anerkennung der Gäste. 

Schweres Gerät gezeigt 

Eine vielfältige Fahrzeug- und Geräte­
schau vermittelte dem Fach-Publikum 
einen überblick über die Technik 
beim THW. An der Spitze rangierten 
hier das große Notstromaggregat 
mit 250 kVA und der starken Zug­
maschi ne sowie der fahrbare 12-to­
Hebekran mit Drehkranz und Schwenk­
arm, gefolgt von dem Fernmeldezug 
mit modernstem Gerät. 
Ein von den Helfern konstruierter, 

Hier läßt sich Ministerpräsident Goppel einen 10 m hohen Lichbnast zur 
Ausleuchtung von Schadensstellen vorführen, den die THW-Helfer selber 
konstruiert haben 

-
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dem Wasser der Donau bei Ingolstadt demonstrieren die THW-Helfer 
vielen Gästen ihr Können 

, .,.. 
:...._!:öo_=, - ~ :..-.. -- '--~ ..:- "-.:-.~ --",- ~ 
=-~ ----- ~ ~ 
Beim Formationsfahren zeigt sich: die Helfer wissen die Boote mit 
Außenbordmotoren gut zu handhaben 
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mehr als zehn Meter hoher Beleuch­
tungsmast nebst einer 20-kVA-Strom­
erzeugungsanlage - zum Ausleuchten 
größerer Schadensstellen in der 
Praxis immer wieder benötigt-
führte zu einem fachlichen Gedanken­
austausch zwischen Min isterpräsident 
Goppel und einigen Helfern . 
Nach den Vorführungen auf dem 
Wasser und der Besichtigung der 
Geräte und Fahrzeuge, deren Ver­
wendungszweck und Wirkungsweise 
von den Helfern eingehend erläutert 
wurden , hielt Ministerpräsident Dr. 
h. c. Alfons Goppel eine kurze 
Ansprache. Er dankte den Angehöri­
gen des THW dafür, daß sie dem 
Regierungschef diesen Sommertag 
geopfert hätten, aber auch , daß sie 
sich ständig während der Freizeit 
und auch während der Arbeit ihrer 
Aufgabe widmeten . Er bat die Helfer, 
ihren Dienst am Volke und an der 
Gemeinschaft weiterhi n zu üben, in 
guter Zusammenarbeit mit den 
anderen Hilfsorganisationen. 

Abschluß mit Brotzelt 

Im Anschluß an die Ansprache Dr. 
Goppels begaben sich die Gäste in 
die Boote, um sich über die Donau 
setzen zu lassen und die Unterkunft 
des Ortsverbandes Ingolstadt zu 
besichtigen. 
Eine echt bayerische Brotzeit mit 
Wurst, Brot , Radieschen und Bier 
vere inte Gäste und Helfer zu einem 
zünftigen Beisammensein, in dessen 
Verlauf noch manches THW-Problem 
ve rtieft werden konnte . 
Die beteiligten THW-Ortsverbände, 
vor allem die Ingolstädter Helfer, 
konnten mit vollem Recht mit dem 
Ablauf dieses Tages zufrieden sein. 



So wie hier sah es Im Februar 1970 In zahlreichen Städten und Gemeinden längs des Rheins aus. 

Eine Katastrophenabwehr 
ist nur erfolgreich, wenn 
die Führungskräfte in der 
Katastrophenabwehrleitung 
und in den Einsatzstäben 
die Führungstechnik 
souverän beherrschen. Es 
muß rasch entschieden und 
gehandelt werden , um mit 
einem Minimum an Kräften 
ein Maximum an Hilfe zu 
erreichen. 

Aus dieser Erkenntnis 
heraus, führte die Stadt 
Bonn im Rahmen der Aus­
bildung innerhalb der 
Katastrophenabwehr eine 
Rahmenübung durch. Anlaß 
für diese übung waren die 
im letzten Jahr 
aufgetretenen Hochwasser 
und Unwetter sowie der 
nach der kommunalen 
Neuordnung des Bonner 
Raumes aufgestellte Hoch­
wasseralarmplan. Das 
Thema lautete : 

"Hochwasser" . 

Zweck der übung war: 
1. Die Führungskräfte auf 
ernstfallmäBige Einsatz­
aufgaben vorzubereiten, 
2. den funktionellen Ablauf 
innerhalb einer 
Katastrophenabwehrleitung 
und der Katastrophen­
meidesteIle zu überprüfen, 
3. den Aufbau von drei 
technischen Einsatz­
leitungen zu erproben und 
4. den Einsatzwert der 
Fernmeldezüge zu 
ermitteln. 

Darüber hinaus sollte der 
Stand der getroffenen 
Vorbere itungen überprüft 
sowie Erkenntnisse für 
Verbesserungen der 
organisatorischen Vor­
kehrungen gewonnen 
werden . 

Neben der für die 
Katastrophenabwehr 
zuständigen Verwaltungs­
spitze, vertreten durch 
Oberstadtdirektor Dr. 
Hesse , Beigeordneter Dr. 
Eggert, Referent für Feuer­
und Zivilschutz Brand­
direktor Dipl.-I ng. Diekmann 
nahmen an der vom Amt 
für Zivilschutz aus­
gearbeiteten Rahmen­
übung folgende Fachdienste 
teil : Polizei, Feuerwehr, 
K-Fernmeldedienst, 
K-San itätsdienst, 
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K-Bergungsdienst, 
K- Sonderdienst, 
K-Betreuungsdienst, 
K-Transportdienst. 
Zusätzlich beteiligten sich 
die Amtsleiter und Vertreter 
folgender Ämter : Presse­
amt, Ordnungsamt, 
Schulamt, Bauordnungsamt, 
Tiefbauamt. 
Die Übung erstreckte sich 
bis auf die Ebene der 
Berei tschaftsfüh re r. 
Lediglich im K-Fernmelde­
amt und im K-Setreuungs­
dienst wurde das für die 
Durchführung erforderliche 
Personal herangezogen. 

Lage 

1. Allgemeine Lage : 
Lange anhaltende Nieder­
schläge in Verbindung mit 
großen Temperatur­
schwankungen können dazu 
führen, daß der Rhein , die 
Sieg und mehrere Bachläufe 
über ihre Ufer treten. 
Im Bereich der Stadt 
Bonn sind folgende 
Ortsteile besonders 
gefährdet: Beuel, 
Grau-Rheindorf und Bad 
Godesberg. 
Eine zeitgerechte Hoch­
wasserwarnung erfolgt über 
WOBS-(Waterobservation)­
T elegramme und nach 
Abhören der Wasser­
standsnachrichten der 
Rundfunksender. Zusätzlich 
führt das Tiefbauamt -
gemäß Hochwasseralarm­
plan - in bestimmten 
Zeitahständen eigene 
M essungen durch. Aus den 
vorgenannten Angaben 
kann die Tendenz der 
Wasserführung für die 
nächsten acht Stunden mit 
ziemlicher Genauigkeit 
bestimmt werden. Ein 
V orrat an Sand, Sand­
säcken, Bohlen und Böcken 
ist vorhanden. Die Hilfs­
kräfte des erweiterten 
Katastrophenschutzes 
können zum Einsatz 
herangezogen werden. 

2. Besondere Lage : 
Seit Tagen regnet es 
ununterbrochen . Nach den 
Wettervorhersagen ist mit 
weiteren Niederschlägen 
zu rechnen. Hinzu kommt, 
bedingt durch den starken 
Temperaturumschwung, das 
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Einsetzen der Schnee­
schmelze. 
Der Rhe in hat einen 
Pegelstand von 6,80 m 
(Bonner Pegel), mit 
weiterem Ansteige n bis 
8,50 m muß gerechnet 
werden. 
D ie Bevölkerung in den 
hochwassergefäh rdeten 

Ortste il en wurde über 
Lautsprecherwagen, Plakat­
anschlag und Hauswurf­
sendungen durch das 
Zivilschutzamt vorgewarnt. 
Dem Auftrag des Ober­
stadtdirektors entsprechend 
sind der Einsatzstab und 
Teileinheiten der Kräfte des 
erwe iterten Katastrophen-

-~:;..... ~ 
-c:.~ - ... -. ,. 

Hochwasser: fUr Kinder ein "Interessantes" Erlebnis 

So weil war der Rhein Ober seine Ufer getreten 

schutzes bereits darum 
bemüht, den Schutz der 
Bevölkerung sicherzustellen. 
Koordinierende Stelle aller 
Abwehrmaßnahmen ist das 
Amt für Zivilschutz. 

3. Fernmeldeanlage: 
Das Funknetz der Berufs­
feuerwehr sowie das 



öffentliche und städtische 
Telefonnetz sind einsatz­
bereit. Zusätzlich sind 
folgende technische 
Einsatzleitungen und 
Verbindungsstellen zu 
besetzen: 

• Verbindungsstelle Amt 38 
in der Feuerwache, 

• technische Einsatz­
leitung Beuel, 

• technische Einsatz­
leitung Grau-Rheindorf, 

• technische Einsatz-
leitung Bad Godesberg. 

Bei dem vorjährigen 
"Jahrhundert-Hochwasser" 
haben sich im Stadtgebiet 
Bonn drei Schwerpunkte 
herausgestellt, die die 
Einrichtung von drei 
technischen Einsatz­
leitungen (TEL), besonders 
auch im Hinbl ick auf die 
verkehrsmäBige Lage, 
erforderten. Gleichzeitig 
wurden diesen TEL Fern­
meldezüge sowie Einheiten 
des Brandschutz-, 
Bergung s- und Sanitäts­
dienstes, die örtlich dort 
aufgestellt sind, zugeteilt. 
Darüber hinaus stehen der 
Katastrophenabwehrleitung 
noch eine ZS-Feuerwehr­
bereitschaft und eine ZS­
Wasserförderungs­
bereitschaft als örtliche 
Eingreifreserven der Kräfte 
des erweiterten 
Katastrophenschutzes zur 
Verfügung . 
Die Übungsleitung hatte aus 
den Hochwasser-Einsatz­
berichten des Vorjahres 
rund 300 Notmeldungen -
alle Fachdienste betreffend 
- vorbereitet, die von 
öffentlichen Fernsprech­
teilnehmern innerhalb von 
drei Stunden in die 
Katastrophenmeldestelle 
(Hauptnachrichtenzentrale 
der Berufsfeuerwehr) 
eingespielt werden sollten. 
Für die Anrufer standen 
fünf Einspiel-Apparate zur 
Verfügung . Die Not­
meldungen bzw. Hilfe­
ersuchen mußten aus 
Sicherheitsgründen mit dem 
Wort "Übung" eingeleitet 
werden, damit es nicht zu 
echten Alarmen kam. 
Der Inhalt der vorbereiteten 
Meldungen umfaßte eine 
weitgespannte Skala. 

Evakuierungen von 
Menschen und Tieren sowie 
dringende Krankentrans­
porte aus überfluteten 
Grundstücken , Räumung 
gefährdeter Lebensmittel­
lager und Bäckereien unter 
Erdgleiche, Ausfall der 
Strom- und Wasser­
versorgung, Einsatz einer 
Wasseraufbereitungsanlage , 
Schiffskollision auf dem 
Rhein, Einsturzgefahren bei 
mehreren Wohngebäuden , 
Dammaufweichung an der 
Sieg , Ausfall eines Pump­
werkes für die Abwasser­
beseitigung , Grundwasser­
seenbildung im Ortsteil 
Beuel und damit Ausfall 
der öffentlichen schienen­
gebundenen Verkehrsmittel , 
ölalarme, Abrutschen eines 
mit Sandsäcken beladenen 
LKW am Siegdamm, 
Verkehrsstörungen größeren 
Umfangs und dergleichen 
mehr. 
Die Meldungen waren 
darauf abgestellt, eine 
möglichst wirklichkeitsnahe 
Situation in den ortsfesten 
Führungs- und Verbindungs­
stellen herzustellen , wobei 
die vorhandenen FernmeIde­
verbindungen (Funk und 
Draht) voll ausgenutzt 
werden sollten. Weiter kam 
es darauf an, daß die 
Fachdienstleiter und die 
anderen Führungskräfte 
die Funktionen ihrer 
Dienste, insbesondere im 
Hinblick auf die Gesamt­
lage, richtig einschätzten 
und folgerichtig erfüllten. 
Es konnte davon aus­
gegangen werden , daß 
bereits erste Abwehrmaß­
nahmen nach dem Hoch­
wasseralarmplan eingeleitet 
worden waren und daß 
Teileinheiten im Einsatz 
standen. 

Um den Ablauf des Ge­
schehens ständig im Fluß 
zu halten, war vorgesehen, 
durch taktische Zeitver­
schiebungen der Übung 
neue Impulse zu geben. 
Diese Zeitverschiebungen 
waren gekoppelt mit einer 
Erhöhung des Wasser­
standes und mit dem 
Einspielen besonders 
schwerwiegender Hilfe­
ersuchen. Der Rheinwasser-

stand sollte den Vorjahres­
höchststand erreichen. 
Diese Maßnahme war 
durchaus realistisch und 
ermöglichte der Übungs­
leitung, allen Beteiligten 
verwertbare Erkenntnisse 
aus der Praxis zu ver­
mitteln. 
Fernmeidemäßig war die 
Rahmenübung Bonn 1971 
so vorbereitet , daß neben 
dem bestehenden Funk­
verkehrsverein der Berufs­
feuerwehr im 4-m-Band 
ein zweiter Verkehrskreis 
für die Katastrophen­
abwehrleitung einzurichten 
war. In diesem zweiten 
Kreis waren die drei tech­
nischen Einsatzleitungen 
sowie die Koordinierungs­
stelle (Amt für Zivilschutz) 
angeschlossen, Für die 
Durchführung dieser 
Maßnahme standen die drei 
in Bonn aufgestellten 
Fernmeldezüge zur Ver­
fügung. 

Zeitlicher Ablauf 

08.30 Vorbereitende Maß­
nahmen der Übungs­
leitung 

09.00 Einrichten der tech­
nischen Einsatzleitun­
gen in Grau-Rhein­
dorf, Bad Godesberg 
und Beuel 

09.30 Eintreffen aller Fach­
dienste im großen 
Sitzungssaal 

09.35 Begrüßung durch 
Oberstadtdirektor 
Dr. Hesse 

09.40 Allgeme ine Hinweise 
zur Durchführung 
durch den Übungs­
leiter 

09.50 Kurzvortrag: Die 
Rahmenübung als 
Ausbildungsmittel 

09.55 Bekanntgabe der 
Lage, Ausgangs­
wasserstand : 6,80 m 

10.05 Abrücken in die orts-
festen Führungs- und 
Verbindungsstellen 

11 .00 bis 
14.00 Einspielen von Hilfe­

ersuchen über fünf 
öffentliche Fern­
sprecher sowie 
Sondernotmeldungen 
der Uebungsleiter aus 
den technischen 
Einsatzleitungen. 

Zwischenzeitlich und ohne 

Unterbrechung der Rahmen­
übung Ausgabe von Warm­
verpflegung durch den 
K-Betreuungsdienst. 
11.30 Verschiebung der 

taktischen Zeit um 
24 Stunden, neuer 
Wasserstand: 
+ 8,10 m BP, 
weiter steigend 

14.20 Vorläufige Auswer­
tung durch die Fach­
dienstleiter 

15.20 Abschlußbesprechung 
Pünktlich um 11 .00 Uhr 
waren alle ortsfesten Füh­
rungsstellen besetzt , und 
der zweite Teil der Rahmen­
übung konnte beginnen, 
Nach einer Anlaufphase 
von etwa 15 Minuten setzte 
schlagartig das Einspielen 
der Übungsnotmeldungen 
ein. Trotz Anweisung, 
Übungsnotmeldungen mit 
dem Wort "Übung!! ein­
zuleiten , kam es anfangs 
doch zu einer kleinen 
Panne. Die Meldung 
"Schiffskollision von zwei 
Tankern auf dem Rhein !! 
war nicht als Übungs­
notmeldung gekennzeichnet 
und löste dadurch kurz­
zeitig einen echten Alarm 
aus. Da fast zur gleichen 
Zeit einige Sirenen aus­
gelöst wurden, trat zeit­
weilig eine fast kritische 
Situation ein . Es stellte sich 
aber bald heraus, daß diese 
zufällige Auslösung der 
Sirenen durch den War­
tungsdienst erfolgt war, 
Da die Katastrophen­
abwehrleitung mit allen 
Fachdiensten im Gebäude 
der Berufsfeuerwehr unter­
gebracht war, wo neben 
der Rahmenübung auch 
echte Alarmmeldungen 
eintrafen (Bekämpfung 
eines Waldbrandes, Aus­
rücken des Unfallrettungs­
wagens), konnten die 
Beteiligten die schnelle 
Einsatzbereitschaft einer 
Feuerwehr beobachten. 
Alle eingehenden Übungs­
notmeldungen wurden in 
der Katastrophenmelde­
stelle bereits nach Orts­
teilen und Gefahrenklassen 
vorsortiert. Diese Vor­
einteilung hat sich gut 
bewährt und erleichterte 
der K-Abwehrleitung eine 
gezielte Bekämpfung in 
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Schwerpunkten , da ihr nur 
Meldungen der Gefahren­
klasse 1 und 2 zugeleitet 
wurden . Meldungen der 
Gefahrenklassen 3 bis 5 
wurden sofort fernmeIde­
mäßig an die betreffenden 
technischen Einsatzleitun­
gen weitergegeben . 
Es bedeuteten : 

Neben einigen falschen 
taktischen Beurte ilungen 
von Einzelfällen , die aus 
Unkenntnis des vorhande­
nen Potentials an Hilfs­
kräften und Material auf­
traten , wurde der Zuständig­
keitsbereich der einzelnen 
Fachdien ste nicht immer 
richtig erkannt. Teilweise 
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Gefahrenklasse 1 waren die Fachd ienste in 
Gefährdung von Menschen- der KAL über- oder unter-
leben und öffentl ichen besetzt. Auch die räuml iche 
Ve rsorg ungsbetrie ben Unterbringung ist nicht 
Gefahrenklasse 2 als ideal zu bezeichnen . 
Gefährdung von größeren Auf diesem Sektor wird 
Wertobiekten und Haupt- aber eine Besserung ein-
verkehrsadern treten, wenn die neue 
Gefahrenklasse 3 Hauptfeuerwache Bonn im 
Gefährdung von Wohn- nächsten Jahr bezugsfert ig 
gebäuden, Betrieben, ist. Das trifft auch für die 
ölschäden unter 1000 I fernmeidemäßige Versor-
Gefahrenklasse 4 gung zu. Auf dem Telefon- , 
Obiektschäden kle ineren aber auch im Funkwesen , 
Umfangs waren einige Engpässe zu 
Gefahrenklasse 5 verzeichnen . Es stellte sich 

Geringfügige Sachschäden, weiter heraus, daß das 

normales Kel lerwasser. Formu larwesen neu 

Die Meldungen lösten bei geordnet werden muß. 

der KAL und bei den TEL Dazu gehört auch, daß eine 
fieberhafte Aktivität aus. Katastrophenabwehrleitung 
Maßnahmen, zu deren Aus- nach neuesten büro-
führung im Ernstfall rund technischen Erkenntnissen 
1000 Helfer des erweiterten ausgerüstet ist. 
Katastrophenschutzes zur Eine genaue Auswertung , 
Verfügung stehen , wurden so kurz nach der Übung, 
durchgespielt. Eine Mel- ist natürl ich noch nicht 
dung nach der anderen möglich. 
wurde aufgenommen und Von der Obung 
weitergegeben . Jeder zur Praxis 
Fehler wurde sorgsam Wie schnell aus einer 
registriert . übung bitterer Ernst werden 
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kann , ze igt nachstehender 
Bericht über das Unwetter 
Bonn -Bad Godesberg. 
Zwe ife lte man vorher noch 
daran, daß soviel Not­
meldungen innerhalb kürze­
ster Ze it, wie sie in die 
Rahmenübung eingespielt 
wurden , tatsächlich ein­
treffen können, so wurde 

ten Feuerwachen zu 
besetzen. Gleichzeitig 
erhielten sie den Auftrag, 
den Nachschub an Sand­
säcken sicherzustellen, da 
es zunächst darum ging , 
den Strom der Wasser­
massen einzudämmen. Das 
Zivilschutzamt bekam den 
Auftrag , den rückwärtigen 
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man jetzt mit e iner Flut Dienst zentral zu leiten . Die 
von echten Alarmen kon- Wasserförderbereitschaft 
frontiert , die ein unver- erh ielt den Auftrag , an der 
zügliches Handeln erfor- Wasseraustrittsstelle das 
derten . "Nur !! ein Bach , Wasser umzuleiten. 
der Godesberger Bach, Bereits eine halbe Stunde 
trat über die Ufer und nach der Alarmierung 
überflutete die City von konnten erste Teileinheiten 
Bad Godesberg mit mit Sandsäcken vollbeladen 
schmutz ig brauner Brühe . nach Bad Godesberg 
Der Ernstfall war da - entsandt werden . Als gegen 
20 Minuten nach Schluß 20.00 Uhr die Sandsack-
der Rahmenübung aktion beendet war, 
Bonn 1971. wurden die Einheiten für 
Die Katastrophenabwehr- Pumparbeiten heran-
leitung, die noch an der gezogen. Gegen 24 .00 Uhr 
Auswertung der Rahmen- war der größte Teil der 
übung Bonn 1971 arbeitete , Keller wieder leergepumpt 
wurde inform iert und leitete und nun konnte das große 
unverzüglich umfangreiche Aufräumen beginnen. Rund 
Hilfsmaßnahmen ein. Alle 80 Fahrzeuge mit ebenso-
verfügbaren Einsatzkräfte viel Pumpen wurden zum 
der Berufsfeuerwehr Lenzen der Kelle r und 
wurden in das Schadens- zur Säuberung der Straßen 
gebiet beordert. Die Feuer- und Plätze, die von einer 
wehr- und Bergungs- dicken Schlammschicht 
bereitschaften des erwei- bedeckt waren , eingesetzt. 
terten Katastrophenschutzes Etwa 200 Einsätze wurden 
wurden alarmiert mit der registriert, an denen rund 
Order, sich in den Zivil- 450 Helfer beteiligt waren . 
schutzunterkünften zu 
sammeln bzw. die entblöß-



Selbstschutzmaßnahmen zur 
Abwehr oder Beseitigung 
von Schäden, die durch 
Waffenwirkung drohen 
oder eintreten, gibt es 
sowohl im engeren Wohn­
bereich der Bevölkerung 
als auch im Bereich der 
Arbeitsstätten. Behörden 
und Betriebe werden auch 
in Zukunft den Selbstschutz 
innerhalb ihrer Werk­
bereiche oder Dienststellen 
durchführen. Dabei werden 
sie sich auf Empfehlungen 
stützen können, die auf 
die jeweiligen Erfordernisse 
abgestimmt sind. Die 
Herausgeber sind für die 
Betriebe die gewerbliche 
Wirtschaft, für Behörden 
das Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz und 
für landwirtschaftliche 
Betriebe das Bundes­
ernährungsministerium. 
Bei der Durchführung der 
Unterrichtung und Aus­
bildung von Selbstschutz­
kräften bedienen sich 
Behörden und Betriebe 
gern des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz, der 
dafür entsprechende 
Fachlehrgänge ein­
gerichtet hat. 

Eine Bergung aus Höhen 
wird vorbereitet. Selbst der 
Laie erkennt auf den ersten 
Blick, daß die Helfer bei 
der Durchführung dieser 
AlJfgabe, bei der es im 
Ernstfall um das Leben 
von Verletzten, im Ubungs­
fall um die Sicherheit 
der Übenden geht, eine 
Fülle von Einzelaufgaben 
beherrschen müssen. 

In den ganz auf die 
praktische Ausbildung 
ausgerichteten Anlagen 
der Dienststellen oder 
Schulen des BVS läßt sich 
gut üben. Unser Bild zeigt 
das Anbringen eines 
Seilflaschenzuges, der es 
den Helfern ermöglicht, mit 
geringen menschlichen 
Kräften schwere lasten zu 
bewegen. 

Viele der Helfer, die hier 
verantwortungsvolle Auf­
gaben im Selbstschutz 
übernommen haben, sind 
auch an ihrer Arbeitsstätte 
die Hgute Seele" des 
Betriebes. 
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Nichts geht über Probieren. 
Auf sicherer Weise wird 
ein Helfer, der sich 
freiwillig hierzu gemeldet 
hat, aus dem für solche 
Zwecke eigens erstellten 
Übungshaus einer Schule 
des BVS auf einer Trage 
herabgelassen. Auf 
welchem Werksgelände 
könnte man dies ebenso 
störungsfrei tun? 

Zum Umgang mit der 
brandschutztechnischen 
Ausrüstung - hier wird 
eine Motorspritze in 
Stellung gebracht - gehört 
auch das Erlernen von 
Feuerlöschtaktik und 
BrandsteIlenpraxis. Dies ist 
ganz besonders für Selbst­
schutzkräfte der gewerb­
lichen Wirts<:haft wichtig, 
da es hier immer wieder, 
trotz aller vorbeugenden 
Maßnahmen, zu Bränden 
kommt, die dann mit 
werkseigenen MIHeln und 
Kräften im Entstehungs­
stadium bekämpft werden 
können. 
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Die Selbstschutzkräfte von 
Behörden und Betrieben, 
die an den Schulen des 
BVS ausgebildet werden, 
bringen das von ihren 
Arbeitgebern beschaffte 
Gerät mit hierher. Auf 
diese Weise wird das 
Gerät, das gewöhnlich 
eingelagert ist, durch den 
Gebrauch funktionstüchtig 
gehalten. Nur eine 9rund~ 
legende Ausbildung kann 
in einem Ernstfall das 
Überleben für viele 
Menschen gewährleisten. 

Bergungsarbeit ist Team· 
arbeil. Körperliche Kräfte 
und eine gute Konstitution 
sind Voraussetzung für die 
Mitarbeit. Viele schwere 
Tätigkeiten werden zwar 
durch handliches und 
praktisches Gerät erleich­
tert, doch ganz ohne 
Muskelkraft sind manche 
Aufgaben nicht zu 
verrichten. 



Der Einachs-Anhänger zur 
Aufnahme des komplizierten 
Löschgerätes hat an beiden 
Längsseiten ausschwenk­
und abnehmbar gelagerte 
Schlauchhaspeln, die bei 
geschlossenem Anhänger 
durch nach oben zu öffnen­
de, sich selbsttätig fest­
stellende Klappen verdeckt 
sind. Viele Behörden und 
Betriebe haben für ihre 

Kupplungen von Saug­
schläuchen müssen dicht 
schließen, soll der Saug­
vorgang reibungslos 
verlaufen. Bei der Einzel­
ausbildung erlernen die 
Helfer alle Handgriffe so, 
daß sie sie auch bei 
Dunkelheit beherrschen. 
Entsprechende Kenntnisse 
über die Wartung des 
Gerätes sind auch wichtig. 

Der Drahtschutzkorb mit 
einem Momentverschluß 
wird über den Saugkorb 
gezogen und soll ein 
Verstopfen verhindern. 
Zusammengelegt ist er nur 
11 cm hoch. Der Wasser­
durchgang bei diesem 
Schutzkorb ist übrigens 
viermal so groß wie bei den 
Weidenschutzkörben. 

Selbstschutzeinheiten 
neben der feuertechnischen 
Ausrüstung auch stets 
greifbare persönliche 
Schutzausstattungen 
angeschafft. 

Interessiert hören die 
Selbstschutzhelfer dem 
Ausbilder zu, der ihnen 
etwas über die Bedeutung 
des Saugkorbes sagt, der 
auf das im Wasser liegende 
Ende der Saugleitung 
aufgesetzt wird, Fremd­
körper fernhält und ein 
Rückschlagventil besitzt. 
Betriebsselbstschutzhelfer 
erlernen aber nicht nur die 

Betriebe und Behörden 
verfügen oft nicht über 
geeigneten Platz und 
notwendige Übungs­
einrichtungen, um ihre 
Selbstschutzhelfer aus­
bilden zu lassen. Für viele 
Arbeitgeber ist dies ein 
Grund mehr, die Helfer an 
die Schulen des Bundes­
verbandes für den Selbst­
schutz zu schicken. Neben 

Praxis. An ihren Arbeits­
stätten kümmern sie sich 
auch um den vorbeugenden 
Brandschutz und arbeiten 
mit an der Erstellung 
von Betriebs- oder 
Behördenselbstschutz­
plänen. 

qualifiziertem Lehrpersonal 
stehen dort Schulungs­
räume, Lehrmittel, Unter­
künfte, Versorgungs­
einrichtungen sowie 
bewährte Übungsanlagen 
zur Verfügung. 
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Nach der Brandschutzübung 
bedienen sich die Heller 
des Deichsel-Schlauch­
aufwickelapparates, einer 
handlichen Vorrichtung zum 
Aufwickeln der gebrauchten 
Schläuche am Brand- oder 
Übungsplatz. Ein Lehrgang 
an einer Schule des BVS 
ist lür die Heller des 
Behörden- und Betriebs­
selbstschutzes, die sonst 
in Büros und hinter 
Schaltern sitzen, hinter 
Werkbänken oder an 
Maschinen stehen, Kunden 
bedienen oder Abteilungen 
leiten, eine willkommene 
Abwechslung. 
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Um ihr theoretisches Wissen 
zu erweitern und ihr 
praktisches Können zu 
verbessern , tauschen die 
Heller von Zeit zu Zeit 
gerne einmal Schlips und 
Kragen , weiße Kittel oder 
Dienstuniform gegen die 
graublaue Arbeitsschutz· 
bekleidung, und die Dienst­
mütze gegen den weißen 
Schutzhelm ein. Die Art der 

Mit der Ausb ildungsarbeit 
unterstützt der Bundes­
verband lür den Selbst­
schutz den Hauptverwal­
tungsbeamten der Ge­
meinde , der für Aufbau, 
Förderung und Leitung des 
Selbstschutzes in Wohn­
stätten verantwortlich ist 
und den Selbstschutz in 
Arbeitsstätten zu fördern 
hat. 

Ausrüstung, mit der sie 
hier üben, ist ganz auf die 
Belange der jeweiligen 
Behörden oder Betriebe 
abgestellt. Dieser Helfer 
übt sich im Gebrauch der 
Einmann-Motorsäge. 

Ein bewährtes Gerät ist, 
wie der Trennschleifer 
(links), auch dieser 
1,S-t-Greilzug (oben). Die 
gründliche Ausbildung an 
all diesen neuzeitlichen 
Geräten dient dem Selbst­
schutz in Arbeitsstätten, der 
in Frieden und Krieg Leben 
bewahren, retten und 
schützen will. 



, 

KatastlOphen 
schutz· 

Tag 

Blick in den Festsaal der Sporthalle während der 
Veranstaltung 

Ausschnitt aus dem Zuhörerkreis während der Ansprache 

, 

Jochen von Arnim 

Katastr~phen­
schutz-Td2 
in Gifhorlf" 
Landeswettkämpfe in Niedersachsen 
um den THW-ßundespokal des ßMI 

Unter Beteiligung von rund 
1 500 Helfern der im Kata­
strophenschutz mitwirken­
den Organisationen Feuer­
wehr, Deutsches Rotes 
Kreuz, Arbeiter-Samariter­
Bund, Johanniter-Unfall­
Hilfe, Malteser-Hilfsdienst, 
veranstaltete das Techni­
sche Hilfswerk in Gifhorn 
einen Katastrophenschutz­
Tag , auf dem der Bundes­
verband für den Selbst-

schutz mit einer Informa­
tions-Ausstellung vertreten 
war. 
Die gemeinsame Bewälti­
gung der großen Aufgabe 
- seit 1968 rechtlich fest­
gelegt durch das Gesetz 
über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes -
sollte zum Ausdruck kom­
men, und zwar nicht nur 
für die beteiligten Helferin­
nen und Helfer. In gleicher 

29 



Weise ist die öffentlichkeit 
daran interessiert zu erfah· 
ren, was auf diesem Sektor 
getan wird . 

Große Schau der Geräte 
Der nKatastrophenschutz 
von morgen U präsentierte 
sich hier sehr eindrucksvoll 
durch die verschiedenen 
Fachdienste. Im Pausenhof 
der Alfred-Teves-Schule 
waren der Brandschutz­
dienst, der Sanitätsdienst, 
der Bergungs- und Instand­
setzungsdienst, der ABC­
Dienst und der Fernmelde­
dienst nebeneinander mit 
ihren Fahrzeugen aufgefah­
ren . Wer immer wollte, 
konnte sich eingehender 
von Helfern über Einzel­
heiten informieren lassen. 
Mittelpunkt des Katastro­
phenschutz-Tages war eine 
Festveranstaltung in der 
Sporthalle. Vor dem Hinter­
grund einer sehr gelunge-

Der Geschäftsführer des 
Landesfeuerwehrverbandes, 
Zipse, bei der Ansprache 

--""1) 

nen Dekoration mit den 
Emblemen der Organisatio­
nen begrüßte zunächst der 
THW-Landesbeauftragte 
Schneider die Gäste; unter 
ihnen Staatssekretär Dr. 
Rutschke als Vertreter des 
Bundesministers, BzB-Vize­
präsident und Direktor des 
THW, Schmitt, Ministerial­
rat Dedekind vom Nieder­
sächsischen Innenministe­
rium, Oberst Markow vom 
Bundesgrenzschutz und 
General Hildebrandt. 
Besonders erfreut zeigte 
sich Schneider über den 
Besuch der Bundes- und 
Landtagsabgeordneten 
sowie über die große 
Gruppe der Hauptverwal­
tungsbeamten. Ein Dank 
galt Landrat Warnecke, 
Oberkreisdirektor Wand­
hoff, Bürgermeister Traut­
mann und Stadtdirektor 
Küster für ihre Unterstüt­
zung bei der Planung und 

FW DRK THW 

astrophenschutzTag 
ASB BVS JUH MHD 

Staatssekretär Dr. Rulschke (MiHe) beim Verlassen der Festhalle 
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Organisation dieser Groß­
veranstaltung. 

Jugend Ist dabei 
Bürgermeister Trautmann 
gab seiner Freude darüber 
Ausdruck , daß dieser Kata­
strophenschutz-Tag in Gif­
horn durchgeführt werden 
konnte und daß das Stadion , 
das sonst von fröhlichem 
sportlichem Treiben erfüllt 
sei , diesmal dem Katastro­
phenschutz eine geeignete 
örtlichkeit biete. Besonders 
froh sei er, daß so viele 
junge Menschen bereit 
seien, für den Nächsten sich 
einzusetzen. 
Landrat Warnecke sagte, es 
genüge keineswegs, dem 
Katastrophenschutz die 
erforderlichen Mittel zu 
geben , es käme vielmehr 
in erster Linie darauf an, 
daß freiwillige Helferinnen 
und Helfer die Kraft, den 
Willen und das Können 



THW-Helfer befestigen den letzten Fahnenmast 

repräsentierten, die allein 
geeignet seien , im Kata­
strophenfall zu helfen. 
Die gute Zusammenarbeit 
zwischen THW und den 
übrigen Organisationen 
wurde anschließend von 
Vizepräsident Schmitl her­
vorgehoben. Das THW habe 
seit seiner Gründung vor 
21 Jahren nicht den " Ehr­
geiz U 

I in die Bereiche an­
derer Organisationen ein­
zudringen. Im übrigen sei 
es die Aufgabe des THW, 
mit schwerem Gerät Hilfe 
zu bringen. Es werde sich 
bemühen, die Basis für 
seine spezielle Hilfeleistung 
zu verbessern. Eine statt­
liche Reihe von Auslands­
einsätzen gerade in jüngster 
Zeit zeigte, daß eine Hilfe­
leistung auch über die Lan­
desgrenzen hinaus erforder­
lich und möglich ist. 

Oberall bewährt 
Mit Interesse vernahmen 
die Zuhörer die Feststellung 
von Ministerialrat Dede­
kind, daß es in Nieder­
sachsen über 150 000 frei­
willige Helfer im Katastro­
phenschutz gibt und daß 
ein Teil des vom Land 
beschafften Gerätes -
erwähnt wurden hier die 

Tri n kwasse raufbe reitungs­
anlagen - im Ausland ein­
gesetzt wurden , und zwar 
in Peru, in Pakistan und in 
der Türkei . Diese Hilfe aber 
sei nur möglich gewesen 
durch die Bereitwilligkeit 
der an diesem Gerät aus­
gebildeten Helfer. Die Frei­
willigkeit habe auch kürzlich 
in einer sehr ernsten De­
batte im Niedersächsischen 
Landtag eine Rolle gespielt, 
als die Frage aufgeworfen 
wurde, wie man - bei­
spielsweise in den Schulen 
- die Freiwilligkeit für den 
Katastrophenschutz aktivie­
ren könne. 
Als Vertreter der 3 400 frei­
willigen Feuerwehren und 
der Berufsfeuerwehren in 
Niedersachsen überbrachte 
Landesgeschäftsführer 
Zipse die Grüße der großen 
Feuerwehrfamilie, die auf­
gerufen sei , zusammen mit 
allen Hilfsorganisationen 
dem Nächsten in Not und 
Gefahr zu helfen. 
Für das DRK, die JUH und 
den MHD sprach der Kata­
strophenschutzbeauftragte 
des DRK, v. Flotow. Er 
sagte, die Aufgaben der 
Organisationen seien im Ziel 
die gleichen, wenn sie sich 
auch in der Aufgabenstel-

Ein Schiedsrichter stoppt die Zeit 

lung unterschieden. Das 
gemeinsame Ziel ist die 
Basis für die seit langen 
Jahren bestehende enge 
Verbindung zwischen DRK 
und den übrigen im Kata­
strophenschutz Tätigen. 

Gemeinsam hancleln 

Staatssekretär Dr. Rutschke 
überbrachte die Grüße und 
Wünsche des Ministers und 
befaßte sich anschließend 
mit verschiedenen Fragen 
des Katastrophenschutzes: 
n Ihr Ziel ist es heute, die 
öffentlichkeit in Nieder­
sachsen in einer Gesamt­
schau über den Katastro­
phenschutz zu informieren. 
Ich sehe die Bedeutung und 
das Neue dieser Veranstal­
tung darin , daß sie sich 
gemeinsam der öffentlich­
keit vorstellen. Leistungs­
wille und Kooperation im 
Katastrophenschutz sowie 
Information über den Kata­
strophenschutz sind die 
Ziele dieser Veranstaltung. 
Aber es geht hier und heute 
nicht allein um die öffent­
lichkeit, es geht auch um 
die Helfer und Helferinnen, 
die freiwillig im Katastro­
phenschutz mitarbeiten und 
dafür manches materielle 

und zeitl iche Opfer bringen. 
Und es geht um diejenigen , 
die sich von amtswegen mit 
dem Katastrophenschutz 
befassen müssen. 
In der Werbung gibt es den 
Satz : Tue Gutes und rede 
darüber! Die Katastrophen­
schutzorganisationen halten 
sich an den ersten Teil die­
ses Satzes. Sie tun Gutes, 
aber sie tun es bescheiden, 
ohne auf die Anerkennung 
durch die öffentlichkeit zu 
schielen. So kommt es, daß 
es manch einen in der Bun­
desrepublik gibt, der mit 
dem Begriff Katastrophen­
schutz nicht viel anzufangen 
weiß. Alle Organisationen, 
die Aufgaben des Katastro­
phenschutzes übernommen 
haben und hier vertreten 
sind, konnten sich in der 
Vergangenheit bereits be­
währen. Bei zahllosen Ein­
sätzen haben sie ihren 
Mann gestanden und oft 
genug Gesundheit und 
Leben einsetzen müssen. 

Qualität entscheidet 

Selbstverständlich muß es 
eine gezieUe Hilfe sein, bei 
der es mehr auf Spezialität 
und Qualität als auf Quan­
tität ankommt. Die Qualität 
der Hilfe ist ein entschei-
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dender Gesichtspunkt bei 
allen Bemühungen der 
Bundesregierung, den Kata· 
strophenschutz zu verbes­
sern. Ein Katastrophen­
schutz, dessen Notwendig­
keit jeder vernünftige 
Mensch einsehen wird, 
existiert nur dann wirklich, 
wenn alle, die ihn tragen, 
das Helfen gründlich erlernt 
haben. Mit gutem Willen 
allein ist es nicht getan , 
und Helfen ist nun einmal 
in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts mit den 
bloßen Händen kaum mög­
lich. Zum Katastrophen­
schutz gehörten aber auch 
eine gute Ausstattung mit 
Fahrzeugen, modernen 
Nachrichtenmitteln und 
anderem Gerät. 
Neulich las ich, daß im 
Schnitt etwa 200 Stunden 
Freizeit im Jahr vom ein­
zelnen Helfer zugunsten der 
Allgemeinheit geopfert 
werden. Das ist eine Lei­
stung, die allseits anerkannt 
wird und für die ich Ihnen 
allen hier in aller öffentlich­
keit meinen herzlichen Dank 
sagen möchte . Lassen Sie 
mich hier versichern, daß 
Sie mit Ihren schweren Auf­
gaben nicht allein gelassen 
werden, sondern daß die 
politische Führung hinter 
Ihnen steht. Der Bundes­
minister des Innern kennt 
und würdigt die Leistungen 
der Organisationen des 
Katastrophenschutzes und 
fühlt sich Ihnen besonders 
verbunden. U 

Harter Wettstreit 
Dieser Zentralveranstaltung 
vorausgegangen war der 
Landeswettkampf der THW­
Ortsverbände Niedersach­
sens um den vom Bundes­
innenminister gestifteten 
Bundespokal. Für diesen 
Wettkampf waren vom Lan­
desverband sechs Aufgaben 
an verschiedenen Stationen 
gestellt worden: 

1. Ausleuchten einer Scha­
densstelle mit einer Stark­
lichtlaterne (Petromax). Die 
Aufgabe war erfüllt, wenn 
die Laterne mindestens 
drei Minuten brannte. Au­
ßerdem mußte ein neuer 
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Glühstrumpf eingesetzt 
werden . 
2. Brennschneiden . Von 
einem auf Böcken liegenden 
Rohr war ein Teilstück in 
Zwangslage abzutrennen . 
3. Für Kraftfahrer. Am lin­
ken Vorderrad des GKW 
war ein Radwechsel durch­
zuführen. Zeit : 20 Minuten. 
4. Holzbearbeitung - Mo­
torsäge. Von einem Rund­
holz , Durchmesser 20 cm, 
war eine Scheibe von 2 cm 
Stärke sauber abzuschnei­
den. 
5. Holzbearbeitung - Holz­
verbindung. Von einem 
Kantholz 10 x 10 cm war 
eine Eck überblattung her­
zustellen. 
6. Bergung Verletzter. 
a) Tragen eines sitzenden 
Verletzten durch zwei Hel­
fer unter Verwendung eines 
Dreiecktuches. b) Anfert i­
gung einer Behelfstrage aus 
zwei Stangen und Binde­
leinen. 

Für die Bewertung waren 
a) die Gesamtzeit, b) die 
Zahl der Fehlerpunkte maß­
gebend. Die Fehlerpunkte 
waren für jede Station fest­
gelegt. Wurden Aufgaben 
nicht gelöst, gab es bis zu 
20 Fehlerpunkten. 
An dem Wettkampf betei­
ligten sich 15 Ortsverbände, 
jeweils mit einem Gruppen­
führer und zehn Mann . Die 
Helfer waren mit großem 
Eifer bei der Sache. Aber 
bei jedem Wettkampf spielt 
auch Fortuna eine gewisse 
Rolle. Cuxhaven belegte 
den ersten Platz, gefolgt 
von Bad Lauterberg , Ro­
tenburg, Wunstorf, Einbeck 
und Syke. 
Vize präsident Schmitt nahm 
die Siegerehrung vor. Au­
Berdem erhielten die Mann­
schaften, die die ersten 
drei Plätze errangen , wert­
volle Erinnerungsgaben des 
Landkreises und der Stadt 
Gifhorn. 
THW-Ortsbeauftragter 
Claus Kronenberg und die 
Gifhorner Helfer und mit 
ihnen die vielen Helfer aus 
anderen Ortsverbänden, der 
Musikzug der Feuerwehr 
und viele andere, die bei 
der Organisation mitgewirkt 
hatten, können stolz auf 
ihre Arbeit sein. 

THW-Köche sorgten für die Verpflegung der Teilnehmer 

Der Direktor des THW, Dipl.-Ing. Schmitt, und Landes­
beauftragter Schneider gratulieren den Siegern 



BunDesverbanD Fur Den selBSTSOHUTZ (!) 

Der fachbearbeiter VI Im BVS 

Der häufige Wechsel der ehren­
amtlichen Mitarbeiter in den Dienst­
stellen - auch des Fachbearbeiters VI 
(öffentlichkeitsarbeit) - wirft oftmals 
die Frage nach den Aufgaben und 
Möglichkeiten einer produktiven 
Mitarbeit auf. Eine Dienstanweisung 
für die in der öffentlichkeitsarbeit 

Informationsveranstaltungen : Eine der 
Aufgaben des Fachbearbeiters VI 

tätigen Mitarbeiter gibt es nicht und 
kann es auch nicht geben. Die 
öffentlichkeitsarbeit muß ständig neu 
überdacht werden , elastisch sein und 
anpassungsfähig bleiben und darf 
nicht in das starre Schema einer 
Anweisung gepreßt werden. 

Der Auftrag des Gesetzgebers für 
den BVS 
Im § 11 des Katastrophenschutz­
gesetzes ist der Auftrag klar und 
unmiBverständlich vom Gesetzgeber 
formuliert. Die hier angeführte 
Aufklärungsaufgabe ist die Basis der 
öffentlichkeitsarbeit. Sie muß nach 
außen und innen wirksam sein, wenn 
sie eine gesunde Voraussetzung für 
die Gesamtarbeit des Verbandes 
darstellen soll. Im Hinblick auf die 
Vielschichtigkeit der öffentlichkeits­
arbeit ist es nötig , den Fachbearbeiter 
VI sorgfältig und gewissenhaft auf 
seine Aufgabe vorzubereiten. 

Aufgaben des Fachbearbeiters VI 
Jeder Katalog der Aufgaben des 
Fachbearbeiters VI muß zwangsläufig 
immer unvollständig bleiben. Hier 
seien nur einige Schwerpunkte 
aufgezeigt: 

Informationstätigkeit 
Sie beschränkt sich nicht allein auf 
Veranstaltungen , jede sich bietende 
Gelegeneit sollte dafür genutzt 

werden. Das kann in einem Vortrag 
geschehen, in einem Referat, im 
Rahmen einer Diskussion , als 
Beratung sowie in jedem dem Schutz­
gedanken dienenden Gespräch. 
öffentlichkeitsarbeit muß in jedem Fall 
zielstrebig geplant, gründlich vor­
bereitet und durchgeführt werden, 
wenn sie zum Erfolg führen soll. 
Hier zeigt es sich bereits: Mit dem 
Wollen ist zwar viel getan, aber dieses 
Wollen muß auf einem gründlichen 
Wissen basieren. 

Werbung allgemein 
Die Arbe it des Fachbearbeiters VI 
erfordert die Beobachtung des 
Alllagsgeschehens , um aktuelle 
Anknüpfungspunkte zu haben. Je 
bekannter die öffentlichkeitsarbeit -
der Fachbearbeiter VI - ist, um so 

Be i gegebenem Anlaß ist es Aufgabe 
des Fachbearbeiters, einen eventuell 
richt igstellenden Leserbrief der 
örtlichen Presse vorzulegen. 
Hierher gehört auch die Mitarbeit bei 
den Publikationen des Bundes­
verbandes für den Selbstschutz. Ober 
gelungene Veranstaltungen sollte in 
Bild und Wort berichtet werden. 

bekannter wird der Selbstschutz. Eine ~~~~~~~~~~~~~~~ 
wichtige Voraussetzung sind Kontakt- Die Durchführung von Ausstellungen 
freudigkeit und eine intensive erfordert Organisationstalent 
Kontaktpf/ege, d. h. nicht nur die 
Durchführung eigener Veranstaltungen Um diesen Aufgabenkatalog erfüllen 
ist wichtig, sondern auch der Besuch zu können, ergeben sich eine Reihe 
von Veranstaltungen anderer von Voraussetzungen , die jeder 
Verbände. Der Fachbearbeiter VI muB Fachbearbeiter VI erfüllen sollte: 
stets seine Bereitschaft zum Ausdruck • Gute Allgemeinbildung 
bringen , bei der Beantwortung von • Gediegenes Fachwissen 
Fragen , die die zivile Verteidigung , • Rednertalent 
den Zivilschutz und den Selbstschutz • Organisationsgeschick 
betreffen, jederzeit zur Verfügung zu • Verhandlungsgewandtheit 
stehen. Ebenso darf er sich nicht • Kontaktfreudigkeit 
scheuen, Unterstützung und Mithilfe • Menschenkenntnis 
zu erbitten, wenn sie für die Diese Aufzählung ist keineswegs 
öffentlichkeitsarbeit erforderlich vollständig; aber ohne eine gute 
we,den. Allgemeinbildung ist ein Arbeitserfolg 
Die Bedeutung der Werbung durch zumindest zweifelhaft. Das gleiche 
Ausstellung, Schaufenster, Schau- gilt für das Fachwissen. Die 
kästen, Kleinausstellungen wird oft Bevölkerung , aus den verschiedensten 
verkan nt. Durch geeignete Interpreten soziologischen Schichten zusammen­
kann auch mit einer Ausstellung , die gesetzt, erkennt nur den an, der etwas 
nur mit geringen Mitteln zusammen- weiß und der etwas zu sagen hat. 
gestellt wurde, ein beachtlicher In Ermangelung geeigneter Redner 
Werbeerfolg für den Verband und den wird der Fachbearbeiter VI vielfach 
Schutzgedanken erzielt werden. selbst Veranstaltungen durchführen 
Schaufensterwerbung sollte jedoch müssen. Aus diesem Grunde ist ein 
nur dort vorgenommen werden , wo sie gewisses Rednertalent und damit die 
sich plakativ-optisch gut ausrichten einwandfreie Beherrschung der 
läßt. deutschen Sprache unumgänglich 

Zusammenarbeit mit der Presse 
Wichtig ist, daß der Fachbearbeiter zu 
den Redakteuren der örtlichen 
Presse ein gutes Verhältnis aufbaut. 
Er sollte niemals versäumen , die 
Presse vor jeder Veranstaltung zu 
verständigen und gegebenenfalls 
einen n Waschzettel U bereitzuhalten. 

notwendig . 
Der Fachbearbeiter VI sollte 
bedenken: Wenn die öffentlichkeits­
arbeit unter den Forderungen 
Aufklären - Informieren -
Interessieren - Menschengewinnen 
steht, wird sie ihrer Bedeutung und 
Aufgabe gerecht werden können. 

Kw. 
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HOmBUrG 0 
Aktion Sorgenkind 

In vielen Städten der Bundes­
republik wurden bereits Wohltätig­
keitsveranstaltungen zugunsten der 
Aktion Sorgenkind durchgeführt. 
Warum hatte Hamburg bisher nicht 
daran gedacht, mit einer Groß­
veranstaltung dieser guten Sache zu 
helfen? So fragten sich viele Ham­
burger. Inzwischen sind Pläne 
W irklichkeit geworden. Bürger der 
Stadt haben sich zusammengeschlos­
sen und den gemeinnützigen Verein, 
Arbeitsgemei nschaft "Hamburg hilft" 
der Aktion Sorgenkind e. V., ge­
gründet. 
Es sind Hamburgs Bürger, die sich 
nebenberuflich das Ziel gestellt 
haben, mit Hilfe einer großen Ver­
anstaltungswoche den Sorgenkindern 
zu helfen. 
Als Schirmherren haben sich bereit­
willig zur Verfügung gestellt: Sozial­
senator Ernst Weiss, Staatssekretär 
Karl Wilhelm Berkhan, Frau Dr. 
Elsbeth Weichmann und Bezirks­
amtsleiter Dr. Werner Maschek. 
Nach mehr als zwölf Monaten Vor­
arbeit konnte Sozialsenator Ernst 
Weiss am 14. Mai um 16 Uhr den 
Startschuß für das "Hamburger 
Maifest" geben. Im Beisei n zahl­
reicher Gäste forderte er zu 
Fröh lichkeit und Menschlichkeit auf, 
denn "die Stadt Hamburg ist nicht 
nur eine große Familie, sondern 
vor alle m immer wieder ein Tor zur 
Welt mit offenem Herzen." 
Ihr oHenes Herz bewiesen die Ham­
burger anschließend auf dem Fest­
gelände. Sehr erfolgreich klapperten 
Frau Dr. W eich mann, Heidi Kabel , 
Senator Weiss, Staatssekretär 
Berkhan und viele Prominente mit 
den Sammelbüchsen. 
Von allen Seiten wurde der Arbeits­
gemeinschaft Unterstützung ange­
boten. So kamen u. a. Künstler, 
Sportvereine, Spielmannszüge, 
Amateurfunker, Filmer, Motorsportier, 
Bürgervereine, Schützenvereine, 
Schausteller und nicht zuletzt auch 
das Technisch'e Hilfswerk und der 
Bundesverband für den Selbstschutz. 
Während das Technische Hilfswerk 
auf dem Freigelände eine Geräte­
schau mit dem Einsatz der Sauerstoff­
lanze zeigte, beteiligte sich der 
Bundesverband für den Selbstschutz 
mit sei ner wesentlich erweiterten 
Ausste llung "Der Mensch in der 
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Katastrophe U • 

Die Vorbereitungen hierzu wurden 
von der Dienststelle Hamburg-Mitte 
in Zusammenarbeit mit dem Fach­
gebiet VI der Landesstelle getroffen. 
Als Unterbringungsort bot sich die 
Gewerbeschule Museumstraße an, 
denn si e liegt unmittelbar neben 
dem Festgelände. Außer vielen 
Besuchern des Festgeländes waren 
es täglich fast 1 000 Gewerbeschüler, 
die unsere Ausstellung besuchten . 
So kam es, daß bereits ab 7 Uhr 
früh Berater zu r Stelle sein mußten. 
Wegen der vielen Abendveranstal­
tungen konnte die Ausstellung erst 
gegen 22 Uhr geschlossen werden. 
Als Blickfang stand am Eingang der 
Halle das große Modell " Hilfs­
organisationen in Hamburg ll

. Es war 
ständig umlagert, denn hier erkann­
ten die Besucher sofort, in welchen 
Organisationen eine freiwillige 
Mitarbeit möglich ist und um welche 
Tätigkeiten es sich handelt. 
In Bildern und Zeitungsausschnitten 
gab der nächste Stand einen Über­
blick über Unglücksfälle der letzten 
50 Tage in Hamburg, und zwar im 
Haushalt, auf der Straße und im 
Betrieb. Daran schloß sich eine 
Hausapotheke an, wie sie sei n soll , 
und eine Schublade mit einem wüsten 
Durcheinander als Hinweis, wie es 
nicht sein sollte. 
Eine Erläuteru ng für Führerschein­
bewerber über die "Lebensrettenden 

Besucher auf dem BVS-Informalions­
stand. Rechts : Senator Eckström mit 
G attin ; links: Landesstellenleiter 
Müller. 

Sofortmaßnahmen" sowie Geräte für 
Kraftfahrzeugbesitzer, z. B. Ver­
bandkasten, Warndreieck, Warn­
lampe, Feuerlöscher und Abschlepp­
seil gaben zu vielen Fragen Anlaß. 
Brandbekämpfung, Brandschutzgeräte 
und wie man einen Brand löscht, 
von der Grundausbildung bis zur 
Fachausbildung waren die Them atik 
des nächsten Standes. 
Über Lebensmittelbevorratung, 
Schutzraumbau. Schutzraumausrüstung 
gaben die letzten Stände der Aus­
stellung Auskunft, die dann mit 
einer Bilddarstellung " Hilf Deinem 
Nächsten " endete. 
Als prominentester Besucher konnten 
wir Senator Eckström mit Gattin 
begrüßen. Mit ihnen waren promi­
nente Persönlichkeiten gekommen, 
die nach einer Führung durch die 
Ausstellung von Landesstellenleiter 
Ludwig Müller zu einem bescheidenen 
Empfang in den Tagungsraum der 
Schule gebeten wurden. 
Neben Senator Eckström und seiner 
Gattin waren anwesend: Herr 
Graetsch, Vorsitzender der Arge 
Hamburg hilft ; Herr Möbius, Presse­
vertreter der Arge Hamburg hilft; 
Herr Ud. Reg. Dir. Kolibay, Bez. Amt 
Altona ; Herr Oberverw. Dir. Sievert, 
Bez. Amt Altona ; Herr Dir. Bend­
schneider, Hol stenbrauerei ; Herr 
Rust, Holstenbraue rei ; Herr Wulf, 
Ambulantes Gewerbe Hamburg ; 
Herr Scholz, SPD-Kreisvorsitzender 
Altona ; Herr Siek, SPD-Kreis­
geschäftsführer Altona, mit weiteren 
H erren des Vorstandes ; Conti-Press 
(Bildreporterin) ; BVS-Landesstellen­
leiter Müller ; BVS-Fachgebiets­
leiter VI Bochert und BVS-Bezirks­
stellen leiter Bonny. 
Der Vorsitzende de r Arbeitsgemein­
schaft "Hamburg hilft", Herr Graetsch , 
fand herzliche Worte des Dankes 
an Landesstellenleiter Müller und 
seine Helfer, die an der Mitgeslaltung 
des Hamburger Maifestes zugunsten 
der Aktion Sorgenkind mitgewirkt 
haben. 
Neben der Ausstell ung hatte der 
BVS sich mit 200 Sammelbüchsen 
an der Aktion beteiligt, die einen 
Betrag von 1365 DM erbrachten. 
Nach Auskunft der Verantwortlichen 
hat ein vorläufiges Gesamtergebnis 
den Reinerlös von 102000 DM 
bereits überschritten . 

KuBo 



Spielmannszug wirbt 
fiIr Selbstschutz 

Der Spielmannszug " Deichwacht Ham­
burg " kann sich über einen Mangel 
an Nachfrage nicht beklagen. In den 
letzten Wochen waren so viele 
Termine einzuhalten, daB den Spiel­
leuten unter dem Stabführer Karl­
Heinz Kirsch ein herzliches "Danke 
schön" gebührt, denn wo der Spiel­
mannszug auftritt, wirbt er für den 
Bundesverband für den Selbstschutz. 
Ob es die Teilnahme am 2. Spiel­
mannszugwettbewerb auf dem Sport­
platz "Jägerhof" in Hamburg-Haus­
bruch war, bei dem ein vierter Platz 
in der Gruppe A erreicht wurde, oder 
die Mitwirkung beim Schützenfest 
in Wilhelmsburg-Stillhorn, immer 
waren die Spielleute pünktlich zur 
Stelle. 
Mit einem Fahrzeug des THW fuhren 
sie nach Bremen , um die dortige 
Landesstelle bei ihrer Ausstellung 
auf der Bürgerweide zu unterstützen. 
Neben den Einsätzen bei der BVS­
Dienststelle Hamburg-Harburg, 
Werbung auf Straßen und Plätzen 
und dem "Ta9 der offenen Tür !! in 
der Röttiger-Kaserne stellte sich der 
Spielmannszug auch der SPD-Gruppe 

Wilhelmsburg fü r eine "Alten·Ehrung " 
zur Verfügung. 
Für die nächsten Wochen sieht der 
Terminplan die Mitwirkung bei 
sieben Laternenzügen , einem Schüt· 
zenfest und einem internationalen 
Spielmannszug-Wettbewerb in Lauen· 
burg an der Eibe vor. Eine Einladung 
zu einem Wettkampf im Sommer 1972 
in Osterrodel Harz zeigt, daß der 
Spielmannszug "Deichwacht Ham­
burg U über die Grenzen Hamburgs 
hinaus für eine gute Sache wirbt. 
Es soll nicht unerwähnt bleiben, daB 
die BVS-Helfer als Spielleute neben 
den Opfern an Ze it auch erhebliche 
Kosten aus eigener Tasche tragen . 

HaDe 

Erfolgreiche Werbung 

Die Geschäftsstelle der Firma 
Karstadt , Osterstraße, stand der 
Bitte der BVS-Dienststelle Hamburg­
Eimsbüttel um überlassung eines 
Schaufensters aufgeschlossen 
gegenüber. 
Nach Anlieferung des Materials zur 
Ausgestaltung eines Fensters 
begannen die Dekorateure mit dem 
Aufbau. 
Zwei Themen aus der Selbstschutz-

grundausbildung wurden dargestellt : 
"Brandschutz im Selbstschutz" und 
" Lebensrettende Sofortmaßnahmen ". 
Als Bl ickfang wurde die auf der 
Wandzeitung "Die ersten zehn 
Minuten" abgebildete- Uhr in einer 
VergröBerung auf 1 x 1 m verwendet. 
Daneben machten sich recht gut 
einige vergrößerte Graphiken aus der 
Broschüre " Hil fe durch Selbstschutz ". 
Hinweisschilder und Geräte waren 
der Thematik angepaßt. 
Da das Karstadt-Haus an einem 
Verkehrs- und Einkaufsknotenpunkt 
liegt, wurde eine große Zahl der 
Eimsbütteler Bevölkerung auf die 
Selbstschutzgrundausbildung auf­
merksam gemacht. Während Auf­
klärungshelfer Werbeschriften 
verteilten, standen Berater für 
Diskussionen zur Verfügung . In 
18 Tagen wurden auf diese Weise 
ungefähr 8000 Personen angespro· 
ehen. Nach Mitteilung der BVS­
Dienststelle liegen bereits erste­
Meldungen zur Tei lnahme an einer 
Selbstschutzgrundausbildung vor. 
Im Laufe der nächsten Monate steht 
wieder ein Schaufenster für weitere 
Selbstschutz-Themen zur Verfügung. 

HaDe 

SOHL8SWIGrvHOLST81n e 
Obung fand Lob und 
Anerkennung 

Mit einem Rundzelt, in dem die BVS­
Ausstellung "Der Mensch in der 
Katastrophe " und andere der Infor­
mation über den Selbstschutz 
dienende Schaustücke zu sehen 
waren sowie Broschüren , Zeit­
schriften und Handzettel zur Ver­
teilung gelangten, beteiligte sich in 
Flensburg die BVS-Dienststelle an 
einer groBangelegten zweitägigen 
übung, an der alle in der Stadt 
bereitstehenden Katastrophenschutz­
organisationen beteil igt waren . Bei 
dieser in Flensburg bisher gröBten 
Einsatzerprobung, die langfristig 
vorbereitet war und unter dem Namen 
"Golden Coast" lief, zeigten etwa 
200 Helfer, darunter 50 Jugendliche, 
ihr Können. 
Die übung fand auf der Kaifläche 
zwischen Fördebrücke und Bootsfähre 
statt. Ihr lag die Annahme zugrunde, 
daB auf dem Hafengelände ein Zug 
verunglückt sei, wobei es Verletzte 
gegeben hatte . Außerdem war ein 

Kesselwagen in Brand geraten. 
Die übung wurde dann am Sonntag 
durchgeführt unter Mitwirkung der 
Fre iwilligen Feuerwehr, des THW und 
DRK sowie der SAR-Leitstelle beim 
Flottenkommando in Glücksburg­
Meierwik mit Rettungshubschraubern. 
Zum Verständnis des Ablaufs 
wurden über Lautsprecher Kommen­
tare gegeben. 
Es klappte alles ausgezeichnet und 
die Zuschauer, unter denen sich viele 
geladene Gäste - u. a. auch aus 
Dänemark - befanden, sparten nicht 
mit Lob und Anerkennung. 

Verdienter HeHer geehrt __ _ 

Für seine Verdienste um den Aufbau 
des Selbstschutzes in seinem 
Wirkungsbereich in Dithmarschen hat 
der Präsident des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz, Oberstadt­
direktor Kuhn, dem langjährigen 
Mitarbeiter Hinrich Jäger die Ehren· 
nadel des BVS verliehen. Diese 

Auszeichnung mit Urkunde wurde ihm 
in einer kleinen Feierstunde im 
Marner Rathaus von BVS-Dienst­
stellenleiter v. Gruenewaldt (Itzehoe) 
überreicht. 

Im Jahr 1963 stellte sich Jäger dem 
damaligen BLSV als ehrenamtlicher 
Helfer zur Verfügung . Bereits 1964 
wurde ihm die Leitung der BLSV­
Ortsstelle Marne übertragen. 
Seinem Wirken ist es zu ver· 
danken, daß in Marne der Selbst­
schutzgedanke bei der Bevölkerung 
wie bei den Behörden Eingang und 
einen festen Platz gefunden hat. 
In Anerkennung dieser Leistungen 
überreichte Bürgermeister Puls 
mit Worten des Dankes Hinrich 
Jäger eine Chronik der althistorischen 
Stadt Marne. 

Seit der Umorganisation im Jahr 
1968 wirkte Jäger als BVS-Beauf­
tragter für Marne . Aus Altersgründen 
bat er dann, ihn nach Ablauf des 
Jahres 1970 von dieser Tätigkeit zu 
entbinden, damit eine jüngere Kraft 
an seine Stelle treten könne. ---------------------/ 
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Bremen • 

Mit Ideen und Initiative 
Als eines Tages der junge Helfer 
Dieter Bommel zu mir kam und sagte, 
daß er in seiner Schule eine 
Ausstellung für den BVS machen 
wollte , war ich zuerst sehr skeptisch . 
Er hatte aber bereits von seinem 
Schulleiter die Erlaubnis eingeholt und 
entwickelte nun viel Eifer, um von der 
Dienststelle Material zu erhalten. 
Vor allem wollte er auch Geräte und 
Ausrüstungsgegenstände des 
Selbstschutzzuges, dem er angehört, 
haben. 
Was Dieter Bommel dann in drei 
großen Schaufenstern im Flur der 
Heinrich-Heine-Schule, unterstützt von 
seinem Klassenkameraden und 
gleichfalls BVS-Helfer Bernd 
Bodewald , unter dem Motto " Der BVS 
und seine Aufgabe C/ aufgebaut hat, 
kann sich sehen lassen. 
Weithin sichtbar grüßt das Emblem 
des BVS, 40 cm Durchmesser, aus 
blauem und gelbem Karton sorgfältig 
ausgeschnitten. 
Im ersten der Schaukästen) jeder ist 
ungefähr 4 m lang und 1,60 m hoch, 
sind alle Geräte, wie sie im Brand­
schutz gebraucht werden, aufgebaut. 
Vor jedem Werkzeug und Gerät steht 
ein gefalztes Schildchen aus leuchtend 
roter Pappe, auf dem in schwarzer 
Druckschrift die Bezeichnung des 
Geräts vermerkt ist. Die Rückwand 
der Vitrine ist ausgefüllt mit Bild­
ausschnitten aus ZB und Helferbriefen 
und Fotos aus dem Betrieb der 
Dienststelle. Sie zeigen, wie die 
Geräte von Helferinnen und Helfern 
im Selbstschutz benutzt werden 
können . 
Den ernsten Hintergrund und die 
Notwendigkeit des Selbstschutzes 
hatte unser Helfer eindringlich durch 
eine Reihe von Folien aus den INFO­
Diensten deutlich gemacht. Sie im 
einzelnen zu beschreiben , würde zu 

jeweils die Geräte für die Rettung und 
die Laienhilfe. 
Selbstverständlich wird auch auf die 
lebens rettenden Sofortmaßnahmen 
hingewiesen. In einer fortlaufenden 
Serie folgen die Bilder aus dem Heft 
"Hilfe durch Selbstschutz ". 
Und noch etwas : Ausgeschnitten und 
hintereinandergereiht zieht sich ein 
langes Band der Illustrationen aus 
" Hilfe durch Selbstschutz" durch die 
ganze Schau hindurch. 
So ist eine lebendige Ausstellung 
entstanden. Mit viel Sorgfalt, Fleiß 
und verblüffenden Ideen hat ein 
junger Helfer aus eigener Initiative 
eine vorbildliche Demonstration für 
den Selbstschutz geschaffen. 
Die Ausstellung kann gegenüber den 
Ansprüchen, die an eine BVS­
Ausstellung in einem größeren 
Rahmen - z. B. bei Messen -
gestellt werden müssen, voll und ganz 
bestehen . 
Dieter Bommel ist Realschüler, 
16 Jahre alt, und gehört seit dem 
23. Juni 1970 dem BVS an . Er hat an 
den Ausbildungen als Aufklärungs­
und Ausbildungshelfer te ilgenommen 
und ist in einem Selbstschutzzug 
Führer der Kraftspritzenstaffel. 
Ihm, dem BVS-Helfer Dieter Bommel , 
aber auch seinem Klassenkameraden 
Bernd Rodewald, ebenfalls Helfer 
der Kraftspritzenstaffel im Selbst­
schutzzug , der so tatkräftig 
mitgeholfen hat, soll Lob und 
Anerkennung ausgesprochen werden. 
Der BVS hat durch diese Ausstellung 
an 1173 Schülerinnen , Schüler, Lehr­
kräfte und einige Elterngruppen den 
Gedanken des Selbstschutzes und 
die Aufgaben des BVS heranbringen 
können. 
Es sei noch betont, daß keine Kosten 
entstanden sind. W. E. 

weit füh ren. Vor der mit hellfarbiger "Jw=-,g:::::e'Le= ute=:---eO'I<:ge= ne""l"d"'ee= n:---­
Pappe ausgeschlagenen Rückwand 
ergaben sie eine eindrucksvolle Wie ernst es dem Aufklärungshelfer 
Darstellung. Peter Bigus aus Bremerhaven mit 
U. a. war eine TS 2/5 nebst seiner von ihm freiwillig übernom-
Schläuchen aufgestellt. Ein C- und ein menen Aufgabe ist, zeigte sich, wie 
D-Schlauch mit aufgesetztem Strahl- er seine öffentlichkeitsarbeit ohne 
rohr sind halb ausgerollt. Dieses, aber jede Scheu in den Kreis seiner 
auch die komplette Schutzkleidung, Mitschüler hineintrug. Er soll selbst 
ergaben immer wieder Ansatzpunkte darüber berichten, wie es ihm dabei 
für Fragen und Informationen. erging : 
Das zweite und dritte Schaufenster Am 15. Juni habe ich in meiner Klasse, 
sind ähnlich gestaltet. Sie enthalten der Hz 69 f der Gewerblichen Lehr-
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anstalten , eine Informations­
veranstaltung durchgeführt. Zuerst 
führte unser Lehrer den Film "Die 
Antwort " vor. Die allgemeine Reaktion 
bei meinen Mitschü lern war negativ. 
Nach dem nächsten Film ), Der 
Selbstschutzzug U fragte jemand, ob 
ein Löschangriff im Ernstfall genauso 
langsam abliefe wie im Film. Ich 
antwortete ihm, daß dies ein Lehrfilm 
sei, bei dem die Kommandos zum 
besseren Verstehen deutlich gegeben 
werden müssen. 
Nach dem Film verteilte ich noch die 
Fachzeitschrift "ZB u sowie BVS­
Broschüren. Ein Mitschüler gab mir die 
Hefte und Broschüren wieder zurück 
und meinte wörtlich: " Das hat ja 
keinen Sinn." 
Meinem Lehrer, Herrn Mychert, sei 
an dieser Stelle nochmals für sein 
Verständnis und das Vorführen der 
Filme herzlich gedankt. P. B. 

Persönliches 

Am 24. August vollendete der 
BVS-Beauftragte im ZS-Abschnitt 
Bremen-Nord , August Knoll, Träger 
der Ehrennadel unseres Verbandes , 
sein 80. Lebensjahr. Wir gratulieren 
ihm auf diesem Wege dazu nach­
träglich sehr herzlich und wünschen 
ihm weiterhin alles Gute in 
persönlicher wie dienstlicher Hinsicht. 
Möge ihm seine Rüstigkeit noch recht 
lange erhalten bleiben. 
Knoll wurde am 24. August 1891 
geboren Er ist seit 28. September 1956 
unermüdlich in unserem Verband 
ehrenamtlich tätig und nahm jede 
Gelegenheit wahr, sich auf dem 
Gebiete des Selbstschutzes zu 

informieren. 
Bereits 1958 
erwarb er seine 
Ausbildungs­
befähigung. Seit 
Januar 1957 
widmete er sich 
vorwiegend 
organisatorischen 
Aufgaben , 

L---=---" _ _ "'--.,---' zu nächst 
als Sachbearbeiter 1111 , dann 
seit August 1959 als Leiter einer 
Teilabschniltsstelle. In seinem jetzigen 
Dienstposten wirkt er seit 1961. 
Zuverlässigkeit , Frohsinn und eine 
für sein Alter erstaunliche Vitalität 
zeichnen ihn besonders aus. 
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Besuch auf dem 
BVS-Obungsgelärlde 

Am 28. Juni kam der Leiter des 
Marinearsenals W il helmshaven , 
Direktor Dipl.-Ing . Hecht, mit dem 
Sicherheitsbeauftragten des Arsenals, 
Amtmann Möje, auf das übungs­
gelände der Dienststelle Wilhelms­
haven, um sich dort über die 
Ausbildung der Angehörigen des 
Arsenals im Selbstschutz zu infor­
mieren . 
Auf dem übungsgelände an der 
Jadestraße werden in regelmäßigen 
Abständen die Bediensteten des 
Arsenals , vorn einfachen Arbeiter bis 
zum höchsten Beamten, im Selbst­
schutz unterwiesen. Verschiedene 
Gruppen dieses großen Staats­
betriebes nehmen auch an Fach­
lehrgängen, wie Brandschutz, Rettung 
usw., teil. Am Tage des Besuches 
wurden gerade ein Selbstschutz­
Grundlehrgang und ein Fachlehrgang 
Rettung mit den Bediensteten des 

Zur Förderung des Schulzraumbaues 
errichtete die Landesstelle im 
Bauzentrum Hannover einen Infor­
mationsstand. Da das Bauzentrum 
täglich von zahlreichen Bauinteressen­
ten besucht wird und zweimal monat­
lich dort Fachseminare für Architekten 
stattfinden, wird ein guter Erfolg 
erwartet. 

Arsenals durchgeführt. So erhielten 
Direktor Hecht und sein Sicherheits­
beauftragter ein anschauliches Bild 

von der Ausbildung und Unterrichtung 
ihrer Mitarbeiter. 
Von Dienststellenleiter Willms begrüßt , 
wurden die Gäste zu den einzelnen 
Unterrichtsräumen geführt. Beim 
Grundlehrgang ließen sie sich über 
eine Stunde Zeit und sahen sich 
auch den Film uLebensrettende 
SofortmaBnahmen u an. Die Seiten­
lage und die Wiederbeatmung fanden 
ihr besonderes Interesse. 
Nach einem kurzen Gang über das 
übungsgelände wurde der Rettungs­
lehrgang bei seiner Arbeit beobachtet. 
Das Bergen aus Höhen und Tiefen 
unter Einwirkung von Rauch- und 
Knallkörpern sowie der Gebrauch 
und der Einsatz der Schutzmaske 
wurde begrüßt, da im Arsenal hierzu 
keine Möglichkeit gegeben ist. 
Nach einem mehrstündigen Aufenthalt 
verabschiedeten sich die Gäste und 
sprachen dem Dienststellenleiter 
Dank und Anerkennung für die 
geleistete Arbeit der BVS-Dienststelle 
Wilhelmshaven aus. 

Hessen e 
%. M tzliches Wissen 

Grund- und Fachlehrgänge für 
Schüler am Anfang und Ende der 
Sommerferien sind bei der Dienst­
stelle Darmstadt bereits Tradition 
geworden. Bei der Suche nach einem 
übungsgelände für die Ausbildung 
im Brandschutz konnte mit einer 
Olschiefergrube eine Vereinbarung 
getroffen werden. Eine zwe,ite Firma, 
die Gasbeton-Formsteine herstellt, 
war bereit, Einblick in ihre Sicher­
heitsprobleme zu geben. 
ölschiefer wird als Brennmaterial 
verwendet. An mehreren Stellen 
auf dem Werksgelände brennen 
Halden und Lagerstätten zum Teil 
seit 15 Jahren. Das übungsgelände 
konnte folglich nur eine Schlacken­
halde sein. 
Die andere Firma verwendet in 
ihrem Produktionsbetrieb Aluminium­
pulver. Welche Gefahren auftreten 
können und wie sie verhütet bzw. 
notfalls bekämpft werden, zeigte 

Abschlußübung aul dem Gelände der ölschielergrube. In diesem Teil liegt 
ausgebrannte Schlacke; die angelegten Brandobjekte können also den 
Brand nicht weitertragen. 
Sicherheitsingenieur Vogel in Theorie 
und Praxis. 
Die 29 Lehrgangsteilnehmer, Schüler 
und Firmenangehörige, konnten 
neben der üblichen Brandschutz-

ausbildung eindrucksvolle Infor­
mationen über Aluminiumstaub­
explosionen, Sprengen, Eindämmen 
und Bekämpfung der nicht alltäglichen 
Gefahren gewinnen. 
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Ausstellungen warben für den 
ZIvIlschutz 
Außer den Ausstellungen in Solingen 
und im Bereich der Dienststelle 
Recklinghausen in den Orten Dorsten, 
Haltern, Herten, Waltrop und Reck­
linghausen war der BVS auf Aus­
stellungen in Hattingen , Parz und 
Remscheid vertreten. Hierbei handelte 
es sich um Leistungsschauen und 
Verbraucherausstellungen von Handel, 
Handwerk und Industrie. Alle Aus­
stellungen gaben ausreichend Raum 
für eine sog. ideelle Schau , in der 
Kreis und Gemeinden sowie Organi­
sationen und Verbände eine Selbst­
darstellung ihrer Tätigkeit gaben. 
Für die "Ennepe-Ruhr-Schau" in 
Hattingen war die Dienststelle 
Schwelm verantwortlich. Der Ausstel­
lungsstand des BVS, der für den 
Gedanken der Selbsthilfe und Nach­
barschaftshilfe in Katastrophenfällen 
warb, wies eine Besucherzahl von 
etwa 9000 Personen auf. Durch ent­
sprechende Vorbereitungen konnten 
besonders an Vormittagen zwölf 
Volksschulen, acht Mittelschulen und 
vier Oberschulen in Gruppen durch 
die Ausstellung geführt werden. Zu 
den Besuchern - besonders an den 
Nachmittagen - zählten zahlreiche 
Vereine und Verbände. Großes 
Interesse zeigte die Bevölkerung für 
die Aussage : "Lebensmittelbevorra­
tun9 in Not- und Krisenzeiten " . Für 
diese Aussage hatte die Firma Hili 
in Hattingen kostenlos einen Stand 
nach den Unterlagen des BVS auf­
gebaut. Von der Information sowie 
von der Werbung her kann diese 
Ausstellung als Erfolg gewertet 
werden, da sich eine ganze Reihe 
Schulklassen für eine Selbstschutz­
grundausbildung vormerken ließ. 
In Porz am Rhein fand die 1. Groß­
Ausstellung " Lebendiges Rheinland Cl 

Anfang Juni statt. Auf einem Aus­
stellungsgelände von mehr als 
150000 qm stellten über 600 Firmen 
aus. Es war dies die größte Ver­
braucherleistungsschau auf regionaler 
Ebene im rheinischen Raum. Der 
Beitrag des BVS an dieser Leistungs­
schau stand unter dem Motto "Selbst­
schutz ist Vorsorge u. Durch Bild , Film, 
Modelle , Ausrüstungsgegenstände 

38 

u. a. m. erhielt der Besucher einen 
überblick über die Vielseitigkeit der 
Selbst- und Nachbarschaftshilfe in 

Notsituationen. Umfangreiches Werbe­
material wurde den Besuchern in 
Tragetaschen überreicht. 
Verantwortlich für die Durchführung 
dieser Ausstellung war die Dienst­
stelle Siegburg . In dem Abschluß­
bericht der Dienststelle heißt es, daß 
etwa 12000 Personen den BVS-Stand 
besuchten und daß mit rd . 1 200 Per­
sonen ein Informationsgespräch ge­
führt werden konnte. Bei der EinzeI­
beratung hat sich die Schutzbau-
fibel als eine sehr gute Grundlage 
erwiesen. Die Arbeit der meist ehren­
amtlichen Betreuer wurde bei der 
großen Zahl von Besuchern und durch 
die hohen Innentemperaturen in den 
Ausstellungszelten sehr erschwert. 
Aus Anlaß der Unterzeichnung eines 
Freundschaftsvertrages zwischen der 
Stadt Remscheid und der Stadt 
Quimper in der Bretagne (Frankreich) 
fand in Verbindung mit einer Blumen­
und Wirtschaftsschau eine "Franzö­
sische Woche " in Remscheid statt. 
In fünf Zelthallen stellten 130 Firmen 
aus dem Raum Remscheid ihre 
Erzeugnisse aus. Die Stadt Quimper 
war mit einem sehr ansprechenden 
Ausstellungsstand vertreten . Der 
Bundesverband für den Selbstschutz 
beteiligte sich auf einer Fläche von 
60 qm mit einer repräsentativen Bild­
tafelschau (Nancy-Ausstellung) , die 
neben der deutschen auch die fran­
zösische Beschriftung trug. Die 
Nancy-Ausstellung wurde noch erwei­
tert durch zusätzliches Ausstellungs­
material, wie TS 2/5, Selbstschutz­
gerät, Arbeitsgerät eines Rettungs­
trupps u. a. m. Zur Eröffnung war 
eine Delegation aus der Stadt 
Quimper anwesend. Bei dem Rund­
gang der Ehrengäste wurde die 
französische Delegation auf unseren 
Ausstellungsstand aufmerksam ge­
macht. Sie zeigte großes Interesse, 
zumal sie die Aussagen zu der vom 
BVS vorgetragenen Thematik in 
französischer Sprache vorfand. Die 
französischen Gäste waren sehr 
beeindruckt, daß dieses unpopuläre 
Thema hier in solcher Offenheit dem 
Publikum dargeboten wurde. Nach 
dem Bericht der Dienststelle wurden 
mit etwa 2 500 Personen Gespräche 
geführt. 
Die Landesstelle möchte auf diesem 
Wege allen an den Ausstellungen 
beteiligten Mitarbeitern, insbesondere 

aber den ehrenamtlichen Helfern, 
Dank sagen für die Mühen, denen sie 
sich während der Ausstellungswochen 
unterzogen haben. Der Beitrag war 
freiwillig. Sie taten es in der über­
zeugung , einer guten Sache zu 
dienen. 

Dr. Ku. 

BYS bei HundevereInen zu Gast 

Der Verein für Deutsche Schäfer­
hunde, Ortsgruppe Bergheim/ Erft, 
führte im Frühjahr eine Sonderschau 
durch, um den Besuchern ein Bild 
züchterischer Leistung des Deutschen 
Schäferhundes zu vermitteln. 
Aufgrund vorangegangener Kontakte 
der Dienststelle Köln-Land mit dem 
Vorstand des Schäferhundevereins in 
Bergheim wurde die Dienststelle 
gebeten, sich mit einer Anzeige in 
dem Programm-Katalog zu beteiligen. 
Bereits im Februar hatte bei der 
Ortsgruppe in Bergheim ein Infor­
mationsabend stattgefunden, bei dem 
über die Aufgaben des BVS und über 
die Ausbildung von Rettungshunden 
gesprochen worden war. Dem BVS 
war die Möglichkeit gegeben, sich mit 
einer kleinen Ausstellung nDer Hund 
als Rettungshelferu an der Sonder­
schau zu beteiligen. Außerdem stand 
die Fahrbare Ausbildungsstelle der 
Dienststelle Köln-Land mit ihrer 
Besatzung den Ausstellungsbesuchern 
für Auskünfte zur Verfügung. Hand­
zettel, die verteilt wurden, unter­
richteten die Hundebesitzer über die 
Möglichkeiten der Ausbildung ihrer 
Tiere als Rettungshund. 
Die Tatsache , daß elf Vorsitzende 
von Hundevereinen den BVS baten 
sie in der gleichen Form bei ähnlich'en 
Veranstaltungen in ihrem Bereich zu 
unterstützen, zeigt , wie erfolgreich 
die Betei ligung an der Hundeschau 
war. 

Gewußtwle • •• 

Ein 43jähriger Bürger aus Vlotho 
hatte in Herford an einer Selbstschutz­
grundausbildung teilgenommen . Kurz 
darauf hatte er Gelegenheit, seine 
neuerworbenen Kenntnisse anzu­
wenden. 
Es war an einem Sonntag. In seinem 
Garten hatte er seinen Grill anheizen 
wollen, was mit Spiritus nicht gelang. 



Um Streichhölzer zu holen, ging er in 
sein Haus. Plötzlich hörte er einen 
Schrei aus dem Garten. Die Ehefrau 
stand am Grill in Flammen. Der 
verdampfte Spiritus hatte sich doch 
noch entzündet. Geistesgegenwärtig 
erstickte der Ehemann mit einer 
Wolldecke die Flammen am Körper 
seiner Frau und verhinderte somit 
eine schwere Verbrennung . 
Einen Tag nach dem Unglücksfall 
bedankte sich das Ehepaar in der 
BVS-Dienststelle für das vermittelte 
Wissen. 

Behörde pb gutes Beispiel 

Der Einsatz der Fahrbaren Schule I 
der Landesstelle begann im Bereich 
der Dienststelle Borken mit einem 
Selbstschutzgrundlehrgang für die 
Bediensteten der Stadt-, Kreis- und 
Standortverwaltung. Stadtdirekor Dr. 
Schwack begrüßte bei dieser ersten 
Veranstaltung die Teilnehmer. Er 

Angehörige der Kreis-, Stadt- und 
Standortverwaltung Borken beim 
theoretischen Unterricht der Selbst­
schutzgrundausbildung. 

erklärte u. a. , weite Teile der Bevöl­
kerung se-ien noch nicht über ein 
zweckmäßiges Verhalten am Unfallort 
unterrichtet. Um so mehr begrüßte 
er die Tatsache, daß der BVS die 
Aufklärungs- und Ausbildungsarbeit 
im Bereich Borken übernommen habe. 
Er äußerte die Hoffnung, daß die 
Lehrgänge jedem Teilnehmer mög­
lichst viele neue Erkenntnisse bringen 
würden , so daß er in entsprechenden 
Situationen in der Lage sei ) sach­
gerecht helfen zu können . 
175 SchOlerinnen der staatl. aner­
kannten Marienschule in Lippstadt­
Lipperbruch unterzogen sich mit Ein­
verständnis der Schulleitung einer 
Selbstschutzgrundausbildung. Bei 
diesen Mädchen handelte es sich um 
die Unter- und Obersekundanerinnen 
des neusprachlichen Mädchengymna­
siums und des Gymnasiums für 
Frauenbildung . Die Leiterin der 
Schule erklärte in einem Schreiben 
an die Dienststelle, daß der Lehrgang 

in der Schülerschaft ein gutes Echo 
gefunden habe. 
') Das Dargebotene wie auch die Art 
des Darbietens hat angesprochen. 
Die Erklärungen seien gut verständ­
lich, Film-, Band- und Bildmaterial 
sei informativ und anschaulich 
gewese n. Eine besondere Zustimm ung 
haben die praktischen ü bungen 
gefunden und der Unterrichtssti l. 
Die Atmosphäre sei an beiden Schul­
vormittagen angenehm gewesen ." 
In dem Bericht einer Schülerin über 
den Selbstschutzgrundl ehrgang heißt 
es gegen Ende: 
,) ... W ir hatten soviel Neues gelernt) 
so daß wir es im Augenblick nicht 
alles erfassen konnten. Doch wir 
bekamen mit Hilfe der Broschüren 
einen überblick. Uns allen ist inzwi­
schen klar geworden, wie wichtig 
Soforthilfe und Zivilschutz für jeden 
sind. Obgleich wir im Frieden leben, 
müssen wir immer mit einem Angriff 
rechnen. Dann werden sich die 
Wirkungen der Zivilschutzkenntnise 
bemerkbar machen, denn jeder ein­
zelne wird für die Gemeinschaft 
verantwortlich sein . Man kann nur 
hoffen, daß möglichst viele Menschen 
an d iesem Selbstschutzlehrgang 
teilnehmen ) denn bei Unfällen) 
Katastrophen und im Angriffsfall sind 
es meistens Laien, die sich zuerst 
untereinander helfen müssen. I! 

DerBYS 
In der Neuen Stadt 

über Fragen des Selbstschutzes 
diskutierten auf Einladung des Beauf­
tragten für den Zivilschutz im Kölner 
Norden, Georg Roth, CDU-Rats­
mitglied Maria Müller, SPD-Stadt­
verordneter Kisternich) der dem Zivil­
verteidigungsausschuß angehört, die 
Vertreter des Bürgervereins ,) Neue 
Stadt u) Fachleute der Bundeswehr 
sowie der Kölner BVS-Dienststellen­
leiter Friedrich Redmer und der Fach­
bearbeiter für Öffentlichkeitsarbeit, 
Hanns Chantrain. 
Die Frage des Abends war) was 
geschehen könne, um in der " Neuen 
Stadt " die notwendigen Aufgaben des 
Selbstschutzes besser zu erfüllen und 
die Bevölkerung für eine Mitarbeit im 
Selbstschutz zu gewinnen. 
Es wurde angeregt, daß der Bundes­
verband für den Selbstschutz jede 
Gelegenheit in der )) Neuen Stadt l! 
wahrnehmen solle) um bei M itglieds­
versammlungen in den Verbänden eine 
oder eine halbe Stunde über die Auf­
gaben des Selbstschutzes zu sprechen. 

Hierdurch könnte das Interesse in 
breiten Kreisen der Bevölkerung 
geweckt werden. 

Dlerosbt.elle Essen berichtet 

Aufklärungsveranstaltungen in Essen 
wurden mit dem Ziel, neue Aus­
bildungsquellen zu erschließen, 
durchgeführt. Das Thema: " Selbsthilfe 
als Vorsorge Il fand bei den Zuhörern 
ein e gute Resonanz. Die zum persön­
lichen Engagement Aufgeforderten 
bejahten die Notwendigkeit vorsor­
gender Maßnahmen der Selbsthilfe 
und versprachen ihre Unterstützung 
bei der Durchführung von 
Informations- und Ausbildungs­
veranstaltungen in ihren Unterrichts­
anstalten. Ein Erfolg , der sich später 
in Ausbildungszahlen niederschlagen 
wird. 
Zwölf Informationsveranstaltungen an 
der Frauenfachschule werden nach 
den Sommerferien beginnen. Die 
Staatl. Ingenieur-Schule für das 
Bauwesen wünscht sechs Informations­
veranstaltungen ; bei der Bundeswehr 
sol len Fachlehrgänge durchgeführt 
werden. 

Der Hund als Rettungshelfer 

Zu ihrem Stiftungsfest zum 25jährigen 
Bestehen, zu dem auch andere 
Ortsgruppen des Vereins für Deutsche 
Schäferhunde und befreundet .. 
Hundevereine eingeladen waren, gab 
die Ortsgruppe Minden der BVS­
Dienststelle Gelegenheit) zu dem 
Thema "Der Hund als Rettungs-
helfe rU zu sprechen. In diesem 
Vortrag wurde u. a. dargelegt, daß 
auch heute in unserer so fortschritt­
lichen und technisierten Zeit auf den 
Hund als Helfer des Menschen bei 
Katastrophen , Einsturzunglücken usw. 
nicht verzichtet werden kann. Diesem 
Vortrag werden weitere Vorträge in 
anderen Orten folgen. 

Auf AbschIu8zeup1s vermerkt 

An der Entlaßfeier für 118 Schüler 
der Hauptschule Kolkrabenweg in 
Köln nahmen neben der Geistlich­
keit, den Lehrern und Vertretern der 
Elternpflegschaft auch BVS-Dienst­
stellenleiter Redmer und seine Mit­
arbeiter Chantrain und Beckmann 
teil. Ihre Anwesenheit an dieser Feier 
hatte einen besonderen Grund. Die 
Zeugnisse der 118 Schülerinnen und 
Schüler wiesen den besonderen 
Vermerk auf : " Hat an der Selbst­
schutzgrundausbildung des BVS 
teilgenommen " . 
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Neue Alaente gesetzt . 

Am ersten Wochenende des Juni 
hatte die Landesstelle Rheinland· 
Pfalz Dienststellenleiter, Referenten 
und Gäste zu einer Dienstbespre­
chung nach Leinsweiler bei Landau 
in der Pfalz eingeladen. 
Auf der Tagesordnung standen, neben 
den Leistungsberichten der Fach· 
und Sachgebiete, zwei besonders 
aktuelle Referate: Der Kommentar 
zur "Allgemeinen Verwaltungs­
vorschrift für Aufbau, Förderung und 
Leitung des Selbstschutzes 01wv· 
Selbstschutz) " und , Zivilschutz in 
Rheinland·Pfalz auf der Grundlage 
des Gesetzes zur Erweiterung des 
Katastrophenschutzes " . 
Zu Beginn der Tagung begrüßte 
Landesstellenleiter Scholz als Gäste 
die Herren Dr. Röhler, Reg .·Vize· 
präsident, Rheinhessen/ Pfalz (Neu· 
stadt); Schwetje , Landrat in Landau; 
Oberstleutnant Robert Waleschkowski , 
WBK IV; und die Gastreferenten 
G. Ganz, Ministerialrat im Innen­
ministerium Rheinland-Pfalz ; Häusler, 
Referent BundeshauptsteIle Köln, 
sowie die Dienststellenleiter der 27 
Dienststellen im Landesstellenbereich 
und die Beauftragten von Ahrweiler 
und Speyer. 
In sein'er kurzen Erwiderungsrede 
auf die Begrüßungsworte von Hans 
Scholz sagte Dr. Röhler zu den 
Tagungsteilnehmern unter anderem: 
" .. ,ich kenne Ihre Schwierigkeiten 
und weiB, daß Sie sich mit einer 
unangenehmen Sache zu befassen 
haben. Es ist nicht leicht, den Ge· 
danken der Zivilverteidigung im 
BewuBtsein der öffentlichkeit zu 
verankern und für den Selbstschutz 
echten Bürgersinn zu wecken. 
Er überbrachte noch herzliche GrüBe 
des Regierungspräsidenten , der der 
Tagung einen guten Verlauf wünschte. 
Landrat Schwetje bedankte sich für 
die Einladung und betonte, er kenne 
die Schwierigkeiten beim Aufbau 
eines Selbstschutzes in den Ge­
meinden in der gegenwärtigen 
Situation und zum Zeitpunkt hoch· 
polit ischer Spannungen , aber man 
dürfe versichert sein, er werde 
trotzdem alles tun, um die Sache zu 
fördern. 
Referent Häusler kommentierte die 
"Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
für Aufbau, Förderung und Leitung 

40 

des Selbstschutzes (Vwv·Selbstschutz 
vom 11 . Mai 1971) und erläuterte die 
für den BVS wichtigsten Paragraphen. 
Landesstell enleiter Scholz erklärte, 
mit der " Vwv-Selbstschutz U 

sei in dem Buch des 
Zivilschutzes ein neues und bedeu­
tendes Blatt aufgeschlagen worden. 
Am Nachmittag berichtete Ministerial· 
rat Ganz über den Zivilschutz in 
Rheinland·Pfalz auf der Grundlage 
des Gesetzes über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes. Als 
Ministerialbeamter der Landes­
regierung mit einer reichen Erfahrung 
auf dem Gebiet des Zivilschutzes 
war es ihm ein leichtes, verschiedene 
Zusammenhänge zu erklären und 
die Schwierigkeiten zu erläutern, 
Weiterhin erklärte er, daß jeder 
Bürger ein legitimes Recht auf 
Schutz habe und deshalb auch ver· 
langen dürfe , daß sich die politisch 
Verantwortlichen darüber Gedanken 
machten, wie man diesen Schutz 
erreichen könne . 
Im weiteren Verlauf seiner Darlegung 
erläuterte Ministerialrat Ganz die 
bisherigen Maßnahmen im Zivil­
schutz im Rahmen der bestehenden 
Gesetze. 
In einer anschließenden Diskussion 
sagte Ministerialrat Ganz, er hoffe, 
daß der BVS durch seine aufklärende 
und ausbildende Tätigkeit dazu bei­
trage, Schwierigkeiten im Aufbau 
des Selbstschutzes in den Gemeinden 
zu vermindern. 
Nach den Referaten "Frauenarbeit" -
Anita Darimont, "Aufbau der Dienst­
stellen " - Erich Heinrich, "Leistungs­
berichte 111" - Wichard von der 
Heyden und , Leistungsberichte VI " 
- Viktor Schwarz, in denen mit Hilfe 
des Tageslichtprojektors an Zahlen· 
beispielen gezeigt wurde, was seit 
der letzten Dienstbesprechung an 
Erfolgen verzeichnet werden konnte, 
war der Themenplan des ersten 
Tages beendet. 
Auch am zweiten Tag waren im 
Zeitplan interessante Themen vor­
gesehen . Der erste Beitrag war das 
Referat über die Förderung des 
Schutzraumbaues, zu dem Rudolf 
Mayer, Fachgebietsleiter V, sprach. 
Er hob die Bedeutung des Schutz­
raumbaues für die Sicherheit der 
Zivilbevölkerung hervor und be­
dauerte außerordentlich den Mangel 
an Bereitschaft bauwilliger Bundes-

bürger, trotz beachtlicher Zuschüsse 
der Bundesregierung, Schutzräu me 
zu errichten. 
Das folgende Referat von Viktor 
Schwarz, Fachgebietsleiter VI, befaßte 
sich mit der öffentlichkeitsarbeit. Er 
wies in seinen Ausführungen auf 
die Notwendigkeit hin , vor allem die 
Veranstaltungstätigkeit dort zu aktivie· 
ren, wo bisher diesbezUglich nur 
wenig geschehen konnte. Im ein­
zelnen sagte er : 
"Der Gesetzgeber hat sicher mit 
Vorbedacht und aus begründeter 
Absicht die Information und Auf· 
klärung als vordringl ich bezeichnet 
und von maßgebenden Personen 
immer wieder darauf hinweisen 
lassen. Denn er weiß, daß im Bereich 
der Werbung nur das Außergewöhn· 
liehe und Gekonnte Erfolg hat, und 
er erwartet, daß sich der Verband 
dieser Aufgaben mit besonderer 
Aktivität ann immt. 
Als letzter Redner sprach Hans 
Görnemann, Landesstellenleiter von 
Baden·Württemberg, über den kom· 
menden , Tag des freiwilligen 
Helfers 1971 in Stuttgart". Mit 
seinen Erklärungen informierte er 
die Anwesenden über den Helfertag 
und seinen geplanten Ablauf. 

V. Sch. 

Ansprechend geworben 
BVS·Dienststelienleiter Euler (Mayen) 
war Gelegenheit gegeben, in einem 
Kurzreferat über die Notwendigkeit 
einer sinnvollen Lebensmittel­
bevorratung bei plötzlich auftretenden 
Versorgungsschwierigkeiten zu 
sprechen. Jede Teilnehmerin der 
Veranstaltung erhielt eine Tragetasche 
mit der BroschUre "Rat aus erster 
Hand u und, zur besonderen Freude, 
Beutel mit Kartoffelchips, Pfanniknödel 
und ähnlichem. 
Am Ende der Veranstaltung dankte 
der Vertreter der Landwirtschafts· 
kammer der Dienststelle Mayen für 
das Referat und die nette Art, wie der 
BVS bei dieser Veranstaltung 
mitwirkte. Ähnliche Veranstaltungen 
wurden mit der Landwirtschafts-
kammer vereinbart. H . E. 



Kenntnisse we .. den vertieft 

Unfall ärzte sagen, daß von den etwa 
18000 Verkehrstoten eines Jahres 
20 - 25 ' /, nicht hätten zu sterben 
brauchen, wenn die Hilfeleistenden 
nicht so kopflos reagiert, die 
Besonnenen die erforderlichen 
Kenntnisse sich erworben und die 
entsprechenden Handgriffe gelernt 
hätten -, oder, wenn ein ausgebildeter 
Helfer schneller zur Stelle gewesen 
wäre. 
Da alle Appelle an die Einsicht der 
Kraftfahrer die Zahl der Absolventen 
an Erste-Hilfe-Lehrgängen nicht 
wesentlich vermehrte, mußte auf 
diesem Gebiet die Basis der 
Freiwilligkeit aufgegeben werden. Ab 
1. August 1969 wurde allen 
Führerscheinbewerbern der Nachweis 
über den Besuch eines sechsstündigen 
Lehrgangs über" Lebensrettende 
Sofortmaßnahmen " gesetzlich 
vorgeschrieben. Diese Ausbildung 
kommt auch den Verunglückten in 
Betrieben oder innerhalb der Familie 
zugute. 
Es ist daher selbstverständlich , daß 
sich die Aufklärungsarbeit und 
Ausbildung des BVS auch auf diese 
" Klein-Katastrophen " bezieht. 
Die Selbstschutzgrundausbildung trägt 
dem durch eine sechsstündige 
Unterweisung in uLebensrettenden 
Sofortmaßnahmen" Rechnung. (Die 
Teilnahmebescheinigung dient 
Führerscheinbewerbern bekanntlich als 
Nachweis im Sinne des § 8a der 
Straßenverkehrszulassungsordnung). 
Was heute von jedem Führerschein­
bewerber verlangt wird , soll te jeder 
BVS-Helfer ebenfalls beherrschen. 
Daher wurde das Thema II Sofort­
maßnahmen " von der Arbeits­
gemeinschaft Ausbildung in 
Heidelberg als erstes aufgegriffen und 
bisher etwa zur Hälfte behandelt. 
Es kann nicht Aufgabe dieser 
Information sein, das bisher Gelernte 
zu wiederholen. Es seien nur die 
wichtigsten Punkte stichwortartig 
herausgestellt, um damit den 
Gesamtinhalt in Erinnerung 
zu bringen. 
Die Hilfeleistungen sollten im 
folgenden zeitlichen Ablauf erfolgen: 
Absicherung der UnfallsteIle ; Bergung 
des Verletzten aus dem Fahrzeug 
und Entfernung aus der Gefahrenzone ; 
Hilfsmaßnahmen für den Verletzten. 

Die Hilfsmaßnahmen bestehen in: 
Stillen der Blutung; Versorgung der 
Wunde und Bekämpfung des Schocks. 
Dabei wurden behandelt : Bedrohliche 
Blutungen, Druckverbände, Abdrücken 
bei Schlagaderblutungen, Gefahren 
des Abbindens , Vorsorge gegen 
Erstickungsgefahr bei Bewußtlosen 
durch Seitenlage, Atemspende bei 
Atmungsstillstand . Schocklagerung, 
psychologische und physiologische 
Zusammenhänge . 
So wird im Rahmen der Arbeits­
gemeinschaft das im Grundlehrgang 
Erlernte vertieft. 

M. St. 

Oben statt fele .. n 
Der Förderlehrgang des Jugend­
sozialwerkes Pforzheim verzichtete auf 
die bisher übliche "Abschlußfeier" 
und führte als Beispiel aktiver 
Nächstenhilfe einen Rettungseinsatz 
durch. Auf dem übungsgelände des 
BVS wurde ein Brand gelöscht, 
Verletzte und Verschüttete geborgen 
und versorgt. Unter der überschrift 
,. Ruf für den Beruf und für Nächsten­
hilfe!! berichtete die örtliche Presse 
von der übung. 

Besuch Im W .... n .. mt 

"WO U
, "Wie,u und "Wann!! werden 

die Warn- und Alarmsignale im Lande 
Baden-Württemberg - z. B. bei der 
überprüfung der Sirenen - aus­
gelöst? Diese Fragen standen bei 
einer Arbeitsgemeinschaft der Dienst­
stelle Ravensburg im Mittelpunkt. 
Es wurde der Wunsch geäußert, doch 
unser Warn amt einmal zu besuchen , 
um an Ort und Stelle "den Dingen 
auf den Grund zu gehen" . Durch die 
Unterstützung des Leiters der BVS­
Bezirksstelle Südwürttemberg-Hohen­
zollern konnte dieser Wunsch erfüllt 
werden. 
Bei strömendem Regen trat die kleine 
Kolonne ihre Fahrt vom Schussental 
über die Schwäbische Alb in das 
Neckartal an. Bei der Ankunft im 
Warnamt begrüßte der Ausbildungs­
leiter des Warnamtes , König , in Ver­
tretung des dienstlich verhinderten 
Le iters des Amtes die Ravensburger 
sehr herzlich und nahm sie in seine 
Obhut. Er unterrichtete die Besucher 
in einem fast zweistündigen Vortrag 
mit Hilfe von übersichtskarten und 
Lehrtafeln eingehend über "Augen !! 
und "Ohren!! des Warn- und Alarm­
dienstes im Bundesgebiet. Alle Fragen 
der Besucher wurden von ihm klar 
und verständlich beantwortet. 
Der theoretischen Unterweisung folgte 
eine Führung durch das Amt. Im "Herz 
und Hirnu, im Führungsraum, fanden 
die vorausgegangenen Unterweisun­
gen eine wertvolle Ergänzung . Die 
Teilnehmer gewannen einen guten 
überblick über die Eingänge der Luft­
und ABC-Lage-Meldungen und ihre 
Auswertung und Weitergabe durch 
das Warn amt. Es festigte sich bei 
ihnen die überzeugung, daß mit der 
Einrichtung des Warn- und Alarm­
dienstes eine wirkungsvolle Schutz­
maßnahme für die Bewohner des 
Bundesgebietes geschaffen worden 
ist. Die Versicherung des Ausbildungs­
leiters, daß man sich mit dem Erreich­
ten auf diesem Sektor nicht 
zufrieden gebe, sondern neue Er­
kenntnisse und technische Verbesse­
rungen Verwertung und Einführung 
finden , vermittelte den Besuchern die 

~~~~~~~~~~~~~~~~ überzeugung, daß die Alarm- und 
~ Warnaufgabe des Staates nach 
Die Versorgung von Verletzten - bestem Wissen und Können gehand-
für diese jungen Menschen eine habt wird. 
Selbstverständlichkeit. Nach dem Verlassen des Führungs-
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raumes fanden die umfangreichen 
technischen Einrichtungen - Fern­
schreibe- und Fernsprechanlagen, 
Belüftung, Strom- und Wasserversor­
gung usw. - besonders bei den 
technisch interessierten Besuchern -
große Aufmerksamkeit. Die gleiche 
Beachtung wurde den Einrichtungen 
zur Unterbringung und Versorgung 
der Mitarbeiter und Helfer des Warn­
amts gezollt. 
Am Ende der Führung stand bei allen 
Teilnehmern - und ein Helfer brachte 
es auch spontan zum Ausdruck­
fest : "Jetzt können wir bei Aufklä­
rungsveranstaltungen und in Dis­
kussionen aus eigener Anschauung 
und überzeugung heraus eine fun­
dierte Antwort geben." 
Mit herzlichen Worten dankte der 
Dienststellenleiter dem Ausbildungs­
leiter König für seine Mühe sowie 
die lehrreiche Unterrichtung und 
Führung. Wohlbehalten, aber wieder 
bei strömendem Regen, wurde 
Ravensburg erreicht. Ein kurzes 
kameradschaftliches Beisammensein 
beschloß den anstrengenden, aber 
für die ehrenamtliche Tätigkeit im 
BVS so wertvollen Tag. 

E. Schw. 

Gut aufgenommen 

Im Rahmen des Fest jahres der jungen 
Großstadt Heilbronn wurde am 
5. Juni eine "Ausstellung des Unter­
landes" durch Innenminister Krause 
eröffnet. Diese Gelegenheit hat die 
BVS-Dienststelle genutzt und sich mit 
einer sehr informativen Demonstration 
für den Selbstschutz beteiligt. 
Auf einer geräumigen, überschaubar 
und zentral gelegenen Fläche des 
Ausstellungsgeländes wurde den 
Besuchern der Auftrag des BVS 
dargestellt. Bei der Gestaltung 
stand der Wunsch im Vorderg rund, die 
Besucher in gefälliger Weise 
anzusprechen, durch geeignete 
Darstellungen auf die Existenz und 
das Wirken der Selbstschutz­
Organisation aufmerksam zu machen 
und den Schutz des Menschen in den 
Mittelpunkt zu rücken. 
Dank der großzügigen Unterstützung 
durch das Gartenamt der Stadt konnte 
dem Gesamtbild mit Lorbeerbäumen, 
Zierpflanzen und Blumen ein 
dekorativer Rahmen verliehen 
werden. 
Nicht nur am ersten Tag war der 
Veranstaltung ein beachtlicher Erfolg 
beschieden, auch an den folgenden 
Tagen änderte sich das Bild kau m. 
Während der Dauer der Ausstellung 
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BVS-Berater geben den Besuchern 
des Informationsstandes Auskunft und 
beantworten ihre Fragen. 

waren Interpreten, Redner und 
Helfer fast pausenlos tätig , um alle 
Fragen zu beantworten, Rat und 
Hinweise zu erteilen, Informations­
material zu verteilen und vielen 
anderen Anforderungen gerecht zu 
werden. 
In einer Filmkabine wurden laufend 
Filme vorgeführt. Dabei erwiesen 
sich Streifen mit reger Handlung, wie 
" Brandschutz im Selbstschutz ", 
"Rettungshunde", " Kleine Fische", 
als besonders zugkräftig. Immer 
wieder fanden sich vor dem Bildschirm 
Zuschauergruppen bis zu 80 Personen 
ein, die anschließend den Kurz­
informationen des jeweiligen Redners 
interessiert folgten . 
Von den insgesamt 158000 Besuchern 
der Veranstaltung dürfte nach 
übereinstimmender Ansicht von 
Ausstellungsleitung und Veranstalter 
ein beträchtlicher Prozentsatz als 
Besucher unserer BVS-Ausstellung 
gerechnet werden. Es wurden 
Tausende von Broschüren , Faltblättern 
u. a. m. verteilt, Fragen beantwortet 
sowie eine Vielzahl von Beratungen 
hinsichtlich Selbst- und Nächstenhilfe 
als auch Selbstschutz durchgeführt. Es 
konnten insgesamt 73 Kurz­
informationen von jeweils 45 Minuten 
Dauer mit 2261 Te ilnehmern als 
Resultat gebucht werden. Stellt 
man nun rein rechnerisch diese 
Erfolge den finanziellen Aufwen­
dungen gegenüber, so ergibt sich 
die Tatsache , daß mit einem 
finanziellen Minimalbetrag ein 
Maximalerfolg erzielt werden konnte. 

Ka~rophenschutz 
stellte sich vor 

Am 3. Juli wurden in Niefern im 
Rahmen einer übung die Helfer und 
die vom Bund dem Landkreis 
Pforzheim überlassenen Fahrzeuge 
sowie die Ausrüstung für den 
erweiterten Katastrophenschutz zum 

erstenmal der Offentlichkeit vor­
gestellt. Es handelte sich um das 
Personal und die Ausrüstung von 2 
LS-Bergungszügen , 1 technischen 
Versorgungszug , 1 LS-Brandschutzzug, 
1 LS-Fernmeldezug , 1 LS-Lenkungs­
zug und 2 ABC-Meßstellen mit 
insgesamt 50 Helfern , 19 Kraftfahr­
zeugen, 2 Feldkochherden und dem 
dazugehörigen Gerät. 
Der Landrat lobte den Ausbildungs­
stand der KS-Helfer und bat sie, 
wegen der Umorganisation nicht die 
Geduld zu verlieren , denn im 
Aufgabenbereich der freiwilligen 
Helfer würden sich kaum Änderungen 
ergeben. An die Gäste und Zuschauer 
gewandt sagte er, daß es nicht 
genüge, sich des Katastrophen­
schutzes und seiner Helfer erst dann 
zu entsinnen , wenn der Schadensfall 
eingetreten sei. Man müsse schon 
vorher über die im Ernstfall drohenden 
Gefahren und Möglichkeiten unter­
richtet sein. 
Zum Schluß seiner Ansprache forderte 
der Landrat die Bürger auf, sich 
mehr als bisher für den Selbstschutz 
und die KS-Organisationen zur 
Verfügung zu stellen, denn Vorsorge 
zum Schutz der Angehörigen und 
Mitbürger sei eine Aufgabe für 
jedermann. 
Bei verschiedenen Gesprächen mit 
Polize i- und Verwaltungsbeamten 
klang immer wieder die Sorge über 
die Unbekümmertheit der Bevölkerung 
und über ihre Unkenntnis der 
Sirenensignale an. 
In dem von der Lenkungsbereitschaft 
aufgebauten Informationszelt wurde 
das von der BVS-Dienststelle 
Pforzheim bereitgelegte Informations­
material von den Gästen und 
Zuschauern dankbar angenommen. 

H. T. 

FrIecIrtch Gllnther f 
Friedrich Günther, 1914 geboren, war 
seit 1961 zuerst als Kreisstellenleiter 
des Kreises Ehingen und später als 
Leiter der BVS-Dienststelle tätig. Er 
konnte in seinen Bemühungen um den 
Aufbau des Verbandes und des 
Selbstschutzes beachtliche Erfolge 
erzielen. 
Seine in den Jahren 1936- 1939 als 
Luftschutzleiter des RLB gewonnenen 
Erfahrungen hat er für seine Arbeit 
beim BVS verwendet. Selbst während 
seiner langen schweren Krankheit 
war Friedrich Günther immer bemüht, 
die an ihn gestellten Aufgaben zu 
erledigen. 
Er wird uns fehlen. 



Bo~ern e 
Einsatzbereitschaft 
und Helfergeist beim 
Selbstschutzzug Regen 

Wenn Land und Leute von 
Unwettern und Katastrophen 
heimgesucht werden, bewähren sich 
neben den Helfern der Feuerwehr 
und anderer Hilfsorganisationen auch 
stets die Helfer der Selbstschutz­
Züge. Einsatzbereitschaft und 
Helfergeist setzen aber eine der 
Praxis angepaßte Ausbildung, die 
durch stetige Wiederholung und 
übung gefestigt werden muß, voraus. 
Was auf diesem Gebiete getan wird, 
das darf mit Recht hin und wieder 
hervorgehoben werden. Ein Muster­
beispiel ist der Selbstschutz-Zug 
Regen. Wenn andere vor dem 

Helfer des Selbstschutzzuges Regen 
nach einer Ubung im eigenen 
Ubungsgelände im Beisein des jur. 
Staatsbeamten des Landratsamtes 
Regen, Reg.-Rat Steger, und dem 
1. und 2. Bürgermeister der Stadt 
Regen. Reitbauer und Bründl. 

Fernsehapparat sitzen oder 
andere Entspannung suchen, finden 
sich die mehr als 40 jungen Leute des 
Selbstschutz-Zuges auf ihrem 
Obungsgelände ein , um es weiter 
auszubauen und sich einer laufenden 
praktischen und theoretischen 
Ausbildung zu unterziehen. 
Als der Selbstschutz-Zug Regen 
Ende des vergangenen Jahres seine 
Generalversammlung abhielt, konnten 
Bürgermeister Alois Reitbauer, 
Regierungsrat Gerhard Steger vom 
Landratsamt Regen, BVS-Bezirks­
stellen leiter Jakob Zimmermann 
und der Beauftragte Alfons Mania 
einen bemerkenswerten Tätigkeits· 
bericht über das Jahr 1970 zur 
Kenntnis nehmen. 

Zugführer Herbert Nirsch gab Zahlen 
bekannt, die ein arbeits reiches Jahr 
widerspiegeln. Insgesamt waren die 
Angehörigen des Zuges 2243 Stunden 
tätig. Davon entfallen 786 Stunden auf 
die praktische und 322 Stunden auf 
die theoretische Ausbildung , 240 
Stunden auf den Ausbau des 
Übungsgeländes, 82 Stunden auf 
Arbeiten an Fahrzeugen und Geräten, 
260 Stunden auf die Vorbereitung von 
Übungen und Ausstellungen, 370 
Stunden auf Einsätze bei Bränden 
usw. und 183 Stunden auf Hilfe­
leistungen, die in insgesamt elf 
Fällen geleistet wurden, wie z. B. 
Auspumpen von unter Wasser 
stehenden Kellern , das Entfernen von 
Bäumen, die ein Sturm gefällt hatte, 
und anderes mehr. Besonders muß 
hervorgehoben werden, daß 1970 
eine Jugendgruppe gebildet werden 
konnte, die aus acht Jungen und fünf 
Mädchen besteht. 
Stadt- und Landkreis Regen tragen 
dazu bei, das Grundgerät des 
Selbstschutz-Zuges instandzuhalten 
und laufend zu erweitern , um für 
jede notwendige Hilfeleistung 
gerüstet zu sein. So wurden u. a. ein 
Katastrophenschneidgerät und eine 
Stahlwinde beschafft. Jede 
Anerkennung stärkt die Helfer in dem 
Willen, mit der Freiwilligen Feuerwehr, 
dem Bayerischen Roten Kreuz, der 
Wasserwacht und der Bundeswehr 
kameradschaftlich zusammenzu­
arbeiten , um der Bevölkerung in 
Stunden der Gefahr Schutz und Hilfe 
geben zu können . Landrat Max 
Binder weiß das Wirken der jungen 
Menschen zu schätzen und läßt ihnen 
jede nur mögliche Unterstützung 
zuteil werden. 

Dr. R. G. 

Selbstschutz 
- Katastrophenschutz 

Die Mainfrankenmesse, eine perio· 
disch wiederkehrende Leistungsschau 
im unterfränkischen Raum , öffnete im 
Sommer zum achten Mal in Würzburg 
ihre Pforten, um Zeugnis von dem 
hohen Leistungsstand des heimischen 
Handwerks , des fränkischen Gewerbes 
und der Industrie in Mainfranken 
abzulegen. Die Übernahme der 
Schirmherrschaft durch Bayerns 
Ministerpräsidenten Dr. h. c. Alfons 

Goppel beweist das Interesse, das die 
Landesregierung diesem "Schau­
fensterU in der fränkischen Metropole 
entgegenbringt. Zahlreiche Sonder­
schauen vervollständigten die lnfor­
mierung der Bevölkerung. 
Da war es selbstverständlich , daß 
auch der Zivilschutz der Stadt Würz­
burg, unter der Leitung des Bundes­
verbandes für den Selbstschutz, seine 
Beteiligung zusagte. In der Halle 1 
am Haupteingang befand sich der 
60 qm große Stand. Zwischen zwei 
Hauptgängen gelegen, umgeben von 
anderen Ausstellern, überraschte der 
Stand des BVS mit seiner Thematik 
"Selbstschutz - Katastrophenschutz U 

die Besucher. Eine Schrifttafel mit 
einem Ausspruch von Bundesinnen-

Der BVS-Informationsstand auf der 
Mainfrankenmesse in Würzburg, 
einer periodisch wiederkehrenden 
Leistungsschau im unterfränkischen 
Raum. Der Stand des BVS über­
raschte die Besucher mit seiner 
Thematik. 

minister Genseher mahnte die Betrach· 
ter, Vorsorgemaßnahmen zu treffen 
gegen Gefahren aller Art, vom Ver­
teidigungsfall bis zum Unfall im Alltag. 
Schockiert wurden die Vorübergehen­
den aber durch die Darstellung eines 
Verkehrsunfalles, bei dem alle Hilfs­
organisationen der Stadt Würzburg 
durch lebensgroße Puppen in ihrem 
Bemühen , Hilfe zu leisten , dargestellt 
waren . 
Als Basis jeder Selbsthilfe der 
Bevölkerung : der Bundesverband für 
den Selbstschutz ; als überlagernde 
Hilfe im Falle der Not und Gefahr: 
das Bayerische Rote Kreuz, die Deut· 
sehe Lebens-Rettungs-Gesellschaft, 
die Feuerwehr, die Johanniter·Unfall· 
hilfe, der Malteser-Hilfsdienst und 
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das Technische Hilfswerk. Sie alle 
demonstrierten eindrucksvoll , wie 
wichtig es für jeden Bürger, jede 
Bürgerin ist, nicht abseits zu stehen, 
sondern sich zu tätiger Nächslenhilfe 
bereitzufinden . 
Von den insgesamt 122000 Besuchern 

Diese schockierende Darstellung 
eines Verkehrsunlalls verfehlte nicht 
ihre Wirkung. 

der Mainfrankenmesse haben mit 
Sicherheit mehr als 50000 Personen 
den Informationsstand des BVS 
besucht. Pausenlos waren die BVS­
Helfer und Mitarbeiter in Gespräche 
verwickelt, bei denen nie eine Ableh­
nung des Vorsorge-Anliegens geäu­
ßert, wohl aber sehr häufig das 
Geständnis gemacht wurde, hierfür 
bisher zu wenig getan zu haben . Die 
in Tragetaschen angebotenen Infor­
mationsschriften wurden gerne mit­
genommen. 
Ein Fragespiel uBeraler und Helfer 
der Menschen !! sprach besonders die 
jungen Messebesucher an, denen bei 
richtiger Beantwortung der Fragen 
als Preis ein Dreieckstuch , bedruckt 
mit einer bildlichen Darstellung seiner 
Verwendungsmöglichkeiten, Täschchen 
mit Wundschnellverbänden oder 
Erste-Hilfe-Fibeln in Aussicht standen. 
Die Dreieckstücher waren vom Bayeri­
sehen Roten Kreuz, von der Johanni­
ter-Unfallhilfe und vom Malteser­
Hilfsdienst zur Verfügung gestellt 
worden, während die Erste-Hilfe­
Fibeln der Bundesverband für den 
Selbstschutz gestiftet hatte. 
Selten hat in Unterfranken und Würz­
burg die Gelegenheit bestanden, 
die alle angehenden Aufgaben des 
Zivilschutzes den Bürgerinnen und 
Bürgern so eindringlich nahezubrin­
gen . Nicht selten waren die Besucher 
der Meinung , jeder sollte sich auf 
seine Art an diesen Vorsorgemaßnah­
men beteiligen. Möge das Verspre­
chen, das Hunderte von Messe­
besuche rn bei Gesprächen gaben, 
sich in den Herbst- und Winter-

monaten informieren und ausbilden 
zu lassen , in die Tat umgesetzt 
werden. 
Am Stand des BVS fanden sich auch 
zahlreiche prominente Besucher ein, 
wie z. B. M inisterpräsident Goppel, 
den Landesstellenleiter Freiherr von 

Ministerpräsident Goppel bei seinem 
Besuch aul dem BVS-Stand. 

Leoprechting begrüßen konnte , Ober­
bürgermeister Dr. ZeitJer, Mitglieder 
des Würzburger Stadtrates sowie 
Behördenleiter und Bürgermeister aus 
allen Landkreisen des Bere iches der 
Dienststelle Würzburg. E. v. P. 

BVS-HeHer bewährten sich 
Eine Klasse des Münchener Albert­
Einstein-Gymnasiums hatte auf einer 
Fahrt durch Südtirol Gelegenheit, sich 
als Helfer bei einem Brand zu 
bewähren. Die jungen Leute, unter 
denen sich zwei BVS-Helfer befanden, 
die als Angehörige einer Kraft­
spritzenstaffe l über eine gediegene 
Brandschutzausbildung verfügen, 
erreichten gerade das Dorf 
Longostagno (Langenstein) bei Bozen, 
als dort ein Schadenfeuer ausbrach. 
Die Gymnasiasten zögerten keinen 
Augenblick und unterstützten die 
örtliche Feuerwehr tatkräftig bei der 
Brandbekämpfung. Ober den 
2'/'stündigen Einsatz der bayerischen 
Schüler berichtet die Zeitung 
"L1Adige U in anerkennenden Worten. 
Wir werden über diese Hilfsaktion 
später noch einen ausführ lichen 
Bericht brirrgen. 

Dr. R. G. 

Dienststelle Ansbach konnte für die 
Abgangsklassen der Volksschulen 
eine vierstündige fachliche Unter­
weisung im vorbeugenden und ab­
wehrenden Brandschutz durchgeführt 
werden. Bis zum Beginn der Sommer­
ferien fanden insgesamt 48 fachliche 
Unterweisungen statt, an denen 
1 318 Schüler teilnahmen. 
Die von den Schulräten informierten 
Rektoren der Hauptschulen begrüßten 
diese Brandschutzausbildung an 
ihren Schulen ohne Ausnahme. Die 
Aufmerksamkeit, mit der die Schüler 
und Schülerinnen dem Unterricht 
folgten , ist besonders hervorzuheben. 
Die lebensnahe Gestaltung der 
Unterrichtsstunden durch die haupt­
und ehrenamtlichen Mitarbeiter der 
Dienststelle Ansbach fand auch durch 
die Pädagogen der Schulklassen 
volle Anerkennung. 
Als besonderer Erfolg darf die Tat­
sache angesehen werden, daß im 
kommenden Jahr auf Wunsch der 
Schulräte und Rektoren für die 
Abgangsklassen wiederum fachliche 
Unterweisungen vorgesehen sind. 
Darüber hinaus sollen auf Wunsch 
der Schulräte alle Lehrkräfte geson­
dert an fachlichen Unterweisungen 
im vorbeugenden und abwehrenden 
Brandschutz teilnehmen. 

D. P. 

Uns unvergessen 

Im Alter von 56 Jahren verstarb der 
frühere Mitarbeiter des BLSV Helmut 
Groß. Der geborene Thüringer über­
nahm am 1. Mai 1958 die Leitung der 
damaligen Orts- und Kreisstelle 
Würzburg. Am 1. Januar 1961 wurde er 
zum Leiter der Bezirksstelle Mittel­
franken berufen . Dieses Amt 
bekleidete er bis zu m 30. November 
1963. In Würzburg, wo er einem 
Herzschlag erlag, fand er seine letzte 
Ruhestätte. 

In de' oberpfälzischen Stadt Amberg 
nahmen die Helfer der dortigen 
BVS-Dienststelle Abschied von ihrem 
langjährigen Mitarbeiter Ludwig 
Oscar Berzl. Schon 1953 kam er als 
ehrenamtlicher Helfer zur damaligen 
Orts- und Kreisstelle Amberg . Dienst­
stellenleiter Schuberth selze ihn als 
Verwaltungsmann ein . Ende November 
1957 wurde Berzl zum Le iter der 
Dienststelle berufen. 1968 mußte er 
sein Amt aus gesundheitlichen 
Gründen niederlegen. Durch seine 

B~ra-nd~sc~h~utza~-.-.""sb"'I""ld-'-u-n-g----- persönlichen Fähigkeiten und 
Beziehungen hat er sich um den 

In Ansbachs Hauptschulen Selbstschutz in seiner Geburtsstadt 
Nach eingehenden Besprechungen mit wie im Landkreis Amberg verdient 
den vier Schulräten im Bereich der gemacht. 



DOS TeOHnlSOHe HILFswerk • 

Die organisationsmappe 
Wichtiges Hilfsmittel für die 
Einsatzabwicklung 

1. Allgemeines 
Im Rahmen der Einsatzvorbereitungen 
ist in jedem Ortsverband eine 
Organisationsmappe zu führen. Diese 
von der THW-Leitung herausgege­
bene blaue Mappe enthält in Form 
von zu bearbeitenden Vordrucken 
alle nötigen Angaben für die organi­
satorische Durchführung von Ein­
sätzen. Die Mappe ist von Abis N 
in Abschnitte nach Sachgebieten 
unterteilt, in denen die einzelnen 
Einlegeblätter systematisch zusam­
mengefaßt sind, für die Buchstaben 
F, L und N sind z. zt. noch keine 
Sachgebiete ausgewiesen. 

2. Wichtige Anschriftenübersichten 
2.1 THW 
Der Gliederungsplan des Ortsverban­
des sowie die Anschriftenverzeich­
nisse der THW-Dienststellen sind 
unter "A CI zusammengefaßt. Die 
gemäß den Blättern A 1 bis A5 
vorgesehenen Führungskräfte bzw. 
deren Hilfspersonal werden nicht 
immer über einen eigenen Fernsprech­
anschluß verfügen. Unter der Spalte 
"Bemerkung" ist dann 99f. anzugeben, 
über welchen nahegelegenen fremden 
Anschluß im Bedarfsfall eine Nach­
richt übermittelt werden kann. Die 
Blätter AB und A7, aus denen die 
Erreichbarkeit (während und außer­
halb der Dienstzeit) des zuständigen 
Landesverbandes und der THW­
Leitung im Bzß ersichtlich ist, werden 
von den THW-Landesbeauftragten 
den Ortsverbänden zur Abheftung 
zugeleitet. 
2.2 örtliche Behörden und 

Organisationen 
Unter "B" (Einlegeblätter B1 bis B14) 
sind die Anschriften fremder Dienst­
stellen, Anstalten, Verbände und 
Organisationen, die im OV-Bereich 
vorhanden sind, einzutragen. Die 
nötigen Angaben können leicht aus 
Stadtadreßbüchern, Behördenver­
zeichnissen und dgl. ermittelt werden. 
Die Einlegeblätter B5 bis B9 (Polizei, 
Sanitätsorganisationen , Feuerwehren, 
Deichverbände und BVS) bedürfen 
einer sehr ausführlichen Bearbeitung, 
da die Erkenntnisse über die anderen 
direkt oder indirekt bei der Unfall-

hilfe und Katastrophenabwehr mit­
wirkenden behördlichen sowie priva­
ten Dienste und Einrichtungen von 
besonderer Wichtigkeit sind. Es 
sollten daher auch die Gliederungen 
vorgenannter Stellen ersichtlich sein, 
z. B. bei der Polizei auch Polizei­
direktion , Polizeireviere, Polizei­
posten mit Einsatzbereichen oder 
bei den Berufsfeuerwehren Brand­
direktion, Wachen mit Ausrück­
bezirken; ggf. auf Kartenbeilagen 
dargestellt. Die Notrufnummern für 
überfall, Verkehrsunfall, Feuer, 
Rettungsdienst und Erste Hilfe sind 
ebenfalls einzutragen, ferner noch 
Rufnamen und Kanäle für den Funk­
sprechverkehr. Soweit örtliche Berg­
wacht und Deutsche Lebens-Rettungs­
Gesellschaft vorhanden sind, wäre 

dies in Blatt BB festzuhalten. In Blatt 
B7 - Feuerwehren - sollten auch 
die Pflicht- und anerkannten Werk­
feuerwehren genannt werden. 

3. Gefahrenpunkte 
Im Abschnitt "C" - Objektverzeich­
nis - sind alle neuralgischen Punkte 
des Ortsverbandbereiches aufzufüh­
ren. Das sind einmal Objekte mit 
besonderer Katastrophenanfälligkeit 
und andererseits die lebensnotwen­
digen Versorgungsanlagen, bei denen 
umfangreiche Störungen auftreten 
können. Im Einlegeblatt C1 sind die 
Gefahrenstellen zu verzeichnen, bei 
denen es zu Unfällen größeren Aus­
maßes oder Katastrophen kommen 
kann . Das können z. B. hochwasser­
gefährdete Gebiete sein, ungewöhnlich 
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stark frequentierte Straßen, Schienen, 
und Wasserwege mit ihren Verkehrs­
knotenpunkten oder Engpässen, 
wie Brücken, Tunnel , Fährstellen 
usw., Flugplätze und deren Einflug­
schneisen, besonders brandempfind­
liche Stadtteile sowie Wald·, Moor­
und Heidegebiete, Produktionsstätten, 
in denen mit besonders gefährlichen 
Stoffen umgegangen wird und bei 
deren Freiwerden die Bevölkerung 
erheblich bedroht wäre. Eine um­
fassende Aufzählung aller evtl. Ein­
satzstellen ist natürlich nicht möglich, 
im Gegensatz zu den lebensnotwen­
digen Versorgungsanlagen. Die Ein­
legeblätter C2 bis C20 geben den 
nötigen Aufschluß über die vorzu­
nehmenden Eintragungen. Gute 
Kartenunterlagen sollten diese An­
gaben ergänzen. Als Beispiel seien 
die Einlegeblätter C9 bis Cll zur 
Wasserversorgung erwähnt. Hier ist 
ein Zonenplan mit Verteilernetz 
beizufügen, in dem die Hauptwasser­
le itungen, Wasserwerke, Brunnen, 
Pumpstationen , Anlagen zur Ent­
keimung usw. vermerkt sind. Durch 
eigene ständige Erkundung kann 
beigetragen werden, daß das , Objekt­
verzeichnis " vervollständigt wird. 
Weitere Angaben können aus den 
Katastrophenschutzabwehrplänen 
der allgemeinen Polizeibehärden oder 
aus den Luftschulzortsbeschre ibungen 
der Gemeinden entnommen werden; 
auch die Versorgungsbetriebe geben 
Auskunft. Je nach Umfang des 
Kontaktes werden ggl. die einzelnen 
Einlegeblätter von den Versorgungs­
betrieben ausgefüllt und die nötigen 
Karten zur Verfügung gestellt. 

4. Helferpotential und Einsatzeinheiten 
Welche Einzelheiten bei der Bearbei­
tung der Abschnitte n 0 " - Helfer­
bestand nach der Einsatzfähigkei t 
und - , E" - THW-Einheiten für 
den Bergungs- und Instandsetzungs­
dienst zu beachten sind, ergibt sich 
aus den Einlegeblättern 01 bzw. E1. 

5. Einsatzyorbereitungen 
Aus dem Einlegeblatt Gl des 
Abschnittes "G" - Alarmierung und 
Einsatz - ist ersichtlich, welche Min­
destmaßnahmen auf Ortsverbands­
ebene einzuleiten sind. Die nach 
diesem Blatt getroffenen Vorberei­
tungen sind schriftlich fixiert als 
Anlage abzulegen. Zur Bildung des 
OV-Einsatzstabes (THW-Einsatz­
leitung) ist zu sagen, daß er nicht 
zu groß gehalten werden soll. Die 
Angehörigen sollten bei Tag und 
Nacht immer rasch erreichbar und 
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sofort auch verfügbar sein. Bei Auf­
stellung des Einsatzstabes muß auch 
die fachliche Zusammensetzung 
berücksichtigt werden. Alle im eige­
nen OV-Bereich anfallenden THW­
Einsatzaufgaben müssen unter 
Leitung dieses Stabes erledigt werden 
können . Auch die Fachberater (B- und 
I-Dienst) und deren Vertreter für den 
Stab des Hauptverwaltungsbeamten 
gemäß § 7.3 KatSG, die das THW 
dort vertreten sollen, sind hier 
gesondert einzutragen. 

6. Einsat.mittel 
6.1 THW-Ausstattung 
Art und Zahl der vorhandenen Fahr­
zeuge, Geräte, Bekleidung usw. 
sollten aus den Einlegeblättern des 
Abschnittes nHII hervorgehen, wobei 
diE> Gerätesätze nicht detailliert 
aufgeführt werden müssen, es reichen 
dabei Hinweise auf die AN-THW. 
Zusatzgeräte bzw. Einrichtungen, die 
im Laufe der Zeit beschafft oder 
hergerichtet wurden (z. B. Trink­
wasserbehälter, Brückenstreben, 
Sandsackfüllgeräte, Waschanlagen 
usw.) sind im Blatt H4 aufzuführen. 
6.2 Fremde Bestände 
Orlsverbände , die auf Grund von 
Vere inbarungen über fremde 
Bestände verfügen, vermerken dies 
in den Einlegeblättern des Abschnittes 
"J" . Da das THW bei der Ölschaden­
beseitigung mitwirkt, sollte das Blatt 
J4 um die laufende Nr. 11 erweitert 
und eine Bezugsquelle für öl binder 
angegeben werden. 

7. Vorschriften für den Einsat. 
Der Abschnitt " K " befaßt sich mit 
Einsatzvorschriften und -richtlinien. 
Welche Unterlagen beizufügen sind , 
geht aus dem Einlegeblatt " K" 
hervor. 

8. Kartenmaterial 
Die Organisationsmappe wird z. Zt. 
mit dem Abschnitt "M " - Karten­
beilagen - abgeschlossen. Um eine 
ausreichende Ortskunde für den 
Katastrophenfall in den Orlsverbän­
den sicherzustellen, ist der 
betreffende Stadtplan sowie je 
eine Kreis- und Bezirkskarte einzu­
legen. Die in diesen Kartenbeilagen 
vorzunehmenden Eintragungen und 
die dafür zu verwendenden Signa­
turen sind im Blatt " M" festgelegt. 
Es empfiehlt sich, diese Karten in 
einem festen Umschlag zu verwahren, 
der entsprechend beschriftet ist. 
Beispiel : , Anlage zum Blatt , M" 
der Organ isationsmappe des Orts­
verbandes Freiburg. 
(VIIi /132) : 
Stadtplan Freiburg 1 :12 500, mit 
Straßenverzeichnis 
Kreiskarte Emmendingen/Freiburg 
1 :100 000 
Verwaltungskarte 78, Regierungs­
bezirke Süd baden und Südwürltem­
berg-Hohenzollern, 1 :200 000." 
Um diese Karten möglichst vielseitig 
zu verwenden , ist ein überzug mit 
Folie zweckmäßig. Auf solchen Karten 
können dann Markierungen mit Fett­
stiften vorgenommen werden ; mit 
einem spiritusbenetzten Wattebausch 
läßt sich die Folie leicht säubern. 

9. Zusammenfassung 
Die Bearbeitung der einzelnen 
Blätter sollte der Ortsbeauftragte 
auf einige qualifizierte Mitglieder 
des OV-Einsatzstabes delegieren. 
Bei sehr großen Ortsverbänden 
oder schwierigen Erhebungen ist die 
Mitwirkung des zuständigen haupt­
amtlichen Geschäftsführers notwendig. 
Die Angaben in den Einlegeblättern 
müssen stets auf dem neuesten Stand 
sein und sollten daher wenigstens 
halbjährlich einmal überprüft werden. 
Mit einer solchen "aktuellen" Orga­
nisationsmappe steht dem Ortsver­
band in konzentrierter Form dann 
eine Sammlung aller führungstech­
nischen Angaben für den Einsatzfall 
zur Verfügung j auch für sonstige 
dienstliche Belange, wie Bespre­
chungen, Verhandlungen usw. ist 
sie wertvoll. 

Gerd Krüger 



Bremen • 

Bau eines Hängesteges 
von 60 Metern Spannweite 
über die alte Weser 

Bremen-Vegessck. Wie in den Vor­
jahren zur großen Pfingstübung 
hatte sich auch für 1971 der Bezirks­
verband Bremen-Vegesack etwas 
Besonderes einfallen lassen und den 
Helfern eine besondere Aufgabe 
gestellt. Da der auf der größten 
Flußinsel Europas, dem II Harrierer 
Sandli, stationierte Wasserdienst 
des Bezirksverbandes nur über die 
Pfingsttage für Übungen zur Ver­
fügung steht, findet alljährlich eine 
GroB-Übung statt. 
Der Übung lag folgende Ausgangs­
lage zugrunde : Die Straßenbrücke 
als einziger Verbindungsweg zur 
Insel ist zerstört. Infolge Sturmflut­
warnung müssen Vorsorgemaßnahmen 
getroffen werden, um Frauen und 
Kinder - nicht nur der Bewohner, 
sondern auch der Camper, die um 
diese Jahreszeit schon stark ver­
treten sind - rechtzeit ig in Sicherheit 
zu bringen. Da bei groBer Sturmflut 
die Gefahr "Land unter" besteht, 
müssen ebenfalls VorsargemaBnah­
men für den Abtransport von Vieh 
und Gerätschaften getroffen werden. 
Auftrag: Der Wasserdienst stellt drei 
Pontonfähren her, wäh rend zwei 
Gruppen des Instandsetzungsdienstes 
und eine Gruppe Bergung einen 
Hängesteg über die Alte Weser 
bauen. 
Mit dem Wasserdienst (zwölf Helfer) 
und 38 Helfern des I-Dienstes mit 
Bergung standen insgesamt 50 Helfer 
zur Verfügung. 
Es war eine interessante, aber auch 
schwierige Aufgabe, die den Helfern 
gestellt war. Galt es doch, sichere 
Erdanker in schlammigem Boden 
zu errichten, denn nach der statischen 
Berechnung des Durchhanges der 
60 m Spannweite mußten bei Bela­
stung acht Tonnen aufgenommen 
werden . Um völlig sicher zu gehen, 
wurden die Erdanker für eine Bela­
stungsaufnahme von zehn Tonnen 
errichtet. Auf der Inselseite standen 
als Erdanker vier Brückenpfeiler zur 
Verfügung, die nach weiser Voraus· 
sicht des übungsleiters, Ausbildungs. 
leiter Jürgen Dreyer, und seines 
Stellvertreters, Ulrich Hanke, richtig 
als Erdanker eingeplant waren. So 
konnte die hierfür eingesetzte Gruppe 

Der Bau des Hängesteges mit einer 
Spannweite von 60 m ist zur vollen 
Zufriedenheit gelungen. 

schon mit dem Herstellen der Drei­
böcke und den Brett-Tafeln beginnen, 
während die andere Gruppe mit der 
Handramme kräftig die Anker schlug. 
Die dritte Gruppe stellte inzwischen 
die Fernmeldeverbindung zum Lager· 
platz her. Gegen 11 Uhr waren die 
Erdanker fertig und die Dreiböcke 
gerichtet. Jetzt konnte mit dem Bau 
des Steges begonnen werden . Alles 
verlief reibungslos wie eingespielt. 
Da das Greifzugseil nur eine Gesamt· 
länge von 50 m hat, mußten für jede 
Seillänge zwei Seile verwendet 
werden ; insgesamt vier Seile und 
vier Greifzüge. Die dritte Gruppe 
übernahm vom Wasser her die 
Sicherung und das Überführen der 
Seile mit Schaluppe und Schlauch­
boot. So konnten von beiden Seiten 
die Brett-Tafeln eingehängt werden. 
Trotz eingelegter Mittagspause von 
eineinhalb Stunden konnte mit stei­
gendem Hochwasser, gegen 16 Uhr, 
der Hängesteg durch Nachspannen 
seine wasserfreie Höhe und richtige 
Spannung erhalten. Der Steg wurde 
belastet und konnte so seiner 
Bestimmung übergeben werden. 
Voller Freude betrachteten alle Betei­
ligten ihr Werk. Der Landesbeauf­
tragte Kluge konnte sich von den 
Leistungen überzeugen und lobte 
das gute Zusammenspiel und die 
fachgerechte sowie technische Lei­
stung. 
Bis zum Morgen des zweiten 
Feiertages stellte der Steg Zeugnis 
einer gelungenen Leistung freiwilliger 
Helfer dar. Mit einem zünftigen 
Braten am Spieß und gemütlicher 
Runde am Lagerfeuer wurde die 
Leistung besprochen und gefeiert. 
Zur Bewachung des Steges bis zum 

Abbruch hatten sich die Helfer 
freiwillig zur Verfügung gestellt. Sie 
wurden alle zwei Stunden abgelöst. 
Besonders hervorzuheben sei noch, 
daß gerade die jungen Helfer, die 
zum ersten Mal an einer übung 
teilnahmen, mit Begeisterung an die 
Arbeit gingen und so zum Gelingen 
dieser Aufgabe beitrugen. Auch der 
Wachdienst wurde von ihnen wie 
selbstverständlich versehen. 
Nach dem Abbau - die Erdanker, 
die wegen ihrer Länge einen größeren 
Aufwand als beim Einschlagen 
benötigten , wurden am Sonnabend 
darauf gezogen - konnte der 
Bezirksbeauftragte Siegfried Weber 
feststellen , daß neben der Begeiste­
rung auch Erfahrungen gesammelt 
wurden , die im echten Katastrophen· 
einsatz von großem Nutzen sein 
dürften. 
Das gesteckte Ziel war erreicht und 
der Ausbildungsleiter befaßt sich 
schon mit der Vorplanung für die 
Übung im nächsten Jahr. 

Siegfried Weber 

Bremen·Vegesack. Der Bezirksverein 
Bremen-Vegesack wurde gebeten, 
eine 20 m hohe Buche zu fällen , da 
sie bei den Herbststürmen auf die 
umliegenden Gebäude zu stürzen 
drohte . 
Nachdem der Baum von den zustän­
digen Behörden freigegeben wurde, 
konnte der Bitte entsprochen werden. 
Mit 6 Helfern, die sofort zur Ver­
fügung gestellt wurden, um diese 
Gefahrenquelle zu beseitigen, wurde 
der Baum mit einer Zwei-Mann­
Motorsäge und Kleinwerkzeug gefällt 
und der Stamm zersägt. 

Bremen-Vegesack. Der Vorstand 
des Luftsport-Clubs Niedersachsen 
e. V. trat mit der Bitte um Unter­
stützung bei dem in Schwanewede 
stattfindenden Modell-Flugtag an den 
Bezirksverband Bremen·Vegesack 
heran. Der Bitte wurde entsprochen . 
Fünfzehn Helfer des Bezirksverban­
des erklärten sich bereit, kleinere 
Aufbauarbeiten, Absperrungen an 
Flugschneisen sowie Einweisungen 
von Besuchern u. ä. durchzuführen. 
Die Hilfeleistung verlief reibungslos 
und zur vollen Zufriedenheil des 
Luftsport-Clubs und stellte obendrein 
einen Beitrag zur allgemeinen 
öffentlichkeitsarbeit des THW dar. 
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Ablauf eines Obungsmarsches 

Wesel. Die Übung wurde nach folgen­
dem Plan durchgeführt : 
Im Raum Euskirchen sind starke 
Zerstörungen in Wohngebieten und 
Fabrikanlagen infolge eines Erd­
bebens eingetreten. Die Hilfs· und 
Rettungsmaßnahmen sind zur Besei· 
tigung der Schäden in vollem Gange. 
Zur Ablösung der dort eingesetzten 
Hilfskräfte wurde der Oberkreisdirek­
tor des Kreises Rees vom Regierungs­
präsidenten in Düsseldorf um Unter­
stützung gebeten. 
Der Oberkreisdirektor veranlaßte 
folgende Maßnahmen : 
Die 48. LS-Bergungsbereitschaft 
sowie THW-Ortsverband Wesel wer­
den alarmiert und erhalten Auftrag, 
sich zwecks Ablösung der im 
Schadensgebiet eingesetzten 51. LS­
Bergungsbereitschaft in den Bereit­
stellungsraum Euskirchen in Marsch 
zu setzen. Der Kat-Fernmeldezug 
wird ebenfalls alarmiert und der 48. 
Bergungsbereitschaft als Führungs­
mittel zugewiesen . Da der Berei t­
schaftsführer nicht anwesend ist, wird 
der ZugfOhrer z. b. V. in die Lage 
eingewiesen und mit der Durchführung 
beauftragt. Be i dieser Einweisung 
wurde bekannt, daß die Haupt­
zufahrtsstraßen nur teilweise befahr­
bar sind. Dem I. und 11. Zug sowie 
Kat-Fernmeldezug THW wird die Lage 
vom ZF z. b. V. bekanntgegeben. 
Der 111. Zug (Emmerich) wird fern­
mündlich alarmiert. Dem ZF wird die 
Lage mitgeteilt und er erhält Befehl, 
sich mit seinem Zug nach Wesel zum 
Versammlungsraum zu begeben. 
Nach Bekanntgabe der Lage und 
des Auftrages an die Einheiten 
machte der Zugführer z. b. V. fol ­
gende Ausführungen : 
Ich will den Marsch zum Bereit­
stellungsraum Euskirchen - wegen 
der teilwe ise schlechten Befahrbar­
keit der Straßen - in Einzelgruppen 
mit Zeitabständen durchführen. Dazu 
übernimmt der Kat-Fernmeldezug 
THW die Funküberwachung der 
Marschstrecke und richtet Durchlauf­
kontrollen ein . Des we iteren hält er 
Kontakt mit dem Oberkreisdirektor 
des Kreises Rees. 
Die Marschstrecke wird in einzelnen 
Etappen durchgeführt. Die Marsch­
strecke der nächsten Etappe erhalten 
Sie an der nächsten Durchlauf-
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kontrolle . Das Einhalten der vorge­
schriebenen Marschstrecke gewähr­
leistet reibungslosen Ablauf des 
Marsches. Bei Ankunft im Bereit­
stellungsraum Euskirchen wird Ver­
pflegung gereicht. Kraftstoff für die 
Fahrzeuge wird bei Bedarf den 
Reserve-Kanistern entnommen. 
Weiteres Nachtanken wird vom 
Schirrmeister "KU geregelt. 

Jeder Fahrzeugführer unterliegt der 
allgemeinen Straßenverkehrsordnung. 
Bei Unfall oder Fahrzeugausfall ist 
das Fahrzeug abzusichern (näheres 
im Marschbefehl). Ich erkunde und 
Oberwache mit dem Funkbrücken­
wagen die Marschstrecke und bin 
über Funk unter n Kater Wesel 0" 
Kanal 500 zu erreichen. 
Dieses war die Übungslage, die 
unserer Nachtübung zugrunde lag. 
Anhand des vorher erstellten Zeit­
planes begann die Übung mit der 
Minute 0 um 18.00 Uhr. Nach Ein­
weisung in die übungslage wurden 
die Fahrzeuge am Ablaufpunkt in 
Wesel vom Ablaufführer mit einer 
Marschskizze versehen und im 
Abstand von fOnf Minuten zur 
I. Etappe gestartet. 
Inzwischen hatten die Unterfunk­
steIlen (i nsgesamt drei Stock) ihre 
Positionen bezogen und die Funk­
brücke erstellt. Somit wurde von der 
Marsch- und Funküberwachung der 
gesamte Marsch kontrolliert und die 
Unterfunkstellen erhielten weitere 
Anweisungen. 
Durch vorherige Abst immung mit 
der 51 . Bergungsbereitschaft sowie 
OV Euskirchen wurde uns die 
kameradschaftliche Unterstützung 
zugesagt und diese auch zu unserer 
Zufriedenheit durchgeführt. Da sich 
auch die 51 . BB mit ihrem Fukow 
in unseren Funkverkehr einschaltete, 
konnte der Marsch in allen Phasen 
verfolgt werden . 
Am Marschziel in Euskirchen war 
außerdem eine Lotsenstelle, so daß 
bei Ankunft von drei bis vier Fahr· 
zeugen unserer Einheit diese sofort 
zur dortigen Unterkunft gelotst wur­
den , wo für unsere Kameraden ein 
Imbiß und Erfrischungen bereit 
standen. 
Gegen 0.20 Uhr war das letzte 
Fahrzeug (von insgesamt 15) in 
Euskirchen eingetroffen. Nach einer 
Rast von drei Stunden wurde die 
Heimfahrt in Marsch-Kolonne über 
die BAB angetreten. 
Ich möchte mich auf diesem Wege 
bei den leitenden Herren sowie bei 
allen Kameraden für das Gelingen 
der Übung bedanken. 
Nicht zuletzt gilt mein Dank dem 
Leiter der Kat-Schutz-Schule in 
Wesel. 

gez. Podlinski 
ZF z. b. V. 



Zugunglück bei Dahlerau­
MlthlHe durch das THW 

Wuppertal. Furchtbar war das Zug­
unglück auf der Eisenbahnlin ie 
zwischen Wuppertal und Radevorm· 
wald beim Bahnhof Dahlerau. Am 
2:7. Mai 1971 gegen 21 .10 Uhr bohrte 
sich auf der eingleisigen Strecke 
ein Güterzug in einen mit Schul­
kindern besetzten Triebwagen. 
45 Menschen starben und 25 Ver­
letzte mußten in Krankenhäuser 
der Umgebung transportiert werden. 
Während sich in Windeseile die 
Schreckensnachricht in die weite 
Umwelt und bis zur Regierungsspitze 
verbre itete, setzte nach beachtl ich 
schneller Alarmierung die Hilfe­
leistung von Polizei und Rettungs­
organisationen ein. Unter ihnen 
befand sich auch die Helferschaft 
des THW-Ortsverbandes Wuppertal , 
die sich, nachdem besonders das 
Rote Kreuz und die Feuerwehr in 
dem schwierigen Gelände die erste 
Bergung der Toten und der noch nach 
Hilfe und den Eltern rufenden Kindern 
bewältigt hatten, in der ganzen Nacht 
auch der weiteren Bergung , den Auf­
räumungsarbe iten , dem Suchen 
Vermißter auf dem Eisenbahngelände 
und in der dicht daran vorbeiführenden 
Wupper sowie mit einem Spezial­
wagen eilig dem Absaugen von 
1200 I Dieselöl aus der schwer 
beschädigten 23-t-Diesellok zuwandte. 
Bereits in die Wupper entwichenes 
01 wurde von den THW-Helfern 
nach der Auslegung von Schlauch­
sperren mit Bindemitteln abgehoben 
und in eine Verbrennungsanlage nach 
Köln gebracht. 
Für die rastlos tätigen Helfer waren 
starke Nerven nötig, um dem ent­
setzlichen Bild , das sich ihnen bot, 
begegnen zu können. über die 
grausige Bilanz informierten sich am 
frühen Morgen, während Polizei 
viel Mühe hatte , die Bevölkerung 
vom Platz des Geschehens zurück­
zuhalten , und während schon pausen­
los die beteiligten Bundesbahn­
beamten zur Klärung der Umstände 
verhört wurden, Bundesverkehrs­
minister Leber und der Nordrhein­
westfälische Landesinnenminister 
Weyer. Die Trauer um die toten 
Kinder und ihre toten Lehrer bestärkte 
alle Helfer in ihrer Bereitschaft, 
mit Ernst und Sorgfalt den Möglich­
keiten der Unfallverhütung unablässig 
und überall nachzusinnen und das 
Helfen-Lernen auch nach langer 
übung nicht zu vernachlässigen. 

Wolf 

Der Innenminister des Landes übung durchführte. Nach einem 
Nordrheln-Westfalen Mot.-Marsch vere inigten sich alle 
---- ------------ Fahrzeuge in Wesel zu einer großen 

An den 
Landesbeauftragten für 
Nordrhein-Westfalen 
der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 
Herrn Dipl.-Ing. Kautzky 
4 Düsseldor! 
Schumannstraße 35 

Sehr geehrte r Herr Kautzky ! 
Bei dem furch tbaren Eisenbahn­
unglück in Dahlerau am 27. Mai 1971 
sind im Rahmen der Rettungsmaßnah­
men zahlreiche freiwillige Helfer 
Ih rer Organisation vom Oberkreis­
direktor des Rhe in-Wupper-Kreises 
e ingesetzt worden. 
Erst aus dem mir inzwischen vorlie­
genden Bericht des Oberkreisd irektors 
habe ich ersehen, in welchem 
Umfang die ehrenamtlichen Helfer 
an den Rettungsarbeiten beteiligt 
waren. Dank des hervorragenden 
Einsatzes Ihrer Helfer konnte trotz 
schwierigster äußerer Umstände die 
Bergung der Verletzten in kürzester 
Zeit abgeschlossen werden . Auch 
dUrfte die überraschend schnelle 
Einsatzbereitschaft nach Auslösen 
des Katastrophenalarms wesentl ich 
dazu beigetragen haben, daß nicht 
noch mehr Todesfälle zu beklagen 
waren. 
Der Einsatz hat eindrucksvoll gezeigt, 
welche wertvolle Hilfe Ihre mit frei­
willigen Helfern besetzten Einheiten 
für unsere Mitbürger bedeuten. 
Für die geleistete Hilfe möchte ich 
Ihnen und Ihren Mitarbeitern danken. 
Meinen besonderen Dank bitte ich 
den eingesetzten fre iwilligen Helfern 
zu übermitteln. 

Mit freundlichem Gruß 
Ihr 

gez. Willi Weyer 

Kleve. Am Samstag, 26. 6. 1971 , 
standen um 7 Uhr früh die Helfer 
des Technischen Hilfswerkes Kleve 
zu einer Tag- und Nachtübung bereit. 
Das THW Kleve stellt den Zug einer 
Bergungsbereitschaft, die an diesem 
Tag zusammen mit den Einheiten 
aus Geldern und Straelen diese 

Kolonne und fuhren das übungs­
gelände Borken-Berge an. 
Dort war in den W äldern eine Brand­
katastrophe angenommen worden. 
In dem schwierigen Gelände mußten 
die Helfer neben ihrer persönlichen 
Trageausrüstung das gesamte Gerät 
e ines MKW durch unwegsames 
Gel ände in e inem zweistündigen 
Fußmarsch an den Einsatzort heran-
bringen. Weiter wurde versucht, die 
Fahrzeuge durch sandigen Boden 
und sehr starke Steigungen so nahe 
wie möglich heranzuführen. Das 
gesteckte Ziel wurde mit viel Schweiß 
und unter starken Anstrengungen 
erreicht. 
Diese übung stellte an Helfer und 
Fahrzeuge äußerst starke Anforderun­
gen , wie sie in einem Ernstfalle 
nicht schlimmer sein könnten . 
Nach einer zwe istündigen "Pause mit 
Gulasch" (aus der mitgeführten Küche) 
wurde der Marsch zu einem neuen 
Einsatzgebiet fortgesetzt. 
In Mülheim/Ruhr wurde für die übung 
angenommen , eine Gasexplosion 
hätte mehrere Häuser beschädigt 
oder zerstört. Nach Heranführung 
der Fahrzeuge über die Autobahn 
Hannover - Oberhausen - Duis­
burg/Kaiserberg kamen die Helfer 
in den Abendstunden bei völliger 
Dunkelheit zum Einsatz. Am Einsatz­
ort bot sich ein gespenstiges Bild. 
In den von Scheinwerfern erhellten 
Trümmern und Hausruinen stöhnten 
Verletzte. Wirres Zeug redende 
Hausbewohner liefen den Helfern 
entgegen. Die Helfer kamen in meh­
reren Gruppen zum Einsatz. Dabei 
mußten die Klever Helfer Verletzte 
bergen, die unter einem Trümmer­
haufen lagen. Nur durch zum Teil 
60 cm hohe Kriechgänge oder 
öffnungen waren diese zu erreichen. 
Es konnte nur unter erschwerten 
Bedingungen gearbeitet werden. licht 
wurde hierbei von den Handlampen 
gegeben. Gegen 1 Uhr in der Nacht 
konnte die gesamte Aktion abge­
schlossen werden. In einer abschlie­
ßenden Besprechung wurde die Bilanz 
dieses Tages gezogen. 
Dann rückten die Fahrzeuge bei strö­
mendem Regen in ihre Heimatorte 
zurück. Der Klever Bergungszug 
erreichte seine Unterkunft in den 
Morgenstunden des Sonntag. Um 
6 Uhr früh, als sich die ersten BOrger 
zum Kirchgang rüsteten , konnten die 
müden und abgekämpften Helfer nach 
Hause entlassen werden. 

Menzel 
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Menden. Zwei uralte Pappeln, die 
se it eh und je eine Hefnische am 
Eingang des Gutes Ergste zierten, 
hielten am Samstag die Männer 
des THW in Atem : Die Bäume, 
morsch und durch Blitzschlag beschä­
digt, waren zu einer Gefahr geworden 
und mußten beseitigt werden . Die 
Enge des Raumes, auf dem sich 
der Einsatz vollzog, erforderte alle 
möglichen Sicherheitsvorkehrungen 
und Millimeterarbeit. 
Als die beiden Riesen schließlich 
- den Berechnungen entsprechend -
genau zwei Meter neben den Wirt­
schaftsgebäuden landeten, klopften 
sich die Männer des THW nicht ohne 
Grund auf die Schulter. Die Schnitt­
fläche des stärksten Baums wies 
einen Durchmesser von 1,60 m auf, 
und das gewaltige Astwerk hatte der 
Beengtheit des Raumes wegen nicht 
vorher entfernt werden können. 
70 Minuten hatte dieser Einsatz 
unter der Leitung von Bereitschafts­
führer Nicolaus gedauert. 
Drei Stunden waren anschließend 
noch erforderlich, um die Stämme 
transportgerecht zu zerlegen. Einige 
Baumscheiben aus dem gesunden 
Teil des Stammes wurden dabei für 
Hobbyzwecke gesichert. 

Wolfgarten 

Düsseldorf. Ober viele Jahre hat sich 
Ministeriald irigent Dr. Arkenau als 
der im Landesinnenministerium von 
Nordrhein-Westfalen für den 
gesamten Katastrophenschutz 
zuständige Abteilungschef durch 
seinen persönlich und sachlich 
fundierten und ausgewogenen Arbeits­
stil das volle Vertrauen des 
Technischen Hilfswerks erworben. 
Seine faire Art bei Durchführung 
der notwendigen Leitung und 
Anleitung im Katastrophenschutz 
hat geholfen, ein Arbeitsklima 
zu schaffen, das auch dem THW die 
Wege öffnen half. Dr. Arkenau , 
ein Mann, der erfolgreich und mit 
betonter Menschlichkeit wirkte, hat 
den Helfern des THW einen guten 
Platz im Rahmen des gesamten 
Katastrophenschutzes im Lande NRW 
gesichert. 
Or. Arkenau trat jetzt in den Ruhe­
stand. Als er sich vom THW ver­
abschiedete , wurde ihm für seine 
Verdienste das vom Direktor des 
THW verliehene Helferzeichen in 
besonderer Ausführung im Hause 
des Landesverbandes in Düsseldorf 
verehrt. Als Gäste der kleinen 
Feierstunde konnte Landesbeauftrag-
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ter Kautzky neben Führungskräften 
des THW insbesondere auch 
Ud. Min.Rat Metelmann und Min.Rat 
Dr. Stange vom Landesinnenmini­
sterium begrüßen. 

Wolf 

Uns unvergessen 

Am 28. Juli 1971 verstarb der haupt­
amtliche Geschäftsführer des OV 
Amsberg , Gerhard Stolze. Am 
14.10. 1912 in Berlin geboren, war 

THW-Helfer senkten den Sarg ihres 
verstorbenen Geschäftsführers 
Gerhard Stolze ins Grab. 

Foto : R. Thüner 

er seit 1961 unermüdlich für die 
Belange des THW tätig. Seine 
Aufbauarbeit im Betreuungsbereich 
Amsberg - Altena fand ihre 
Krönung mit der Einweihung der 
neuen THW-Unterkunft in Amsberg 
am 18. Oktober 1970. Etwa 14 Tage 
vor seinem Tode erhielt er dann 
noch durch den Landesbeauftragten 
Dipl.-Ing. Kautzky die höchste Ver­
dienstauszeichnung, die das THW 
zu vergeben hat: das Helferabzeichen 
in Gold mit Kranz. 
Unvergessen bleibt er bei allen, die 
ihn kannten. 

Gerhard Schirmann, Bereitschafts­
führer und stellvertretender Orts­
beauftragter des THW-Ortsverbandes 
Kamen-Bergkamen , ist tot. 
Am 2. 7. 1971 wurde Schirmann, der 
zudem auch Bereitschaftsführer der 
27. LS Bergungsbereitschaft Kamen­
Bergkamen war, auf der Fahrt von 
Frankfurt nach Bergkamen von einem 
Herzinfarkt überrascht. Jegliche Hilfe 
kam für ihn zu spät. 
Gerhard Schirmann, geboren am 
24. 3. 1925, ist Träger des Helfer­
abzeichens in Gold. 
An seinem 29. Geburtstag trat er, 
am 24. März 1954, dem damaligen 
THW-Ortsverband Kamen bei und 

wurde einer der MitbegrOnder dieses 
noch in den ersten Anfängen 
steckenden und im Kreis Unna weithin 
unbekannten fre iwilligen Hilfsdienstes. 
Für Gerhard Schirmann war der 
Dienst im Technischen Hilfswerk 
und der Aufbau seines Ortsverbandes 
vornehmste Lebensaufgabe, und er 
opferte mehr als genug seiner freien 
Stunden für seine Organisation. 
Seinen größten Einsatz erlebte er 
mit seiner Einheit bei der Ober­
schwemmungskatastrophe in Ost­
friesland . 
Vor zehn Jahren übernahm Schirmann 
als Bereitschaftsführer den Orts­
verband Kamen. Seiner Initiative 
ist es zu verdanken , daß sich die 
Helfer der Nachbarstadt Bergkamen 
anschlossen und so eine Groß­
bereitschaft Kamen-Bergkamen ent­
stand . Unter seiner Führung wurde 
der Kamener Ortsverband weit über 
die Genzen des Kreises Unna 
hinaus bekannt. 
Wie ein Blitzschlag traf die Männer 
des THW am Samstag, 3. Juli , die 
Nachricht, Gerd Schirmann ist tot. 
Wie immer waren viele Helfer zum 
üblichen Samstagsdienst erschienen, 
mit Bekanntwerden der Todesmeldung 
aber ruhte jegliche Ausbildung, 
alle waren wie gelähmt und zutiefst 
erschüttert. 
Am Dienstag, 6. Juli 1971 , wurde 
Gerhard Schirmann auf dem Berg­
kamener Friedhof von seinen Helfern 
zur letzten Ruhestätte getragen. 
Sechs Männer der Kamener Bereit­
schaft trugen den Sarg , mehr als 
40 Helfer bildeten ein Spalier. 
Abordnungen der benachbarten 
Ortsverbände, des Oberkreisdirektors 
und des Regierungspräsidenten 

waren mit Kränzen erschienen, um 
Abschied von Gerhard Schirmann 
zu nehmen. - Im Ortsverband des 
THW Kamen-Bergkamen wird er 
immer einen besonderen Ehrenplatz 
einnehmen. 

P. Müller 
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Willlieh. Zum internationalen Will­
licher Volks- und Geländelauf über 
10 km hallen sich zwei Gruppen des 
OV W ittlich als Teilnehmer gemeldet. 
Unter starker Konkurrenz, fünf 
Gruppen französischer Soldaten, 
Bundeswehr sowie anderer Sport­
verbände, ging es um 11.30 Uhr 
pünktlich an den Start. Obwohl 
die THW-Helfer sich vorher gesagt 
hatten, dabei sein ist alles, gaben 
sie ihr Bestes und versuchten sich 
tapfer zu schlagen. Viel e Spötter 
meinten, Ihr werdet ja immer 
gefahren und könnt gar nicht laufen. 
Aber siehe da, die erste Gruppe 
unter Führung des Zugführers Josef 
Henke belegte in der Gesamtwertung 
den zweiten Platz. Auch die andere 
Gruppe unter Gruppenführer Zeidler 
belegte noch einen guten fünften 
Platz. 

Trier. In den ersten Tagen des Juli 
kam ein Kaplan der Pfarrgemeinde 
Hamburg-Hamm nach Trier, um das 

angemietete Ferienlager, die Schank­
weiler Klause , zu besichtigen. In 
dieser landschaftlich schönen Gegend 
sollten 30 Jungen aus Hamburg ihre 
Ferien verbringen. 
Bei der Besichtigung der Klause 
stellte es sich heraus, daß der 
Brunnen kein Wasser mehr gab. 
Die Fehlerquelle konnte nicht 
ermittelt werden. In seiner Bedräng­
nis l das Lager nicht scheitern zu 
lassen, suchte nun Kaplan Hülsmann 
von Hamburg das Technische Hilfs­
werk in Trier auf und bat um Hilfe . 
Diese wurde natürlich zugesagt. Das 
Ferienlager sollte in der Zeit vom 
12. bis 30. Juli stattfinden. 
Am Sonntag, dem 11. Juli , morgens 
um 8.00 Uhr rückten sechs Helfer 
mit einem LKW voll Material aus. 
Nach der Festlegung des Standortes 
wurde eine komplette Waschanlage 
mit Wasserversorgung aufgebaut. 
Gleichzeitig wurde eine Versorgungs­
anlage für die Küche aufgebaut. 
Das benötigte Wasser wurde mit 
einem Behälter = 1500 liter aus dem 

Dorfe Holsthum geholt. Dies war 
von der Gemeindevertretung ohne 
Entge lt gestattet worden. Die Wasch­
anlage mit einem Fassungsvermögen 
von 3000 Liter und die Versorgungs­
anlage der Küche mit 600 liter 
wurden am selben Tag gefüllt. 
Da aber 30 Jungen in drei Wochen 
mehr als 3600 liter Wasser brauchen, 
mußte immer für Nachschub gesorgt 
werden. Freiwillige Helfer fuhren 
nach Feierabend von Trier zur Klause 
und transportierten Wasser von 
Holsthum zur Anlage. Dies geschah 
zweimal. Insgesamt wurden 10800 
Liter Wasser dem Lager zur Ver­
fügung gestellt. Am Sonntag, dem 
1. August, fuhren Helfer von Trier 
nach Schankweiler und bauten die 
gesamte Anlage wieder ab. 
Da es sich hier um einen caritativen 
Zweck gehandelt hat, haben alle 
Helfer auf das ihnen zustehende 
Taschen- und Verpflegungsgeld 
verzichtet. Im Grunde hat es ihnen 
sogar Spaß gemacht. 

Faß 

BerLln • 

Berlin-Tiergarten. Auf Anforderung 
des Bezirksamtes Wedding , Abt. 
Jugend und Sport, wurden für die 
Aktion "Licht, Luft und Sonne 11 am 
Neuenahrer Weg 24 Stück 54er Haus­
zelte und ein Großzeit erstellt. Der 
Antransport der Zelte erfolgte durch 
das Bezirksamt Wedding. Bei Ein­
bruch der Dunkelheit wurde die 
Einsatzstelle mit zwei Halogen­
Scheinwerfern ausgeleuchtet. Diese 
Scheinwerfer sind für Arbeiten dieser 
Art (große Flächen) sehr gut 
geeignet. 
Die Zusammenarbeit mit dem Bezirks­
amt Wedding klappte reibungslos. 
Die Beauftragte , Frau Neugebauer, 
äußerte sich lobend über die Arbeit 
der an der Hilfeleistung beteiligten 
Kameraden und wollte dies auch dem 
Bezirksbürgermeister berichten. 

Berlin-Kreuzberg. Auch in diesem 
Jahr trat der ADAC mit der Bitte an 
den Bezirksverband Berlin-Kreuzberg 
heran, beim internationalen Motor-

bootrennen für das leibliche Wohl 
von 300 Personen zu sorgen. Für 
die Versorgungstruppe war diese 
technische Hilfeleistung eine be­
sonders gute Ausbildungsmöglichkeit. 
Am 11., 12. und 13. Juni mußten 
je 50 Portionen Abendessen -
Kaltverpflegung - bereitgestellt 
werden, ferner am 12. Juni 70 Por­
tionen Kaffeegedeck - Kaffee und 
zwei Stücke Kuchen -, am 12. und 
13. Juni je 50 Portionen Frühstück -
Kaltverpflegung . 
Am 12. Juni wurden 370 Portionen 
Gemüseeintopf - Grüne Bohnen 
mit Rindfleisch - und am 13. Juni 
325 Portionen Gulasch mit Karloffel n 
und Schokoladenspeise aus­
gegeben. 
Die Versorgungsgruppe war voll aus­
gelastetl zumal die Fleisch- und 
Wurstwaren - aus Mangel an 
Kühlmöglichkeit - gesondert heran­
geschafft werden mußten. 
Die ganze technische Hilfeleistung 
lief zur vollsten Zufriedenheit des 
Auftraggebers ab. Den Helfern 

sprach der ADAC Dank und 
Anerkennung aus. 

Berlin-Neukölln. Die technische 
H il feleistung If Seifenkistenrennenli1 
angefordert durch den ADAC, ist für 
die Bezirksverbände Kreuzberg und 
Neukölln schon zur Tradition 
geworden. Auch in diesem Jahr 
stellten sich 23 Helfer zur Verfügung. 
Zur Absperrung der Rennstrecke 
mußten ca. 600 Hamburger Gitter 
aufgestellt werden. Längs der Renn­
strecke wurden zu beiden Seiten 
insgesamt 40 Fahnen angebracht. 
Außerdem wurden Kleintransporte 
zwischen Kolumbia-Halle und Renn­
strecke - Entfernung ca. 400 m -
getätigt. Unmittelbar nach der 
Veranstaltung wurde der Abbau 
durchgeführt. 
Sämtliche Arbeiten wurden zur 
Zufriedenheit des Auftraggebers 
ausgeführt. Der Auftraggeber sagte 
den Helfern seinen Dank und seine 
Anerkennung , und die Helfer waren 
mit ganzem Herzen bei der Sache. 
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saarlanD • 
THW Im Untertageelnsab 

Die trübste Stunde in der Geschichte 
der Schwerspatgrube Eisen (Krs. 
St. Wendel) sollte zu einer der 
größten Stunden in der Geschichte 
des Technischen Hilfswerks werden. 
Zum erstenmal seit Bestehen des 
THW in der Bundesrepublik fuhren 
Angehörige dieser Hilfsorganisation 
in ein Bergwerk ein, um zu helfen. 
Ihre Aufgabe war traurig. Am Freitag , 
2. Juli, wurden um 9.50 Uhr vier 
Bergleute der saarländischen Schwer­
spatgrube durch tonnenschweres 
Gestein verschüttet. Die Hoffnung, 
sie lebend bergen zu können, war 
von Anfang an gering. Um 19 Uhr 
am gleichen Tag wurde es zur trau­
rigen Gewißheit : Kurt Dingert aus 
Rohrbach bei Heimbach (Nahe), Her­
mann Wolf aus Eisen, Johann Klein 
aus Neuhülten und Karl Mercher 
aus Söter" waren tot. Die Männer 
der Hauptreltungsstelle der Saar­
bergwerke aus Friedrichsthal waren 
zu diesem Zeitpunkt unter Lebens­
gefahr zu den vier verschütteten 
Bergleuten vorgestoßen und hatten 
ihren Tod festgestellt. 
Daß sie bis zum Unglücksort oberhalb 
der fünften Sohle des Schwerspat­
werks vorstoßen konnten und daß 
ihnen in der Nacht zum Samstag, 
3. Juli , dann auch die Bergung der 
sterblichen überreste der vier Berg­
leute gelang , verdankten sie nicht 
zum geringen Teil den Angehörigen 
des Technischen Hilfswerks der Orts­
verbände Nonnweiler und Nohfelden 
sowie St. Wendel mit ihrem 
Geschäftsfahrer Hans Haßdenteufel 
an der Spitze . Der Landesbeauftragte 
hielt sich selbst mehrere Stunden 
am Einsatzort auf. 
Als um 13.30 Uhr der erste Alarmruf 
das Technische Hilfswerk im Eisen 
nahegelegenen Nohfelden erreichte, 
rückte sofort der Gerätekraftwagen 
aus. Ihm folgten wenig später der 
GKW aus Nonnweiler sowie der 
Kombi des st. Wendeier Ortsver­
bandes. Die Arbeit der 23 Helfer, 
die in der Tagesschicht zum Einsatz 
kamen, sowie der 14 Männer der 
Nachtschicht war zweigeteilt. Sechs 
von ihnen fuhren unter Führung von 
Geschäftsführer Haßdenteufel in die 
Grube ein, um bei den Rettungs­
arbeiten unter Tage mitzuhelfen. 
Der Rest sorgte über Tage für den 
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Einteilung der THW-Einheiten durch 
den Einsatzleiter . 

Materialtransport sowie für die Ver­
pflegung unter Leitung von Edgar 
Peter (Nonnweiler). 
Die Schwerspatgrube von Eisen 
verfügt noch nicht über einen 
senkrecht in die Erde führenden 
Förderschacht. Das zu fördernde 
Gestein , das zur Ze it von oberhalb 
der fünften Sohle abgebaut wird, 
wird über eine· Lore und über schräg 
in die Erde führende Stollen (den 
sogenannten "Bremsberg U

) ans 
Tageslicht gezogen. Auf jeder Sohle 
bis hinab zur fünften muß die Lore 
gedreht und über einen Haspel den 
neuen Bremsberg zur nächsttieferen 
Sohle hinabgelassen werden . Diese 
mühselige und schmutzige Arbeit 
fiel den Helfern des THW zu. Direkt 
vor Ort kamen aus Sicherheitsgründen 
nur die routin ierten Männer des 
Hauptrettungsdienstes der Saarberg­
werke zum Einsatz, wobei der haupt­
amtliche Geschäftsführer für den 
Betreuungsbereich IV - Neunkir­
chen -, Walter Müller, auf Grund 
seiner langjährigen beruflichen 
Erfahrung als Betriebsleiter einer 
Schwerspatgrube durch beratende 
Mitwirkung vor Ort wesentlichen 
Anteil an den zügigen Bergungs­
arbeiten hatte. 
über die Loren und die Bremsberge 
hinab bis zur fünften Sohle wurden 
die Pfeiler und Stempel befördert, 
die zuvor von zwei ortsansässigen 
Sägewerken von THW-Helfern zur 
Eisener Grube transportiert worden 
waren. 1 500 Kanthölzer wurden zum 
Stolleneingang transportiert. Ein 
geringer Teil hiervon jedoch konnte 
unter Tage nur verbaut werden. 
Ständig fiel Gestein am Unglücksort 
herunter und gefährdete die Rettungs­
mannschaft der Saarbergwerke. 
Angesichts dieser Situation ging 
man schließlich zu einem Notausbau 

über, um schneller an die verschütte­
ten Bergleute gelangen zu können. 
Um 19 Uhr fand man die Vermißten. 
Mercher, Dingert und Klein lagen 
dicht beieinander. Steiger Hermann 
Wolf lag etwa 1,50 m weiter. 
Inzwischen war die Nachtschicht 
sowohl der Hauptreltungsstelle als 
auch des Technischen Hil fswerks 
(acht Mann, wieder unter Leitung 
von GeschäftsfUhrer Haßdenteufel) 
eingefahren. Ihnen fiel nun die 
traurige Aufgabe zu, die Toten an die 
Erdoberfläche zurückzubefördern . 
In Le ichensäcke verpackt, wurden 
die sterblichen überreste der vier 
Männer zur zweiten Sohle gebracht, 
wo man sie einsargte. Zwischen 
2.10 Uhr und 2.30 Uhr in der 
Nacht zum Samstag tauchte dann 
Sarg um Sarg aus dem Dunkel des 
Förderstollens auf. Die am Stollen­
mund versammelten Männer von 
Rettungsdienst und THW nahmen 
die Schutzhelme ab. 
Die letzte Aufgabe , die dem THW 
der drei Ortsverbände St. Wendel , 
Nohfelden und Nonnweiler zufiel, 
war die der Totenwache. Während 
der die Schwerspatgrube umgebende 
Tannenwald still und stumm dastand 
- kein Windhauch regte sich in 
jener Nacht -, flackerten auf den 
Särgen der vier Toten die Gruben­
lampen. Vier Helfer des THW 
standen Totenwache, bis die Leichen­
wagen kamen . 

Georg Exne r 

Feldbrunnen und Seilbahn gebaut 

THW-Einhe iten des Kreises Merzig­
Wadern zeigten ihr Können 
Die THW-Einheiten des Kreises 
waren zu einem Sonderlehrgang an 
der Katastrophenschutzschule in 
Düppenweiler zusammengekommen. 
Die Helfer opferten das Wochenende, 
um ihren Ausbi ldungsstand zu über­
prüfen und dabei das fachliche 
Wissen zu erweitern . Immer wieder 
muß be i solchen Gelegenheiten der 
Zuschauer feststellen , daß BOrger 
bereit sind, für die Allgemeinheit ihre 
Freizeit zur Verfügung zu stellen. 
Das Wetter war dieser Veranstaltung 
nicht ganz hold , aber trotz schauer­
artiger Regenfälle wurden die 
übungen durchgeführt. 
Die Helfer verteilten sich bei der 
praktischen Durchführung der Auf-



gaben auf das Obungsgelände an der 
Katastrophenschutzschul e und auf 
das Gelände am Saarufer in Hilbrin­
gen. Die Einteilung war in vier 
Gruppen aus den Ortsverbänden 
Merzig , Mettlach, Wadern und 
Obermosel-Perl vorgenommen 
worden. So ergab es sich, daß die 
Gruppen der Ortsverbände Merzig 
und Mettlach auf dem Obungs­
gelände an der Saar übten und die 
Gruppen der beiden anderen Orts­
verbände auf dem Obungsgelände 
in Düppenweiter. 
Schnell hatten die Ausbildungskräfte 
mit der Funkgruppe eine Sprech­
funkverbindung zwischen den beiden 
Obungsplätzen hergestellt. Bei der 
Bewertung der Leistung ist zu berück­
sichtigen, daß diese schwierige 
Funkstrecke zwischen Düppenweiler 
und Hilbringen-Merzig mit einfachen 
11-m-Band-Handfunkgeräten über­
brückt werden mußte. 
Die Gruppe des Ortsverbandes 
Merzig übte das Niederbringen eines 
Feldbrunnens und den Aufbau eines 
Wasserturmes. Obwohl hier einige 
Schwierigkeiten zu überwinden waren, 
wurde nach relativ kurzer Zeit die 
Aufgabe abgeschlossen. 
Die Gruppe des OV Mettlach zeigte 
unter der Leitung von Dieter Schön­
feld, daß auch Bergungskrälte in der 
Lage sind, Wasserläufe zu über­
brücken; die neue Konzeption des 
THW geht dahin , daß Bergungskrälte 
die Aufgabe des Wasserdienstes 
übernehmen sollen. So entstand 
eine Tonnenfähre. 
Die Gruppen der Ortsverbände 
von Wadern und Obermosel /Peri 
wurden auf dem Trümmergel ände 
der KS-Schule in der Bergung von 
Menschen ausgebildet. Ausbilder 
Becker aus Wadern zeigte den 
Helfern, wie Verschüttete aus den 
Trümmern geborgen werden und 
wie Menschen, denen der Rettungs­
weg abgeschnitten ist, aus Trümmer­
ruinen mittels einer Seilbahn befreit 
werden. 
Als Krönung der Ausbildung am 
Samstag wurde das Heben schwerer 
Lasten geübt. Ein Fahrer hatte als 
Obungsprojekt ein 9-Tonnen-Kralt­
fahrzeug bis an die Achsen in 
weichen Boden gebracht. Jetzt 
konnten die Helfer und Führungs­
kräfte ihr wahres Können unter 
Bewe is stellen. 
Landrat Linicus und die Amtsvorsteher 
Langel aus Perl , Jacolbs aus 
Beckingen , Klein aus Wadern und 
Oehm von Merzig-Land interessierten 
sich sehr für die Arbeit der THW­
Einheiten. Sie begutachteten die 

Auszeichnung der Siegergruppe 
durch Landrat Linicus. 

Ausbildung, lobten den Fleiß der 
Helfer und äußerten ihre Anerken­
nung, daß noch junge Menschen 
den Weg zu den KS-Organisationen 
fänden . 
Am Sonntagvormittag wurden vier 
Gruppen - jeweils aus den Orts­
verbänden - gebildet, die einen 
Wettstreit durchführten. Damit diese 
Sache einen Anreiz hatte, stellte 
der Landrat einen handgefertigten, 
kupfernen Wappenteller des Kreises 
für die beste Gruppe als Preis zur 
Verfügung. 
Die Helfer zeigten an diesem 
Sonntagmorgen, wie sie mit geschick­
ten Händen die schwierigsten Auf­
gaben meistern können. Das 
Aufgabengebiet hatten die Ausbilder 
sehr umfangreich gestellt. Als der 
Schweiß von den Stirnen der Helfer 
gegen 12 Uhr abgetrocknet wurde, 
stellten die Schiedsrichter das 
Ergebnis fest. 
Landrat Linicus, der Leiter der 
KS-Schule, Günter Klinkner, sowie 
der Lehrgangsleiter, THW-Geschäfts­
führer Hubertus Ballnus, zogen Bilanz 
und stellten trotz einiger Unzuläng­
lichkeiten ein positives Ergebnis fest. 

Hubertus Ballnus 

Kata5trophenschutzübung 
In Grügelborn 

SI. Wendel und Freisen. Mit 63 Mann 
waren die beiden THW-Ortsverbände 
aus St. Wendel und Freisen an 
einem Freitagnachmittag zu einer 
dreitägigen Obung in Verbindung 
mit einem Biwak ausgerückt. Ziel 
war der ehemalige Steinbruch in 
Grügelborn , an dessen Fuß sich ein 
ca. 1 000 qm g,oßer Weiher, der 
eine T iefe bis zu 8 m aufweist, 
gebildet hat. Dieses Revier, das 
schon mehrfach Schauplatz von 
THW-übungen war, eignet sich 
ausgezeichnet, um alle Arten 
schwieriger Brückenbehelfskonstruk­
tionen zu erproben. Auch diesmal 
ging es darum, einen Tonnensteg 
auf dem Wasser von fast 50 m Länge 
und einen Hängesteg mehrere Meter 

Die Arbeiten wurden vom Land und 
Wasser aus vorangetrieben. 

über der Wasseroberfläche von 
ca. 30 m Länge zu errichten. Hierbei 
sollten vor allem die jungen Helfer 
zum Einsatz kommen, die beweisen 
sollten, was sie in den letzten 
Monaten der Grundausbildung gelernt 
hatten. Die älteren Helfer der 
E-Gruppe Freisen und der RGW­
Gruppe St. Wendel hatten gleich­
zeitig die Aufgabe übernommen, für 
die notwendigen Wasch-, Trink- und 
Energ iean lagen zu sorgen. Jedoch 
war auch für Unterhaltung gesorgt. 
Am Samstag machte man sich dann 
in aller Frühe an die Arbeit. 
Während der Tonnensteg relativ 
schnell wuchs, machte der Hängesteg 
vorerst einige Schwierigkeiten, da 
am jenseitigen Ufer des Weihers 
in der steilen Steinbruchwand kein 
Festpunkt gefunden werden konnte 
und somit eine Spezialgruppe erst 
bis zu 1,5 cm tiefe Löcher in den 
Fels bohren mußte, um darin die 
sogenannten Spreizanker zu befe­
stigen, die dem Hängesteg erst den 
richtigen Halt geben konnten. 
Gegen 17 Uhr war es soweit, daß 
die beiden Stege von den Einsatz­
leitern Günther Roth, der Ausbil­
dungsleiter in St. Wendel ist, und 
vom Ausbildungsleiter Alois Wahl 
aus Freisen abgenommen werden 
konnten. 
Für 18 Spezialisten wartete am 
Sonntagmorgen jedoch noch ein 
besonderer Leckerbissen , ein bis 
dahin geheimgehaltener Einsatz zur 
"Lebensrettung in Wassernot gera­
tener Menschen mit behelfsmäßigen 
Mitteln " war für die oben erwähnte 
Gruppe die erste Möglichkeit, ihre 
vor kurzer Zeit an der Katastrophen­
schutzschule des Bundes in 
Hoya/Weser erworbenen Kenntnisse 
zu verwerten. Hierbei ging es darum, 
mit in der Natur vorhandenen ein­
fachsten Mitteln behelfsmäßige 
Transportgefäße zu schallen, um 
auch ohne technisch aufwendiges 
Hilfsgerät einen wirkungsvollen Ein­
satz zu gewährleisten. Auch diese 
Aufgabe wurde mit dem erwarteten 
Erfolg gelöst. Herbert Fischer 
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Schwelz-Expreß entgleist: 
Die Katastrophe von RheinweIler 

Ein schweres Eisenbahnunglück 
ereignete sich am 21. 7. 1971 in 
Rheinweiler/ Südbaden. Der D 370 
entgleiste 13.19 Uhr kurz vor dem 
Bahnhof Rheinweiler in einer scharfen 
Kurve auf der Fahrt von Basel nach 
Kopenhagen . 
Lokomotive und vier Wagen stürzten 
die Böschung hinunter. Dabei wurden 
ein Haus total zertrümmert und zwei 
andere angeschlagen , Zwei weitere 
Wagen wurden sogar über die nahe 
Landstraße hinausgeschleudert 
und landeten in einem Weinberghang 
Richtung Rhein, ein Haus wurde 
dadurch teilzerstört. Auf der Bahn­
trasse blieben nur zwei Waggons 
stehen ; die Oberleitung war über 
hundert Meter herabgerissen. 

Diese Unglücksstätte, mit den durch 
die Luft gewirbelten Waggons und 
den zusammengebrochenen Häusern , 
bot den schnell eintreffenden 
Einsalzkräften der Polizei , Feuerwehr, 
Bundeswehr, französischen Stationie­
rungstruppen , des DRK, THW und 
anderer behördlicher bzw. privater 
Organisationen ein Bild des 
Grauens . Die Verletzten wurden 
möglichst rasch ärztlicher Versorgung 
zugeführt, die Toten geborgen und 
die schwierigen Aufräumungsarbeiten 
begonnen. Trotzdem eine schreckliche 
Bilanz : 23 Menschen mußten ihr 
Leben lassen und 121 wurden 
verletzt. Presse, Rundfunk und 
Fernsehen berichteten mehrfach über 
das fürchterliche Geschehen, hier 
noch einige Ausführungen über den 
Einsatz des THW: 
Der Bürgermeister der Gemeinde 
Rheinweiler löste beim Landratsami 
Müllheim Katastrophenalarm aus. 
Innerhalb kürzester Zeit waren die 
Helfer des OV Müllheim mit 
Fahrzeugen und Geräten an der 
Schadensstelle. Unmittelbar folgten 
hintereinander die Ortsverbände 
Lörrach und Schopfheim. Unter der 
Leitung des Ortsbeauftragten für 
Müllheim konnten die THW-Helfer 
zusammen mit der Feuerwehr, dem 
DRK usw. sofort Reisende und 
Hausbewohner aus den Waggons 
bzw. Gebäuden befreien, Verletzte 
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Luftaufnahme von der Unglücksstelle in Rheinweiler. (Foto: J. P. Maueher) 

Nahezu mühelos wird der Waggon 
geteilt. 

und Tote bergen. 
Als das Ausmaß der Katastrophe 
besser überschaubar war, wurden 
noch die Ortsverbände Freiburg, 
Rheinfelden und Wehr alarmiert, so 
daß über 150 Helfer in Rheinweiler 
eingesetzt waren. Vor Einbruch der 
Dunkelheit wurde die Ausleuchtung 
der Einsatzstelle vorbereitet und dazu 
die fünf kVA-Notstromerzeuger mit 
Halogenscheinwerfern aus den "Eu

_ 

und " I U -Sätzen aufgestellt. Zur 
Ergänzung und als Reserve ließ der 
Landesbeauftragte sofort noch 
weitere Beleuchtungssätze aus den 
Geschäftsführergebieten Pforzheim, 

Stuttgart, Tübingen und Tuttlingen 
zuführen. Die gesamte Unglücksstätte 
konnte in der Nacht einwandfrei 
ausgeleuchtet werden, damit die 
Bergungsarbeiten, die nun auf das 
THW übergegangen waren, keine 
Unterbrechung erfuhren. 
Be i einer Lagebesprechung zwischen 
dem Landesbeauftragten und der 
Bund~sbahneinsatzleitung wurde die 
weitere Hilfe des THW abgeklärt. Es 
waren noch Personen zu suchen und 
unter Gebrauch von Brennschneid­
und Trennschleifgeräten aus ihre r 
Notlage zu erlösen. Gepäck und 
sonstiges persönliches Hab und Gut 
wurde für die Polizei zur Identifizie­
rung der Unglücksopfer ein­
gesammelt. 
An Baulichkeiten mußten Sicherungs­
arbeiten ausgeführt werden und der 
Nachschub an Sauerstoff und 
Azetylen für die Brennschneidgeräte 
sowie Betriebsstoff für die Notstrom­
erzeuger waren sicherzustellen. 
Aber auch die Beseitigung der nicht 
mehr instandsetzbaren Waggons 
mußte in Angriff genommen werden. 
Diese Arbeiten erstreckten sich 
über mehrere Tage und wurden erst 
am darauffolgenden Sonntag 
abgeschlossen . Hierfür kamen im 
Wechsel noch zusätzlich die Orts­
verbände Breisach, Emmendingen, 
Laufenburg , Säckingen, T iengen und 
Waldshut zum Einsatz. Die Waggons 
wurden hauptsächlich mittels 
Industriesauerstofflanzen in mehrere 
große Teile zum Abtransport auf 
Bundesbahn-Straßenrolier zerlegt. 
Diese 3/8"-lndustrielanzen bewährten 

1 



sich ausgezeichnet, da mit ihnen 
ohne Mühe Verkleidungen und 
sonstige nichtmetall ische Waggon­
baustoffe zertrennt werden konnten 
und auch nicht unmittelbar unter 
schwebenden Lasten gearbeitet 
werden mußte. 
Der Präsident der Bundesbahn­
direktion Karlsruhe und der Regie­
rungspräs ident in Fre iburg über­
mittelten schriftlich dem Landes­
beauftragten ihren Dank für den 
unermüdlichen und zügigen Einsatz 
der beteiligten THW-Ortsve rbände . 

Gerd Krüger 

Fischsterben Im Neckar: 
10 Zentner Kadaver bel 
nächtlichem Einsatz geborgen 

Stuttgart. Wie war es zu diesem 
großen Fischsterben gekommen? 
Mitte Mai 1971 herrschte mehrere 

Verendete Fische werden im Morgen­
grauen aus dem Neckar geborgen. 

(Foto: Kaufmann und Scherer, 
Stuttgart) 

Tage eine tropische Hitze und durch 
die anschließenden kräftigen Nieder­
schläge mußte der Niedrigwasser 
führende Neckar noch plötzlich stark 
verunreinigtes Abwasser aus der 
Kanalisation aufnehmen. Durch die 
sommerlichen Temperaturen kam es 
zu einem raschen Abbau der 
organischen Verschmutzungen . In 
kurzer Zeit entstand dadurch großer 
Sauerstoffmangel ; der Fluß .kippte 
um ". Trotz verschiedener Gegen­
maßnahmen, wie Ziehen der Wehre, 
TurbinenbelOftung und Einspritzen 
von Wasser, war eine genügende 
Anreicherung des Sauerstoffgehaltes 
nicht möglich; die biologische 
Katastrophe konnte nicht mehr auf­
gehalten werden . Das Fischsterben 
nahm ungeheuere Ausmaße an, auf 
der Wasseroberfläche des Neckars 
trieb eine stinkende, silbrigweiße 
Kadaverschicht. Um einer Seuchen-

gefahr vorzubeugen , galt es, möglichst Insel mit Wasser während der 
schnell diese toten Fische zu Bauzeit der neuen Brücke aufrecht 
beseitigen. erhalten werden könnten . Die Platz-
Neben der Berufsfeuerwehr und der verhältnisse waren sehr beengt. Eine 
Wasserschutzpolizei wurden auch Notbrücke mußte so gebaut werden, 
vom THW-Ortsverband Stuttgart daß der Neubau der Stahlbetonbrücke 
Kräfte der 1. Bergungsbereitschaft mit ihren Widerlagern nicht behindert 
tätig. In einem Nachteinsatz wurde werden würde. 
ein Großteil der aufgeschwemmten Der Ortsbeauftragte, Bauingenieur 
Fische in die Wehranlage der Jürgen Bäurle , erfuhr von diesem 
Neckarschleuse Stuttgart-Hofen Problem und schlug den Bau einer 
gedrängt, damit nicht der am Tage Baileybrücke vor. Der Vorschlag 
wieder einsetzende Schiffsbetrieb wurde vom Stadtbauamt aufgegriffen 
sie weiter talwärts treiben konnte. und dem Stadtrat vorgeschlagen . 
Zu diesem Zweck legte die Berufs- Dieser genehmigte den Bau der 
feuerwehr schräg vor der Schleusen- Baileybrücke nach vorheriger 
einfahrt einen Olstoppschlauch Debattierung der Möglichkeiten, eine 
aus, um das Eindringen von Fischen Behelfsbrücke aus Holz zu bauen, 
in den Schleusenbereich zu ver- wobei sich dann die Baileybrücke als 
hindern. Aufgabe des THW war es, die billigere und technisch einfachere 
aus Tonnen, Rundhölzern, Bohlen Lösung erwies. 
und Drahtgeflecht (Maschendraht aus Die weiteren Vorbereitungen für den 
Gerätesatz "MKW") einen ca. 35 m Brückenschlag wurden von Bauing. 
langen Schlängel zu bauen. Miletha vom Stadt bau amt vor-
Mit Unterstützung der Wasser- genommen. Er nahm mit dem Aus-
schutzpol izei wurde diese bewegliche bildungsleiter Aierstock des OV 
Sperre stromabwärts gezogen und 
die toten Fische in der eigentlichen 
Wehranlage eingegrenzt. Früh am 
Morgen konnten diese Kadaver 
sowie die bereits vor Ein satz des 
Schlängels mittels Köcher aus dem 
Wasser geholten und zum Abtransport 
in Leichtmetallmulden gesammelten 
toten Fische mit städt. LKW der 
Tierkörperbeseitigungsanstalt 
Kornwestheim zugeführt werden. 
Zur zügigen und sicheren Einsatz­
abwicklung trug mit bei, daß die 
Ausstattung der Bergungskräfte mit 
Schlauchbooten und Schwimmwesten 
sowie eines LKW für den 
Materialtransport seitens des THW 
unverzüglich möglich war. Ferner 
ist noch zu erwähnen, daß es sich als 
zweckmäßig erwies, wenn Angehörige 
des Bergungsdienstes in Zweit­
funktion auch Wasserdienstaufgaben 
wahrnehmen können und daher an 
entsprechenden Lehrgängen der 
Katastrophenschutzschule des Bundes 
in Hoya teilnehmen. 

Gerd Krüger 

Balley-Brückenbau 

Die doppelwandige, einstöckige 
Bailey-Brücke für 50 t Tragkraft_ 

Biberach/Riß Kontakt auf. Herr 
Aierstock hat die Befähigung zu m 
Bau von Baileybrücken und war 
schon am Bau von mehreren solcher 
Brücken beim Einsatz des THW in 
Tunesien beteiligt. Er stellte den 
Entwurf für eine einstöckige, 
doppelwandige Baileybrücke mit 
einer Tragkraft von 50 t und einer 
Stützweite von 21,50 m auf. Nach 
seinem Entwurf wurden dann die 
Brückenteile vom Land Baden­
Würltemberg durch die Stadt 
angernietet und mit dem städtischen 
LKW vom Gerätelager Achern nach 
Riedlingen an die Brückenstelle 
transportiert. 

Riedlingen. Die Holzbrücke zur 
Mühlinsel , einem Stadtviertel von 
Riedlingen, entsprach nicht mehr den 
heute auftretenden Verkehrslasten. 
So sah sich die Stadt gezwungen, 
eine neue Stahlbetonbrücke an der 
gleichen Stelle zu bauen. Dabei 
entstand das Problem, wie der 
Verkehr und die Versorgung der 

Zwischenzeitlich besorgte Aus­
bildungsleiter Aierstock einen Lehr­
film und einen Baileybrückenbaukasten 
im Maßstab 1 :10 von der US-Army 

• 

in Heilbronn. Anhand dieses Aus­
bildungsmaterials wurde an zwei 
Abenden der Brückenschlag durch-
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gesprochen und geübt. 
Am Samstag, 3. April, war es dann 
soweit. Bauingenieur Miletha hatte 
alles gut vorbereitet. So waren die 
Widerlager von der Stadt schon 
mit eigenen Kräften betoniert und 
die Brückenzufahrten auf die Höhe 
der Auflagerbänke bereits mit Kies 
aufgefüllt. Der Brückenschlag klappte 
fast uwie am Schnürchen ll

. Es waren 
ungefähr 30 Helfer aus den 
benachbarten Ortsverbänden 
Biberach und Riedlingen eingesetzt. 
Sie bewältigten den Brückenschlag 
ohne Brückenrampen , die später von 
der Stadt fertig gemacht wurden, in 
5 Stunden ohne Unfall. 
Infolge Platzmangels wurde auf den 
Bau von Gehwegen verzichtet, die 
sonst außen an den Hauptträgern auf 
ausragenden Querträgern aufliegend 
gebaut werden. 
Aufgrund seiner Erfahrungen ließ 
Ausbildungsleiter Aierstock noch ein 
Drahtgeflecht an der Innenseite der 
Hauptträger, die auch als Geländer 
dienen , anbringen, damit Kinder 
nicht durchfallen können. Diese 
Maßnahme erwies sich als 
unbedingt nötig, denn kaum war die 
Brücke fertig , wurde sie von Kindern 
gestürmt. 
Der Bau dieser Brücke fand bei der 
Bevölkerung Beachtung und Anerken­
nung. Auf Einladung des Orts­
verbandes fanden sich an der 
BrOckensteIle der Landesbeauftragte 
von Baden-Württemberg, der Landrat 
des Kreises Saulgau, der Bürger­
meister der Stadt Riedlingen sowie 
der Leiter des Kreiswehrersatzamtes 
Ravensburg ein. 
Trotz der Schwerarbeit, die ein 
Bailey-Brückenschlag nun einmal ist, 
waren die Helfer mit Begeisterung 
dabei, in der überzeugung, etwas 
Produktives geleistet und sich selber 
bestätigt zu haben. Die Stadt 
Riedlingen und damit die Steuer­
zahler konnten durch den Einsatz 
des Technischen Hilfswerks, nieder 
gegriffen, mehrere tausend Mark 
einsparen. 

{Bäurle} 

OY Rottenburg baut Fähr e 
für Fronleichnamsprozession 

Es ist beim OV Rottenburg schon zur 
Tradition geworden, daß anläßlich 
des Fronleichnamstages ein 
schwimmender Altar auf dem Neckar 
aufgebaut wird. 
Mittels LH-Pontons und dem ent­
sprechenden überbau wird eine 
Fähre gebaut, auf der dann der schön 
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geschmückte Altar montiert ist. 
Dabei wird einmal der OV immer 
wieder vor die Aufgabe gestellt, wie 
das Bauen der Fähre am zweck­
mäßigsten vorgenommen werden 
kann und zum anderen hat die 
gesamte Bevölkerung von Stadt und 
Umgebung Gelegenheit, die 
Leistungsfähigkeit des THW in 
Augenschein nehmen zu können. 
Also Ausbildung und Werbung in 
einem Faktor vereint. 

Technisches Hilfswerk 
baute Balley-Brücke 

Oberlingen. Das Technische Hilfs­
werk erstellte als technische Hilfe­
leistung für den Abwasserverband 
Überlingen eine Bailey-Brücke 
als Behelfsbrücke über die Seefelder 
Aach bei Oberuhldingen, Krs. Über­
lingen . 
Es handelte sich um eine Schnell­
baubrücke, die aus vorgefertigten 
Stahlbauteilen uferseitig in ihrer 
ganzen Länge auf einer Rollenbahn 
montiert und anschließend über das 

• 

G ewässer geschoben wurde. Brücken 
dieser Art hat das THW bereits für 
verschiedene Gemeinden und 
andere Bedarfsträger in Baden­
Württemberg sowie beim Kata­
stropheneinsatz in Tunesien im 
Frühjahr 1970 gebaut. 
Die Brücke hat eine Länge von 
33,59 m freitragend , eine Fahrbahn­
breite von 3,30 m und eine Trag­
fähigkeit von 24 t. Das Eigengewicht 
beträgt 40 t. Sie wurde am Samstag­
morgen erstellt. Spätnachmittags 
konnte die Belastungsprobe erfolg­
reich durchgefUhrt werden. Insgesamt 
gelangten 60 THW-Helfer des 
Ortsverbandes Überlingen mit Stütz­
punkt Salem, verstärk t durch 
THW-Helfer aus Friedrichshafen 
und Stockach, zum Einsatz. 
Persönlichkeiten aus Politik und 
Wirtschaft erwiesen sich als inter­
essierte Zuschauer, unter ihnen der 
Landrat des Kreises überlingen, 
der Bürgermeister von überlingen 
und der umliegenden Gemeinden. 
Auch französische Nachbarn waren 
anwesend. 

(Gerhard Schrader) 



3. 
3.4. Form, Gestaltung und Ausführung 

von Deichbauten 

(1) Deichprofile 
(3D) Aufbau und Bauausführung der verschiedenen 
Deiche sind im wesentlichen gleich. In den Mün­
dungen großer Ströme gehen See- und Strom­
deiche ineinander Ober. 

Abb. 7 

Älterer Seedeich 

(31) Auf der Außenböschung eines Seedeichs sol­
len Sturmflutwellen auf laufen, ermüden, auslaufen 
und umkehren, bevor sie die Deichkrone erreichen. 

, Abb.8 

Neuer Seedeich 

Die Breite der Dammsohle kann be i Seedeichen neuester 
Bauart weit mehr als 100 m betragen 

Strom- und Flußdeiche dagegen sollen Höchst­
wasserständen standhalten. Sie sind im allgemei­
nen Wind und Wellenschlag nicht in gleichem 
Maße ausgesetzt wie Seedeiche. Besondere Auf­
gabensteIlung und unterschiedliche Beanspruchung 
bedingen voneinander abweichende Neigungswin­
kel der Außenböschungen. 
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3. 
sind. Diese müssen mit einer Innenentwässerung 
versehen werden, um anfallendes Spalt- und Sik· 
kerwasser aus dem Deichkörper herauszuleiten 
und dadurch das Aufkommen eines hydrostatischen 
Oberdrucks (Wasserstaudrucks) auszuschalten. 

VorderfuBfilter 

(46) Bei Böschungsfußfiltern werden Obergänge 
zwischen Kleidecke und Filter mit Schotter und 
Asphaltmastix ausgebildet. 

(5) Obergänge zwischen verschiedenen Baustoffen 
(47J Nahtstellen zweier verschiedener Baustoffe 
bilden in nahezu allen Fällen besondere Gefahren­
quellen. Sie bedürfen daher groBer Aufmerksam­
keit bei der Planung, Bauausführung und Instand­
haltung einer Deichanlage. 

(481 Bei Natur- und Kunststeinabdeckungen finden 
Asphaltverguß und Kunststoff-Folien (-Bänder) 
Verwendung. 

Anschlüsse von Kleiabdeckungen an feste Beläge 
sind stets problematisch. Ihre Herstellung bedarf 
größter Sorgfalt. 
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3. 
3.2. Anforderungen an Deiche 

[271 Die hohen Ansprüche, die an die moderne 
Deichbautechnik gestellt werden, lassen sich in 
wenigen Sätzen zusammenfassen. Sie lauten: 

Deiche müssen in der Lage sein, den höchsten 
zu erwartenden Wasserständen standzuhalten. 
Kann ein überströmen der Deiche nicht ver­
hindert werden, so muß versucht werden, ent­
stehende Schäden auf ein Mindestmaß zu be­
schränken. 
Deiche müssen leicht zugänglich sein, damit 
Deichverte idigungskräfte und Sicherungsmate­
rial ungehindert herangeführt werden können 
und eine wirksame Abwehr gewä.hrleistet ist. 

(28J Um diese Forderungen zu erfüllen, müssen 
zahlreiche Faktoren berücksichtigt werden, die bei 
der Errichtung neuzeitlicher Anlagen eine Rolle 
zu spielen haben, da BauausfDhrung und Ausstat­
tung der Deiche sowie die Führung der Deichlinie 
von ihnen entscheidend beeinflußt werden. 
Erhaltene alte Deiche, die in das Verteidigungs­
system einbezogen bleiben, müssen diesen Erfor­
dernissen angepaßt werden, damit auch sie erhöh­
ten Ansprüchen genOgen. 

3.3 Einflüsse und Einwirkungen auf Gestaltung und 
Ausführung von Deichbauten 

[291 Neben Wasser in seinen vielfältigen Erschei­
nungsformen und wechselnden Temperaturen üben 
vor allem Chemikalien, eine Reihe organischer 
Stoffe und Lebewesen eine zerstörende Wirkung 
auf den Deichkörper aus. 
Der enge Zusammenhang zwischen den häufigsten 
Schadensursachen und der möglichen Auswirkung 
von Schäden auf die Deichsubstanz einerseits 
sowie den zu treffenden Maßnahmen und Vorkeh­
rungen zu ihrer Erhaltung andererseits ist in der 
Grafik Abb. 6 dargestellt. 
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3. 

Abb. ' ... -----, . ~ ~... ~ : 
-------1-------------------- --------~-1 " ___ c o .Jg.., , 

Strom- oder FluBdeich 

(32J Die Neigung der Außenböschung eines See­
deichs beträgt an seinem Fuß etwa 1 :20, sodann 
1 :10, im Mittelfeld 1:8 und im oberen Feld 1:5 
(vgl. Abb. 7 und 8). 

Die Außenböschungen von Strom- und Flußdeichen 
weisen im mittleren Feld eine Neigung von etwa 
1:4 und im Kronenbereich von etwa 1:3 auf (vgl. 
Abb.9). 

Die genannten Werte stellen jedoch Mittelwerte 
dar, in der Praxis sind auch Zwischenwerte anzu­
treffen. 

Abb.10 

~~I ___ ""' ___ !!I!!_ i!JiI'_' _!1!! __ ~_" ______ ::~~~~J! j 
c OSJ.,o _ _ ~ . , 

Zum Vergleich : Sommerdeich 

(33] Die Neigung der Innenböschungen aller Deich­
arten bewegt sich im allgemeinen zwischen den 
Werten 1:2 und 1 :3. 

Steilere Neigungen machen den Deich anfällig 
gegen Oberströmungen. Sie führen zu einer Schwä­
chung besonders im oberen Kronenbereich, so daß 
schon bei geringer Belastung Deichbrüche die 
Folge sein können. 
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3. 
größere Schäden, Ausspülungen am Deich oder 
gar DeichbrUche zu vermeiden. Schäden im As­
phaltbelag können durch Einwirkung von innen und 
von außen verursacht werden. 

(40) Schäden durch äußere Einwirkung werden vor­
nehmlich durch Treibgut, Wasserfahrzeuge, Ein­
treiben von Bolzen und Ankern in die Böschung 
Viehtrieb sowie durch artfremde Benutzung de~ 
Deichs (Badebetrieb) hervorgerufen. 

[41) Schäden durch Einwirkung von innen können 
ents tehen, wenn Deiche mit Sandkern auf undurch­
lässigem Untergrund aufgefOhrt und mit Asphalt 
abgedeckt sind. In solchen Fällen wird die Asphalt­
decke infolge des hydrostatischen Oberdrucks 
Spannungen von innen ausgesetzt, die zu AufbrU­
chen fOhren können, wenn keine leistungsfähige 
Innenentwässerung vorhanden ist. 

(42) Deichabschnitte, die durch Eisschub bedroht 
sind, deckt man bis zur Höhe der mutmaßlichen 
Höchstwasserstände mit Beton-Formsteinen oder 
mit Packungen aus Naturstein ab. 

(4) Deichentwässerung 
(431 Wesentl ichste Aufgabe einer Oeichentwässe· 
rung ist die Ausschaltung jeglichen hydrostatischen 
überdrucks im Deichkörper. Hierzu mUssen Kapil­
larwasser und Sickerwasser im Deichkörper mög­
lichst schnel l an den äußeren Wasserstand ange­
glichen werden. 

[441 Die in den Deich gelegten Drainagen entwäs­
sern in binnendeichs angelegte Gräben. Ihre Aus­
läufe si~d ~te ts oHenzuhalten. Außendeichs ange­
legte KIesfilter können den Druckausgleich be­
schleunigen. 

(451 Besonders wichtig ist eine Entwässerung von 
Deichen mit Sandkern, die auf undurchlässigen 
oder gemischt durchlässigem Baugrund errichtet 
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3. 
(2) Deichbaustoffe 

[34) HauptbaustoHe für Deichkörper sind Klei­
oder Marschboden und Sand. Da für den Deichbau 
geeignete Kleiböden infolge fortschreitender Bo­
dennutzung immer seltener zu finden sind, gewinnt 
di.e Sand bauweise zusehends an Bedeutung. Sie 
Wird begünstigt auch durch den Zeitdruck unter 
welchem in den meisten Fällen Deiche ~rstellt 
werden müssen. 

(35) Um den Sandkörper vor äußeren Einwirkungen 
zu schützen, wird er mit einer Kleischicht abge­
deckt, die wiederum mit einer Rasendecke ver­
sehen wi rd . Neuerdings gibt man Deichen in be­
sonders gefährdeten Strecken auch eine feste 
Außenhaut, indem man sie mit Asphalt befestigt. 

(3) Deichbefestigungen 
(361 Abdeckungen aus Kleiboden sind auf den 
Außenböschungen mindestens 1,30 m und auf den 
Innenböschungen 1,00 m stark (vgl. Abb. 12 bis 15). 

(37) Neu erbaute Deiche, die stärkerem Wellen­
schlag ausgesetzt sind und schnell Schutz bieten 
sollen, erhalten wasserseits und im Kronenbereich 
sowie im oberen Feld der Innenböschung Asphalt­
decken. 

Ihre restliche Fläche wird mit einer Kleidecke von 
ca. 1,00 m Stärke wie bei Körpern mit beiderseiti­
ger Kleiabdeckung versehen (vgl. auch Abb. 2). 

(38) Oie Stärke von Asphaltabdeckungen ist varia­
bel und hängt von den zu erwartenden inneren und 
~uBeren Kr~ften und ihrer Auswirkung ab. Am 
a~ßeren Deichfuß bet rägt sie 0,40 bis 0,60 m, um 
Sich zur Krone hin auf etwa 010 bis 020 m zu 
verjüngen. I , 

(39J Asphaltdecken müssen ständig in einem ein­
~an~!n:ien Zustand ~ehalten werden. Selbst ge­
nngfuglge Schäden sind sofort zu beseitigen, um 

22 



4. 
4. Anlagen im und Im Deich 

4.1 . Ooichschert. 
[53) Deichscharten sind öffnungen oder Durchfahr­
ten im Deich, welche bei Hochwassergefahr mittels 
doppelter Bohlwände (sog. Dammbalkenverschlüs­
se) oder mit Hilfe von Sternmtoren geschlossen 
werden. 

Die Bohlen werden in Schlitze, die in das seitliche 
Mauerwerk oder in $pundwände eingelassen sind 
eingesetzt. Der Zwischenraum zwischen den Boh~ 
lenwänden wird lagenweise mit FlllIstoffen - be­
sonders eignet sich Dung - gefOIit. Die FOllstoffe 
,,!,erde.n fest eingestampft. Ist geeigneteres Mate­
nal nicht vorhanden, so können zum Füllen auch 
bindige Böden, z. B. Sand· / Torfmull- oder Sand- I 
Schlackengemische, verwendet werden. 

1541 Einbauteile wie Mauerwerk o. ä. mUssen wäh­
rend eines Hochwassers ständig auf Umläufigkeit 
beobachtet werden. Wasseraustritt hinter dem 
Mauerwerk ist unverzüglich ZU unterbinden. Es 
können nämlich dadurch gefährliche Deichbeschädi­
gungen hervorgerufen werden, die zu Deichbrüchen 
führen. 

4.2. Oeichüberfehrten 
)55) DeichOberfahrten - auch Rampen oder SIegel 
genannt - werden auf den Deichkörper aufj:lesetzt 
und mit einer geschlossenen Decke befestigt. 
Durch eine ausreichende Befestij:lung wird vermie­
den, daß während der Schlechtwetterperiode Spur­
rillen entstehen, die bald die Struktur des Deichs 
zerstören und schwere Schäden verursachen wenn 
Wasser Oberschlägt. • 

4.3. Siele 
[561 Siele dienen der Entwässerung des Deich­
hinterlandes. Ihre VerschlUsse (Tore) sind bei 
kleinen Sielen zumeist selbsttätig arbeitende 
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5. 
[651 Neben der Regulierung des Fahrwassers ha­
ben Buhnen vor allem die Aufgabe, das Anlanden 
von Sinkstoffen zu fördern sowie Vorland und 
Deichfuß zu schützen. Sie sind somit ein wichtiQer 
Bestandteil der Deichsicherung. In der Regel kön­
nen Buhnen ohne zwingenden Zeitdruck gebaut 
werden. 

[66] Buhnen fOhren je nach Zweck und Art ihrer 
Anordnung die Bezeichnung 

Schutz-Buhne zum Schutz des Ufers 

Fang- oder 
Verlandbuhne 

Trenn- oder 
Leitbuhne 

zur Förderung der Anlan~ 
dung von Sinkstoffen 

zur Regulierung der Ein~ 
mündunSl von Nebenflüssen 
in HauptflOsse 

161) Buhnen können als Steindämme, Faschinen­
dämme oder als Fangdä.mme mit einer Stein- oder 
KiesfOllung - bisweilen auch aus geeignetem Er­
satzmaterial, z. B. mit Hilfe von Kunststoff teilen -
gebaut werden. In den einzelnen Küstenabschnit­
ten haben sich daher unterschiedliche Methoden 
im Buhnenbau entwickelt. 

(68) Buhnenquerschnitt und Materialwahl hänSlen 
ab von der Bodenbesdlaffenheit, dem Wasser­
an~riff und der Einwirkung von Fremdkörpern 
(Geschiebe, Treibholz, Eis). 

1691 Den Standort jeder einzelnen Buhne ordnet 
die fOr den Bereich zuständige Behörde 0f'Iasser­
wirtschaftsamt, Wasser- und Schiffahrtsamt) an, 
wobei sie zugleich den Buhnenquerschnitt festzu­
legen und das zu verwendende Material zu be­
stimmen hat. Auch private Anlieger sind hinsicht­
lich des Buhnenbaus den behördlichen Entschei­
dungen und Weisungen unterworfen. 
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3. 
(6) Deichverteidigungsstraßen 
[49] Deidwerteidigungsstra6en(-wege) werden hin­
ter den Deichen angelegt. Sie sollen nach Mög­
lichkeit Gegenverkehr zulassen und die Lagerung 
von Deichverteidigungsmaterial gestatten. Häufig 
werden Deichverteidigungsstraßen für den öffent­
lichen Verkehr freigegeben. Sie müssen dann ent­
sprechend befestigt sein. 

Abb. 12 

'I--I'-"'~-~---
Sand lkItergu"d ~ 

DeichverteidigungsstraBe 

(SO] Ein befestigter und etwa 2,50 m breiter Strei­
fen - ein sog . Materialbankett - dient zur Lage­
rung von Deichverteidigungsmaterial. Der Streifen 
kann auf einer oder auf beiden Seiten der Straße 
angelegt sein. Es gibt Abschnitte, in welchen ein 
solcher Streifen fehlt, wenn die Zuführung des 
Verteidigungsmaterials aus einem Lager in der 
Nähe erfolgen soll. 

(51] Die Oberkante einer Deichverteidigungsstraße 
liegt mindestens 1,00 m Ober Gelände. Im Zuge 
der Verstärkung alter Deiche wird sie häufig auf 
Höhe der ehemaligen De ichkrone gefOhrt, um eine 
vorhandene Straße in die erneuerte Anlage einzu­
beziehen (vgl. Abb. 12). 
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4. 
Stemmtare oder Klappen, welche sich je nach 
überdruck von innen oder außen schließen. Große 
Siele werden von Hand oder maschinell durch 
Schütze verschiedener Bauart verschlossen. 

4.4. Sonstige Einbauten 
157) Da Flut- und Hochwasserschutzanlagen in 
Häfen und in Städten vom Verkehrs- und Wirt­
schaftsleben nicht zu trennen sind, lassen sich 
Einbauten im Deich, z. 8 . Treppen, nicht immer 
vermeiden. Ihre Zahl muß jedoch 81Jf ein Mindest­
maß beschränkt bleiben. 

Einbauten, auf die nicht verzichtet werden kann 
werden entweder so fest verankert, daß sie bei 
Gefahr an Ort und Stelle verbleiben können, oder 
so angelegt, daß die mUhelos entfernt werden 
können, ohne in der Oeidlabdeckung gefährlidle 
Wunden zu hinterlassen. 

4.5. Schöpfwerke 
158) Schöpfwerke sind Pumpenanlagen zur Ent­
wässerung gröBerer eingedeichter Ländereien 
(Polder, Köge). 

Schöpfwerk 

Sie heben das Wasser aus einem System von 
Gräben und Kanälen Ober bzw. durch den Deich 
in den Fluß oder in das freie Meer. 
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3. 
(7) Befestigungsarten von Deichböschungen 
(52) In die Oberleg ungen, die vor Einleitung von 
Maßnahmen zur Abwehr von Stu rmflut- und Hoch­
wassergefahren anzustellen sind, muß die Befesti­
gungsart der bedrohten Deichböschung mit ein­
bezogen werden. Typische Querschnitte zeigen die 
Abb. 13 bis 16 (vg l. hierzu auch unter 2. und 
3.4. (3)). 

Abb.13 

Kleideich mit Fußsicherung 
aus Steinschotter 

Eine Enlwlsserung (Drainage) kann in Kleideichen entfallen 

Abb.14 

Abb.15 

~ Y~::~J, 
"""­

Sanddeich mit Kleiabdeckung und 
angehobenem Deichvorfuß aus Klei 

~ ~~ !' ~;n .. ~. 
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4. 

Sanddeich mit Kleiabdeckung und 
DeichvorfuBsicherung aus Formstein 

oder SchoHer 

In den Abbildungen 13 bis 15 ist der bei Kleiabdeckungen 
obliche Grasbewuchs nicht dargeste llt 
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4.5. Sperrwerke 
(59J Kreuzungen von sch iffbaren Wasserläufen mit 
Deichen werden durch Sperrwerke mit Schleusen 
gesichert. 

Oie Funktion eines Sperrwerks kann mit der eines 
Siels (vgl. 4.3.) verglichen werden. Bei Erreichen 
eines festgelegten Wasserstandes wird das Werk 
geschlossen. Sein Verschluß besteht in der Regel 
aus zwei unabhäng ig voneinander arbeitenden 
Schleusentoren (Stemmtoren), Segmentschützen 
oder seitlich ausfahrbaren Toren. 

Abb.18 

Sperrwerk 

1601 Je nach Lage und Größe des Sperrwerks 
werden Fahr- oder FußgängerbrOcken über das 
Bauwerk geführt. Es handelt sich dabei Oberwie­
gend um bewegliche Brücken, um der Schiffahrt 
eine unbeschränkte Durchfahrtshöhe zu gewähr­
leisten. 

[61] Deichverteidigungsstraßen werden, soweit sie 
nicht ohnehin an oder auf der Deichkrone liegen, 
im Bereich eines Sperrwerks au f die Deichkrone 
hinaufgezogen. 
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Abb.16 

iL 
~ 

Sanddeich mit Asphalt-Beton-Abdeckung 
und besonderer FuBsicherung bei Ent­

wässerung zur Wasserseite 
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5. Deichsicherungsbauten 

3_ 

5. 

[621 Unter den sog. Leitwerken, die zur Sicherung 
von KOsten-. Ufer- und Hochwasserschutzanlagen 
errichtet werden, nehmen Buhnen den ersten Platz 
ein. Andere Sicherungsbauten sind in ihrer Kon­
struktion und ihrer Funktion Buhnen gleich oder 
ähnlich, so daß hier lediglich die üblichen Buhnen­
arten und ihre Baumethoden besprochen werden 
sollen. 

(631 Buhnen, auch Abweiser, Kribben. Schlechten, 
Staken, Schlengen oder Höfte genannt, sind mi t 
dem Ufer verbunden und verlaufen in fließenden 
Gewässern meistens gegen den Strom geneigt. 

(64} Sollen Buhnen zur Verbindung von Uferleit­
werken dienen, so werden sie als Ouerdämme 
parallel zum Flußufer aufgeführt. 

Buhne 
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worn", uno oLormOlenST @ 

Hans Frhr. v. Neubeck 

Der Wamdienst alar.niert 
Auslösen der Warnung 

Von diesem Pult aus können Tausende von Sirenen gleichzeitig in Betrieb 
gesetzt werden. 

Am Mittwoch, 29. September, um 
10 Uhr werden sämtliche betriebsbe­
reiten Sirenen zum halbjährlichen 
Probe betrieb der Alarmgeräte aufheu­
len. Dies soll Anlaß sein, einiges 
Wesentliche über die Alarmierung der 
Bevölkerung durch den Warndienst 
auszuführen. 
Wie im ersten Beitrag über den 
Warndienst bereits erwähnt wurde, 
bedient sich dieser Dienst für die 
öffentliche Alarmierung bei drohender 
Gefahr vor allem ortsfester Alarm­
geräte. Dabei handelt es sich über­
wiegend um elektrisch betriebene 
Sirenen einheitlicher Bauart. Daneben 
finden in zunehmendemMaße die 
wesentlich lautstärkeren Hochlei­
stungssirenen Verwendung , die mit 
Preßluft betrieben werden. Die Wahl 

der Sirenenart ist Teil der Planung 
durch die Gemeinden, die dabei vom 
Warndienst unterstützt werden. 

Rasche Reaktion 
Zur Alarmierung der Bevölkerung 
sind auch in den meisten Nachbar­
staaten in erster Linie Sirenen vor­
gesehen. Dort können die Sirenen­
signale jedoch jeweils nur für kleinere 
Bereiche ausgelöst werden. Dem­
gegenüber ist es in der Bundesre­
publik möglich, alle Sirenen eines 
gesamten Warngebietes, z. B. derzeit 
8300 Sirenen in Baden-Württemberg, 
durch Betätigung nur einer Drucktaste 
im zuständigen Warnamt in Betrieb zu 
setzen. In Anbetracht der Weiterent­
wicklung der Waffentechn ik und ins­
besondere der heute erreichbaren 

Fluggeschwindigkeiten ist es auch 
erforderlich, rasch weiträumig alar­
mieren zu können. Es sei nur daran 
erinnert, daß Flugzeuge bei einfacher 
Schallgeschwindigkeit in fünf Minuten 
100 km zurücklegen. 
Eine Alarmierung durch den Warn­
dienst kann auch im Frieden notwen­
dig werden, wenn es gilt , die Bevöl­
kerung vor Katastrophen mit weit­
reichender Auswirkung - etwa über­
raschend einsetzende Sturmflut oder 
Hochwasser - rasch zu warnen . 
Hierbe i sei erwähnt, daß selbst in 
kleinsten Orten Sirenen aufgebaut 
werden , da die Gefährdung der 
Bevölkerung überall gleich groß sein 
kann. 

70000 km Leitung 

In welcher Weise wird nun im Be­
darfsfall die Vielzahl der Sirenen zum 
Aufheulen gebracht? 
Ihre Auslösung (Steuerung) erfolgt 
über besondere zu einem Warnnetz 
geschaltete Fernsprechleitungen. 
Ihre Gesamtlänge im Bundesgebiet 
beträgt fast 70000 km. Sie führen von 
den Warnämtern über Knotenämter 
bis zu den Warngestellen in den 
Fernsprechvermittlungsstellen der 
Bundespost und von dort bis zu den 
Schaltschränken der einzelnen Sire­
nen. Die Sirenen werden also nur 
über Drahtverbindungen in Betrieb 
gesetzt. Es wäre wünschenswert, die 
Auslösung auch über Funk vornehmen 
zu können . Dies bedeutete jedoch 
einen sehr großen Mehraufwand für 
die Einrichtung und ständige Wartung 
der erforderlichen Sende- und 
Empfangsgeräte und würde die Ge­
fahr zahlreicher Fehlalarme durch 
technische und andere Störungen in 
sich schließen , so daß von einer 
Ueberlagerung durch Funk bis auf 
we iteres abgesehen werden muß. 

Begrenzte Alarmierung 
Im Rege lfall werden die Alarmgeräte 
im Warnamt für das gesamte zu­
gehörige Warngebiet oder für größere 
Teile desselben, die sog. Warngrup­
pen, ausgelöst. Die Warngruppen 
entsprechen in ihrer Ausdehnung 
etwa den Regierungs- bzw. Verwal­
tungsbezirken der Länder. Neben 
dieser großräumigen Auslösung durch 
das Warn amt kann jedoch auch eine 
sog. örtlich zentrale, d. h. klein-
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räumige Auslösung - z. B. für den 
Bereich eines oder mehrerer Fern­
sprechortsnetze - durch den ört­
lichen Zivilschutzleiter erfolgen. Dies 
hat besondere Bedeutung, wenn die 
Gefahren nur in bestimmten, regional 
begrenzten Bereichen drohen und 
deshalb eine Alarmierung vom Warn­
amt aus ein zu großes Gebiet erfas­
sen würde. Solche Fälle sind ins­
besondere bei einem Einsatz von 
A-, B· oder C-Waffen denkbar. Für 
diese örtlich zentrale Auslösung der 

~. SIrenensignale Im Frieden 

FEUERALARM 

b) wenn die überörtlichen Steuer­
einrichtungen versagen, 
c) wenn Angriffe ört lich erkannt wer­
den und noch keine Alarmie rung durch 
das Warn amt erfolgt ist. 
Bei Stromausfall und anderen Schä­
den werden fahrbare ggf. behelfs­
mäßige Alarmgeräte (Lautsprecher, 
Typhone, Fabrik-Dampfpfeifen usw.) 
eingesetzt. 
Im Verteidigungsfall werden mit orts· 
festen und fahrbaren Alarmgeräten 
die in der Abbildung grafisch darge-

zur Alarmierung der Feuerwehr bei Bränden und Unglücksfällen - - -2 X unterbrochener Dauerton von 1 Minute 

KATASTROPHENALARM 

zur Alarmierung des KatAstrophenschutzes und zur Warnung der Bevölkerung bei 
Sturmßutgefahren, Groß- und Flächenbränden, Reaktorunfällen u. dgl. - - -2 X unterbrochener Dauerton von t Minute, nech einer Pause von 12 Sekunden 
1 Minute Dauerton 

B. SIrenensignale Im Verteidigungslall 

LUPTALARM 

Unmittelbare Gefahr von Luftangriffen oder Fernwaffenbeschuß 

1 Minute Heulton 

ABC-ALARM 

Unmittelbare Gefahr von radioaktiven Niederschlägen, biologischen oder 
chemischen Kampfmitteln 

2 X unterbrochener Heulton von 1 Minute Dauer, nach einer Pause von 30 Sekun­
den nochmals 2 X unterbrodIener Heulton von 1 Minute Dauer 

ENTWARNUNG 
Ende der unmittelbaren Gefahr 

1 Minute Dauerton 

Sirenen stehen besondere Auslös­
einrichtungen, sog. Ferntastgeräte, zur 
Verfügung ; sie werden bei örtlichen 
Zivilschutzleitern eingerichtet und an 
das Warn amt angeschlossen. Nach 
der Verwaltungsvorschrift für den ört­
lichen Alarmdienst (VwV-Alarmdienst) 
muß der örtliche Zivilschutzleiter in 
folgenden Fällen - gewissermaßen 
als "verlängerter Arm des Warn­
amtes U 

- die Auslösung der Sirenen 
selbst vornehmen: 
a) Wenn das Warn amt den örtlichen 
Zivilschutzleiter dazu auffordert, 
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stellten Sirenensignale für 
- Luftalarm 
- ABC-Alarm und 
- Entwarnung 
gegeben. Im Frieden können die 
Alarmgeräte durch die Gemeinden 
auch fü r die Feuerwehr und den 
Katastrophenschutz mitbenutzt wer­
den. Im Spannungsfall und im Vertei­
digungsfall dürfen Sirenensignale im 
allgemeinen nur für Zivilschutzzwecke 
ausgelöst werden. Im Frieden finden 
folgende, ebenfalls in der Abbildung 
dargestellte Signale Verwendung : 

- Feueralarm 
- Katastrophenalarm. 
Des weiteren können im Frieden 
einzelne Al armgeräte zur Abgabe der 
bekannten Zeit- oder Pausenzeichen 
(jeweils 12 sec. Dauerton) verwendet 
werden. 
Wie aus der Gegenüberstellung der 
Signale für den Frieden und den 
Verteidigungsfall ersichtlich , wird 
der besonders auffallende Heulton 
nur bei Gefahren im Verteidigungsfall 
verwendet. Dies gilt auch für die 
Sirenensignale in den NATO-Nach­
barstaaten der Bundesrepublik , die 
zum Teil denen in unserem Lande 
entsprechen. 
Ober die Planung der Standorte für 
die Sirenen und die Technik der 
Alarmgeräte im einzelnen soll 
noch besonders berichtet werden . 

Der zweite Weg 

Neben der Alarmierung der öffent­
lichkeit durch Sirenen ist auch eine 
ergänzende Alarmierung über den 
Rundfunk vorgesehen. Alle Alar· 
mierungen und Entwarnungen wer­
den daher mit kurzen Durchsagen 
des Warndienstes über die jeweils in 
Betracht kommenden Rundfunksender 
bekanntgegeben. Sendungen müs­
sen dafUr ggf. mit der einleitenden 
Ansage . Achtung, Achtung, der Warn­
dienst gibt bekannt .. . " kurzfristig 
unterbrochen werden. Um dies zu 
ermöglichen , sind unmittelbare 
Fernm eldeverbindungen zwischen 
dem Warndienst und dem Rundfunk 
vorgesehen. Der Alarmierung über 
den Rundfunk kommt dort besondere 
Bedeutung zu , wo noch keine aus­
reichende Anzahl von Sirenen aufge­
baut ist oder wo eine Alarmierung 
mit Sirenen im Verteidigungsfall auf· 
grund technischer oder anderer Schä­
den nicht mehr möglich ist. 
Wie aus den vorstehenden Aus­
führungen ersichtlich, stehen zur Alar­
mierung der Bevölkerung also zwei 
wesentliche Mittel zur Verfügung: 
Sirenen und Rundfunk. Sie ergänzen 
sich. Ihr Einsatz bedarf rascher, aber 
umsichtiger Handhabung durch den 
Warn- und Alarmdienst. Neben der 
öffentlichen Al armierung und Entwar­
nung obliegt dem Warndienst in 
einem Verteidigungsfall indes noch 
eine weitere wesentliche Aufgabe : 
er muß Behörden und Betriebe , die 
lebens- und verteidigungswichtige 
Aufgaben zu erfüllen haben, ständig 
über die Gefahrenlage in ihrem Ge­
biet unterrichten . Darüber 
soll in einem nächsten Beitrag 
berichtet werden. 



OKTuelle 
nOCHriCHTen 

Quecksilber - tödliche Gefahr 
In Nahrungsmitteln 

AusbIldungsveranstaltungen 
des Bundesamtes für zivilen 
Bevölkerungsschutz 

Im 2. Halbjahr 1971 fuhrt das 
Bundesamt tur zivilen Bevölkerungs­
schutz folgende Ausbildungs­
veranstaltungen durch : 
1. Zivilschutz - Grundlehrgänge tur 
Bedienstete, die im Auftrage der 
Hauptverwaltungsbeamten in 
verantwortlicher Stellung für den 
Zivilschutz tätig sind, 
vom 21 . - 24. September 1971 
vom 5. - 8. Oktober 1971 
vom 26. - 29. Oktober 1971 
vom 23. - 26. November 1971 und 

Die Food and Drug Adm inistration vom 7. _ 10. Dezember 1971 
(FDA) in den USA hat sich nach ersten 2. Zivilschutz - Lehrgänge 
alarmierenden Meldungen über einen für beamtete und angestellte 
zu hohen Quecksilbergehalt in Fisch- Tierärzte der Landkreise und 
konserven eingeschaltet und einige kreisfreien Städte ; der Veterinär-
Millionen Büchsen Thunfisch sowie den untersuchungsanstalten ; der 
größten Teil aller gefrorenen Schwert- Tiergesundheitsämter; der Veterinär-
fischfilets aus dem Handel gezogen. ämter und der Schlachthöfe sowie für 
Quecksilber, ein anorganisches amtl ich bestellte Fleischbeschau-
Element, ist normalerweise nicht tierärzte 
löslich, darum bestanden auch keine vom 19. - 22. Oktober 1971 
Bedenken, es mit den Abwässern in vom 9. -12. November 1971 
die Flüsse und damit in Seen und von 30. Nov. - 3. Dez. 1971 
Meere zu leiten. Erst jetzt haben vom 14. -17. Dezember 1971 
Wissenschaftler entdeckt, daß 3. Planungsseminare "Baulicher 
bestimmte Bakterien das anorganische Zivilschutz" (Grundseminare) für 
Quecksilber in eine organische, leitende Bedienstete kommunaler und 
lösliche und sehr giftige Quecksilber- staatlicher Bauverwaltungen, der 
methyl-Verbindung überführen können. Bauaufsichts- und Baugenehmigungs­
In der Kettenreaktion des Gefressen- behörden sowie Dozenten an 
werdens der Kleineren durch die Staatsbauschulen u. a. 
Großen kommt es dann zu einem vom 5. - 8. Oktober 1971 
raschen Anwachsen der Quecksilber- vom 26. - 29. Oktober 1971 
konzentration innerhalb einer solchen vom 23. - 26. November 1971 und 
Nahrungskette. vom 7. - 10. Dezember 1971 
Regelmäßiger Genuß von Fischen mit Auch freischaffende Architekten , 
einem zu hohen Quecksilbergehalt Bauingenieure, Baumeister, beratende 
kann bei Menschen verhängnisvolle Ingenieure und leitende Bedienstete 
Folgen haben. Bereits zehn Milligramm ' von Wohnungsbau- und Siedlungs-
Quecksilber pro Kilogramm Nahrung gesellschaften sind zugelassen. 
können beim Menschen Hirn- Die Einladungen sind bereits an die 
schädigungen hervorrufen. Das jeweils beteiligten Länder und 
Quecksilber lagert sich hauptsächlich Behörden und an die Verbände und 
im Hirn ab und zerstört hier die Gesellschaften ergangen. 
Gewebe. Die Folgen sind Taubheit, 
Blindheit, Zuckungen und Krämpfe, 
Bewußtlosigkeit , auch geistige 
Störungen. Mit Quecksilber 
verschmutzte Gewässer lassen sich 
kaum noch reinigen, beispielsweise ist 
der St.-Clair-See in den USA so stark 
verseucht, daß nach Meinung der 
Wissenschaftler es mindestens 1000 
Jahre dauern wird , bis man wieder 
Fische aus diesem Gewässer essen 
kann. 
Nach jüngsten Pressemeldungen sind 
an der niederländischen Küste tote 
Seehunde angeschwemmt worden , 
die an Quecksilbervergiftung einge­
gangen sind. 

Mehr Sicherheit gegen Unfälle 
Im häuslichen Bereich 

Ober 11 000 Menschen sterben jährlich 
in der Bundesrepublik nach Unfällen 
im Hause. Nach einer demoskopischen 
Erhebung ereignen sich in Westberlin 
und in der Bundesrepublik Deutschland 
jährlich in den Haushalten mindestens 
2 Millionen Unfälle verschiedenster 
Art. Stürze stehen als häufigste 
Unfallursache an der Spitze der Skala, 
es folgen Schnitt- und Stich­
verletzungen und danach 
Verbrennungen und Verbrühungen. 

In der Häufigkeit der Todesfälle 
folgen nach dem Tod durch Sturz­
verletzungen die Todesfälle durch 
Verbrennungen und Verbrühungen, 
von denen besonders Kinder in einem 
erschreckend hohen Anteil betroffen 
werden. Kinderunfälle im Hause 
machen ein Viertel der Unfallzahlen, 
also eine halbe Million, aus. 
In etwa 83 'I, aller Fälle ist bei 
Unfällen im Hause menschliches 
Versagen - Unachtsamkeit, 
Leichtsinn und Unkenntnis der 
möglichen Gefahren - die Ursache. 
43 ' I, aller häuslichen Unfälle haben 
Arbeitsunfähigkeit zur Folge, davon 
tritt in 22 'I, der Fälle eine Arbeits­
unfähigkeit von mehr als 2 Wochen ein . 
Die Aktion nOas sichere Haus" B.V., 
München, hat einen Fragebogen 
entwickelt, mit dessen Hilfe jeder 
Bürger die Sicherheit in seinem 
häuslichen Bereich selbst testen kann. 
Die Untergruppierungen beziehen 
sich auf die Bausicherheit, den 
Feuerschutz, die Sicherheit der Strom­
versorgung , die Sicherheit der Gas­
versorgung, die Betriebssicherheit 
von Haushaltmaschinen und -geräten 
und das Verhalten der Hausbewohner 
selbst. Der Sicherheitstestbogen 
wird von der Aktion "Das sichere 
Hausu

, München 2, Barer Straße 24, 
kostenlos übersandt. Die Aktion will 
auch die Schulen zu entsprechenden 
SchUlerarbeiten anregen. 

Kredite für Spezialaufgaben 
des französischen Zivilschutzes 
Oen französischen Zivilschutzdiensten 
sind neue Kredite in Höhe von 
750000 Fr. bewilligt worden, die dazu 
verwendet werden sollen, die 
Einsatzfähigkeit der regionalen 
Zivilschutzorganisationen bei Kohlen­
wasserstofftransport-Unfällen zu 
verbessern. 
Die Transporte von Kohlenwasserstoff 
mit der Bahn und auf den Straßen 
haben in Frankreich so stark 
zugenommen, daß der Zivilschutz hier 
bei Unfällen solcher Transporte vor 
sehr ernsten Problemen steht. Mit 
Hilfe der Kredite sollen jetzt 
beschleunigt Einsatzeinheiten des 
Zivilschutzes aufgestellt werden , die 
für diesen besonderen Unfalleinsatz 
geschult werden . 
Zur Ausrüstung gehört ein Spezial­
fahrzeug , mit dessen Hilfe die 
ausgehobene, verseuchte Erde 
ausgeglüht werden kann. Bei seinem 
Einsatz soll der bisherige weite 
Transport zu Spezialöfen entfallen. 
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Regierungsamtmann Hans Storner. 
Bayer. Staatsministerium des Innern 

Ziel: 1,5 Mio. 
zllsätiliche Betten 
Das Sofortprogramm zur Vorbereitung 
von Ausweich- und Hilfskrankenhäusern 

Bereits 1959 hat der Bund in 
Zusammenarbeit mit den Ländern 
damit begonnen, ein Sofortprogramm 
zur Vorbereitung von Ausweich- und 
Hilfskrankenhäusern zu entwickeln. 
Man ging dabei von der überlegung 
aus, daß in einem Verteidigungsfall 
die Zahl der Verletzten so erheblich 
ansteigen wird, daß unter 
BerUcksichtigung des möglichen 

Vorbereitung von Ausweich­
krankenhäusern fUr Kranken· 
anstalten in besonders gefährdeten 
Gebieten ; 

• die Erfassung und bauliche 
Vorbereitung von Hilfskranken· 
häusern in mutmaßlichen 
Evakuierungsräumen. 

Aus Planungen und überlegungen 
fUr Ausweich· und Hilfskrankenhäuser 

Unter der Gartenanlage dieses Altersheims befindet sich ein trümmer· und 
strahlengelchütztes Hilfskrankenhaus für 300 Personen. 

Ausfalls vorhandener Krankenhäuser 
die ärztliche Versorgung der Zivil· 
bevölkerung nicht mehr sichergestellt 
werden kann, wenn nicht gleichzeitig 
zusätzliche Krankenbetten bereit· 
gestellt werden. Die Bereitstellung 
zusätzlicher Betten erhofft man durch 
folgende Maßnahmen zu erreichen: 
• die Kapazitätserweiterung 

bestehender Krankenanstalten 
durch vorzeitige Entlassung 
ambulant weiter zu behandelnder 
Patienten; 

• die Aufstellung zusätzlicher 
Betten und die Einbeziehung 
umliegender Baulichkeiten in den 
Krankenhausbetrieb ; 

• die Erfassung und bauliche 
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entwickelte siro frühzeitig ein 
bauliches Sofortprogramm, da sich -
abgesehen von der Standortwahl -
fOr beide Teilgebiete im wesentlichen 
die gleichen Anforderungen ergaben. 
über die Möglichkeiten der Kapazitäts· 
erweiterung und Verlegung 
bestehender Krankenanstalten ist in 
den letzten zehn Jahren viel geredet 
und geschrieben worden. Die 
vielschichtigen überlegungen sollen 
nun in Richtlinien zusammengefaßt 
werden ; es darf angenomen werden , 
daß entsprechende Hinweise in 
absehbarer Zeit veröffentlicht werden. 
Bei der Entwicklung der ersten 
Leitgedanken, die den Ländern 
abwechselnd als ,vorläufige Richt· 

linien u und als "Grundsätze U 

bekanntgegeben worden sind, wurde 
unter Auswertung der Erfahrungen 
aus dem Zweiten Weltkrieg und der 
amerikanischen Atombombenversuche 
eine mutmaßliche Verletztenzahl 
errechnet, die IUr das Bundesgebiet 
einen zusätzlichen Bedarf von 1500000 
Krankenbetten ergab. Diese 
"PlanungszahI U

, um etwas anderes 
kann es sich ja zwangsläufig nicht 
handeln, wurde auf die Länder 
aufgeschlUsselt. Auf Bayern entfielen 
dabei 18,5 'I. (= 277 500 Betten). 
Gleichzeitig mit der Errichtung einiger 
, Modellfälle " wurde in den Jahren 
1961 und 1962 in allen Bundesländern 
die allgemeine Erfassung geeigneter 
Objekte eingeleitet, mit der zunächst 
unvorbereitet und ungeschützt eine 
bestimmte Anzahl mehr oder weniger 
gut geeigneter Ausweich· und Hilfs· 
krankenhäuser benannt werden 
konnte, vorwiegend Schulen, Heime, 
Klöster, Sanatorien u. ä. 
In den folgenden Jahren wurden -
nicht zuletzt durch die gewonnenen 
Erfahrungen beim Bau der Modell· 
fälle - die , Richtlinien IUr die 
Vorbereitung von Ausweich· und 
Hilfskrankenhäusern" weiter 
entwickelt. Sie haben, obwohl immer 
noch im Stadium des Entwurfs, 
inzwischen einen beachtlichen Umfang 
erreicht und sind fachtechnisch in 
den letzten Jahren so verbessert 
worden , daß sie eigentlich nun 
endgUltig erlassen werden könnten. 
Spätestens nach Fertigstellung des 
Teiles VII, der die Verwaltung und die 
Inbetriebnahme regeln wird, sollte 
dies geschehen. 
Die Richtlinien IUr die Vorbereitung 
von Ausweich· und Hilfskranken· 
häusern sind wie folgt gegliedert: 
Teil I Allgemeines 
Teil II Erfassung und Festlegung 

der Objekte 
Teil 111 Personal bedarf 
Teil IV Raumbedarf und bauliche 

Erfordernisse mit dem 
Unterabschnitt A fUr das 
einfache Sofortprogramm, 
Unterabschnitt B fUr das 
erweiterte Sofortprogramm 
und einem geplanten 
Unterabschnitt C fOr Betten· 
schutzbauten (Vollausbau) 

Teil V Bewilligungsverfahren und 
Verwendungsnachweis 

Teil VI Einrichtungs· und Aus· 
rüstungsgegenstände 
(3. StAN·Entwurf) 

Teil VII Verwaltung, Einrichtung und 
Inbetriebnahme 
(in Vorbereitung). 

Leider gibt es neben diesen Richt· 
linien und verschiedenen Erlassen des 
Bundesministers des Innern keine 



Rechtsgrundlage, die die Vorbereitung 
von Hilfskrankenhäusern regelt und 
sich mit allen damit zusammen­
hängenden Fragen befaBt. Im 
Zusammenhang mit der Notstands­
gesetzgebung war einige Zeit ein 
. Aufenthaltsregelungsgesetz " geplant 
gewesen, in dem auch die Hilfs­
krankenhäuser verankert waren . 
Dieses Gesetz existiert jedoch nur 
als Entwurf. Das Schutzbaugesetz vom 
9. September 1965 enthält zwar 
Regelungen über Hausschutzräume 
für Neubauten und für bestehende 
Gebäude, ferner für öffentliche 
Schutzräume und den baulichen 
Betriebsschutz, aber Auswe ich- und 
Hilfskrankenhäuser sind hier 
ebensowenig angesprochen wie in der 
restlichen Gruppe der Sicherstellungs­
gesetze, die 1968 vom Deutschen 
Bundestag verabschiedet worden 

"Richtlinien für die Durchführung von 
Bauaufgaben des Bundes im 
zuständigen Bereich der Finanz­
bauverwaltungen" (RBBau) und die 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen 
des Bundes über die Gewährung von 
Zuwendungen an außerhalb der 
Bundesverwaltung stehende Stellen, 
die erst in den letzten Monaten neu 
gefaßt und der neuen Bundes­
haushaltsordnung angepaßt worden 
si nd. 
Die Haushaltsansätze des Bundes für 
diese Zweckbestimmung lagen im 
Durchschnitt der letzten zehn Jahre bei 
etwa 11 Mio DM. Dieser Betrag war 
zunächst nach dem eingangs 
erwähnten Schlüssel aufgeteilt 
worden. Es zeigte sich aber schon 
sehr früh , daß die Möglichkeit - in 
einigen Fällen vielleicht auch die 
Bere itschaft - Hilfskrankenhäuser in 

Die Anfahrtsrampe zur Schleuse. Bei der Standortwahlfür Hilfskrankenhäuser 
spielen zivilschutztaktische Gesichtspunkte eine Rolle. 

sind. Nach Auffassung der Länder 
müBte dieser Bereich des Zivilschutzes 
ebenso wie die im Vollzug des 
1. ZBG eingeleitete SanitätsmitteI­
bevorratung zur Sicherstellung der 
ärztlichen Versorgung durch ein 
nGesundheits-Sicherstellungsgesetz" 
geregelt werden; konkrete 
Vo!'stellungen hierzu sind aber bisher 
nicht bekannt geworden. 
So bleibt es den mit der Durchführung 
des Sofortprogramms befaßten 
Behörden der Länder überlassen, sich 
anhand der "Richtlinien u und 
"Gundsätze U durch einen Berg von 
einschlägigen bundes- und landes­
rechtlichen Bestimmungen zu arbeiten . 
Wichtige Vorschriften sind dabei die 

dem geforderten Umfange vor­
zubereiten, in den einzelnen Ländern 
unterschiedlich war. Der Bund zog 
hieraus die Konsequenzen und 
verteilte im Länderausgleich mehr 
Mittel auf die Länder, die auf diesem 
Gebiet Fortschritte nachweisen 
konnten. Seit einigen Jahren werden 
daher die Haushaltsansätze gezielt 
verteilt. Der Bund bemüht sich, die 
bauliche Vorbereitung in allen Ländern 
gleichmäßig voranzutreiben, indem 
er sich die Zustimmung für alle 
Objekte des erweiterten Sofort­
programms (Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz) und im Voll­
ausbau (Bundesminister des Innern) 
vorbehält. 

Standortwahl 
Es ist keine Frage, daß zivilschutz­
takt ische Gesichtspunkte bei der 
Auswahl der Standorte für Hilfs­
krankenhäuser eine Rolle spielen 
müssen. So soll die unmittelbare 
Nachbarschaft von Einrichtungen 
vermieden werden , die ihrer Natur 
nach besonders gefährdet sind, wie 
z. B. Flugplätze, militärische Depots, 
Industrie- und Versorgungszentren 
u. ä. Anlagen. Dagegen fällt es 
schwer. die Standorte der Hilfs­
krankenhäuser dem sich häufig 
ändernden "Kriegsbild U der 
militärischen Seite und den sich 
daraus für die Zivilbevölkerung 
ergebenden Folgerungen anzupassen. 
Als extreme Gegensätze seien hier 
nur die früheren Vorstellungen über 
die totale Evakuierung bestimmter 
Gebiete und Zentren und der lapidare 
Hinweis "stay at home ll der letzten 
Jahre genannt. Dagegen ergeben 
sich in der Anzahl der Hilfs­
krankenhäuser für einzelne Gebiete 
Beschränkungen durch den damit 
zusammenhängenden zusätzlichen 
Personalbedarf, der außerdem noch 
die Bedürfnisse der militärischen Seite 
auf diesem Gebiet berOcksichtigen 
muB. Als wesentlichste Forderung der 
Standortwahl muß aber die möglichst 
enge räumliche Verbindung mit 
einem "Stammkrankenhaus l' 

angesehen werden, denn nur dadurch 
kann später die Gewähr für eine gut 
funktionierende Inbetriebnahme 
gegeben werden. 

Das einfache Sofortprogramm 

Im "einfachen Sofortprogramm" wird, 
mit einem geringen zeitlichen, 
finanziellen und materiellen Aufwand, 
bei möglichst vielen Objekten im 
oberirdischen Gebäudeteil durch den 
Einbau von zusätzlichen Einrichtungen, 
wie sanitären Installationen, Elektro­
anschlüssen usw., ein Mindestmaß 
an baulichen Vorbereitungen erreicht, 
auf die auch unter den bescheidensten 
Verhältnissen vom ärztlichen Stand­
punkt aus nicht verzichtet werden 
kann (Teil IV A der Richtlinien). Die 
Zuwendungen hierfür sind relativ 
gering, die erstattungsfähigen Kosten 
für derartige AusbaumaBnahmen 
betragen in der Regel bis 100 000 DM; 
bei besonders groBen Objekten 
können sie im Einzelfall auch darüber 
liegen . Ein Schutzfaktor, wie ihn der 
Grundschutz fordert, ist hierbei nicht 
gegeben. In Verbindung mit satzweise 
gelagerten Einrichtungs- und 
Ausrüstungsgegenständen entspricht 
das System etwa den "Seuchen­
lazaretten" des Roten Kreuzes, mit 
deren Hilfe kurzfristig ähnliche 
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Teil des OP-Traktes im Hilfskrankenhaus St.-Elisabethheim Neuhaus. Wegen 
der hohen Kosten gibt es nur wenige voll ausgebaute . Modellfölle". 

"Notkrankenhäuser" in geeigneten 
Schulen usw. eingerichtet werden 
können. 
Im einfachen Sofortprogramm können 
bei entsprechend großen Anlagen 
Kapazitäten bis zu tausend Kranken­
betten und mehr erreicht werden. 

Das erweiterte Sofortprogramm 
Ein weiterer Schritt ist das "erweiterte 
Sofortprogramm'!, in dessen Rahmen 
neben den bereits erwähnten 
Maßnahmen des einfachen Sofort­
programms unterirdische Ausbau~ 
arbeiten einbezogen werden. Dabei 
werden in Neubauten , aber auch in 
entsprechend großen Um- und 
Erweiterungsbauten geeigneter 
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Objekte, die zusätzlichen Bau­
maßnahmen im Grundschutz 
ausgeführt, die einen funktionsfähigen 
Betrieb des Hilfskrankenhauses 
jederzeit ermöglichen und die zu 
einem späteren Zeitpunkt nicht mehr 
oder nur noch mit wesentlich größeren 
technischen Schwierigkeiten und 
erheblich größerem Kostenaufwand 
nachgeholt werden könnten . Im 
erweiterten Sofortprogramm werden 
in den geschützten Kellergeschossen 
die notwendigen Behandlungs- und 
Funktionsräume, eine Entgiftung, ein 
OP-Teil , Röntgen- und Laborräume, 
ferner Wäsche· und Lagerräume für 
Arzneimittel , Verbandstoffe usw. 
eingerichtet. Außerdem enthält ein 

derartiges Hilfskrankenhaus eine 
Be- und Entlüftungsanlage, eine 
Netzersatzanlage und einen 
Notwirtschaftsteil ; wenn es der 
überbaute Raum noch zuläßt, möglichst 
auch eine Frischoperiertenstation in 
unmittelbarer Verbindung zum 
OP-Trakt (Teil IV B der Richtlinien). 
Gegenüber dem einfachen Sofort­
programm ist hier eine Behandlung 
der Patienten ohne äußere Einflüsse 
möglich, die Netzersatzanlage und 
in den meisten Fällen eine netz· 
unabhängige Notwasserversorgung 
ermöglichen den Notbetrieb auch nach 
Zerstörung der allgemeinen 
Versorgungsnetze. Allerdings können 
die Patienten nicht entsprechend 
untergebracht werden. Die Betten­
stationen liegen im oberirdischen, 
nichtgeschützten Teil des Hi lfs­
krankenhauses. 
Die erstattungsfähigen Ausbaukosten 

In den OP-Röumen liegen die Tische 
bereit, die kurzfristig aufgestellt 
werden können. 

richten sich nach der Größe des 
Objekts und betragen zur Zeit etwa 
1 - 2 Mio DM, wobei Betten­
kapazitäten für mindestens 200 bis 
maximal 700 Patienten erreicht 
werden. In der Praxis haben sich 
Hilfskrankenhäuser mit Betten­
kapazitäten für etwa 400 bis 500 
Patienten als wirtschaftlichste und 
zweckmäßigste Lösung ergeben. Hier 
stehen die durch die Grund­
konstruktion und den technischen 
Aufwand verursachten Ausbaukosten 
in einem angemessenen Verhältnis 
zum Ergebnis . Die in dieser 
Größenordnung errichteten Hilfs· 
krankenhäuser lassen in der Regel 
eine räumliche Anordnung unter dem 



oberirdischen Gebäude zu, so daß 
kostensteigernde Außenanlagen für 
unbedingt erforderliche Nebenräume 
weitgehend vermieden werden 
können. 

Der Vollausbau 

Die ideale Form des Hilfskrankenhaus­
Programms wäre der Vollausbau, 
der als weitere Stufe im Grundschutz 
errichtete unterirdische Betten­
schuzbauten vorsieht mit allen 
Nebenräumen, die zur vollen 
Funkionsfähigkeit einer derartigen 
Einrichtung unerläßlich sind. Diesem 
Vorhaben sind leider finanzielle 
Grenzen gesetzt, wenn man bedenkt, 
daß der Vollausbau eines Hilfs­
krankenhauses für 300 Patienten 
funktionsfähig , also mit Netzersatz-

Stand der 
baulichen Vorbereitung 

In den ersten Jahren wurden - mit 
Ausnahme der Modellfälle - die 
Baumaßnahmen aller Hilfskranken­
häuser in zeitlich weit auseinander­
liegende Bauabschnilte getrennt. Um 
die Vorhaben der Bauträger nicht 
zu verzögern, wurden zunächst in 
möglichst vielen Objekten die 
Rohbauten als I. Bauabschnilt des 
Hilfskrankenhauses erstellt und erst 
später, manchmal erst nach einigen 
Jahren, wurde als 11. Bauabschnilt der 
funktionsfähige Ausbau, d. h. der 
Innenausbau und die Installation der 
technischen Anlagen betrieben. Die 
sich daraus ergebenden Probleme 
liegen auf der Hand : Mehrkosten 
durch die inzwischen eingetretenen 
Preiserhöhungen, vor allen Dingen 
aber zum Teil erhebliche Änderungs-

Ein Hilfskrankenhaus soll nach Möglichkeit unterirdisch eine Frischoperierten­
station mit direkter Verbindung zum OP-Trakt haben. 

anlage und Notbrunnen, rund 2,8 Mio 
DM kostet und bei einer Kapazität 
für 500 Patienten rund 4 Mio DM 
veranschlagt werden müssen. 
Hilfskrankenhäuser dieser Art sind 
deshalb zunächst nur als " Modellfälle " 
errichtet worden (s.o.). In den letzten 
Jahren konnten einige weitere 
Objekte in dieser Form ausgebaut 
werden. Da der eigentlich hierfür 
vorgesehene Teil IV C der baulichen 
Richtlinien zurückgestellt worden ist, 
werden die Bettenschutzbauten dabei 
in analoger Anwendung der für das 
erweiterte Bauprogramm maßgeben­
den Richtlinien (Teil IV B) geplant. 
Schwierigkeiten haben sich dabei 
nicht ergeben. 

arbeiten durch die Weiterentwicklung 
der technischen Richtl inien und 
einschlägiger DIN- und VDE­
Vorschriften. 
Dennoch ist das bisher auf diesem 
Gebiet Erreichte bemerkenswert. Im 
Bundesgebiet gibt es bis jetzt etwa 
80 im Grundschutz errichtete Hilfs­
krankenhäuser, also Objekte , die im 
erweiterten Sofortprogramm oder im 
Vollausbau erstellt worden sind. 
Allein in Bayern waren am 31. 12. 1970 
bei insgesamt 184 erfaßten Hilfs­
krankenhäusern mit einer Kapazität 
von 66230 Betten fertiggestellt bzw. 
kurz vor der Fertigstellung: 
• im Vollausbau 3 Projekte mit 

1600 Belten, 

• im erweiterten Sofortprogramm 
19 Objekte mit 8800 Belten und 

• im einfachen Sofortprogramm 
18 Objekte mit 6635 Betten. 

Bis zu der erwähnten Planungszahl 
für Bayern (277500) ist es allerdings 
noch ein weiter Weg. Ob sie auch 
nur annähernd erreicht werden wird , 
ist zu bezweifeln , es sei denn, man 
würde den Schwerpunkt auf das 
nscheinbarll, wirkungsvollere einfache 
Sofortprogramm verlegen. Dem 
Grundgedanken des Hilfskranken­
haus-Programms, nämlich einen dem 
allgemeinen Schutzbauprogramm 
entsprechenden Grundschutz für 
verletzte Zivilpersonen sicherzustellen, 
würde diese Lösung aber nicht 
entsprechen. 

Bauliche und maschinen­
technische Anforderungen 

In den bisherigen AusfOhrungen ist 
mehrmals der Grundschutz der 
Hilfskrankenhäuser angesprochen 
worden. Es handelt sich hierbei um 
einen allgemeinen Begriff aus dem 
Schutzbauprogramm. Bei unter­
irdischen Baulichkeiten, die im 
Grundschutz errichtet werden, wird 
auf besondere statische Forderungen 
bezüglich einer Druckstoßsicherheit, 
wie sie für Befehlsbunker und 
Warnzentren und ähnlichen besonders 
exponierter Einrichtungen verlangt 
werden müssen, verzichtet. Statt 
dessen wird nur der sich aus der 
oberirdischen Baukonstruktion 
ableitende Schutz gegen herab­
fallende Trümmer und radioaktive 
Niederschläge gefordert, ferner der 
Schutz gegen Brandeinwirkungen, 
insbesondere Flächenbrände und 
gegen biologische und chemische 
Kampfmittel. Dies wird durch eine 
entsprechend bewehrte luftdichte 
Konstruktion des Kellergeschosses 
mit den entsprechenden Wandstärken 
(bis 60 cm) und Schleusen, durch 
Erdaufschültungen und durch Sand­
vorfilter sowie Staub- und Industrie­
filter gegen biologische und chemische 
Stoffe erreicht. 
Der Raumbedarf eines Hilfskranken­
hauses richtet sich nach der 
gewünschten Beltenkapazität. So 
besteht ein im Rahmen des 
erweiterten Sofortprogramms 
erstelltes Hilfskrankenhaus für 500 
Patienten aus ewa 45 größeren und 
kleineren Räumen mit 750 qm Fläche. 
Bei einem entprechenden Voll ausbau 
erhöhen sich diese Zahlen auf 
annähernd 100 Räume mit mehr als 
2000 qm Grundfläche. 
Es bleibt der Geschicklichkeit des 
Architekten überlassen, in den 
räumlichen Grenzen , die der 
überbaute Raum bietet, die 
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funktionelle Anordnung so zu 
projektieren, daß sie wirtschaftliche 
Lösungen zuläßt und zugleich die 
technischen Forderungen nicht 
beeinträchtigt. Die in sich 
geschlossenen Raumanordnungen 
müssen sinnvoll gegliedert werden 
können , so daß schließlich der 
Entgiftungsteil mit Schleuse, 
Aufnahme, Meßräumen und der 
chirurgischen Vorbehandlung ebenso 
eine Einheit ergibt, wie der OP- und 
Behandlungsteil mit den septischen 
und aseptischen OP-Räumen, den 
dazugehörenden Vorbereitungs­
räumen und den medizinisch­
technischen Räumen , wie Labor, 
Ambulanz- , Gips- und Röntgenraum. 
Dagegen können der Notwirtschafts­
teil und die Versorgungslager mehr 
nach architektonischen Gesichts­
punkten geplant werden, ebenso wie 

anfallenden Abwasser ins Freie 
gepumpt werden und ablaufen können. 
Um böse überraschungen zu 
vermeiden, müssen die mit dem 
Grundwasser zusammenhängenden 
Fragen bereits vor Beginn der 
Planung unter Beteiligung erfahrener 
Geologen geprüft werden . Im 
Einzelfalle können entsprechende 
Sperrwände (Hangwasser) oder 
Bodenwannen (Grundwasser) 
notwendig werden. 
In diesem Zusammenhang sei auch 
die netzunabhängige Notwasser­
versorgung erwähnt. Trotz Ring­
leitungen, Fernwasserversorgungen 
und ähnlichen Einichtungen kann ein 
für diesen bestimmten Zweck 
errichtetes Hilfskrankenhaus, das im 
Verteidigungsfall über mehrere 
Wochen hinweg autark sein muB, nicht 
auf eine zusätzliche Notwasser-

Kernstück der Hilfskrankenhöuser sind die Be- und Entlüftungsanlagen. 
Hier ein Blick in den Maschinenraum mit den Raumfiltern. 

die Netzersatzanlage, die Maschinen­
räume der Be- und Entlüftungsanlage 
und die Heizung, wobei es allerdings 
zweckmäßig ist, sie aus versorgungs­
technischen Gründen zentral 
anzuordnen. 
Die Wasserversorgung aus dem 
allgemeinen Ortsnetz ist in der Regel 
ausreichend ; häufig bereitet jedoch 
die Abwasserbeseitigung 
Schwierigkeiten. Bedingt durch die 
teils sehr tiefliegende Baukonstruktion 
kann es im Einzelfall notwendig 
werden , Hebeanlagen einzubauen, die 
für den Abtransport der Abwasser, 
Fäkalien usw. sorgen. Auch bei 
zerstörter Ortskanalisation muß 
sichergestellt sein, daß die 
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versorgung verzichten . In Teil IV B 
der Richtlinien sind deshalb auch 
Notbrunnen gefordert, die für jeden 
Patienten 75 I und für jedes 
Belegschaftsmitglied 25 I Mindest­
wassermenge je Tag fördern müssen. 
Hinzu kommt ein Ansatz von 40 I für 
die vielleicht erforderliche Entgiftung 
eines Patienten und das erforderliche 
Betriebs-Brauchwasser. Schüttungen 
von 6 bis 8l1 sec . entsprechen diesen 
Anforderungen, wobei etwaige 
biologische und bakteriologische 
Mängel durch Wasseraufbereitung 
behoben werden müßten. 
Zweckmäßig und wirtschaftlich ist die 
Errichtung gem&insamer Notbrunnen 
für die Belange des Hilfskranken-

hauses und der allgemeinen Zivil­
bevölkerung, die durch Gruppen­
zapfsteIlen im Außenbereich versorgt 
werden kann. Möglichkeiten hierfür 
bietet eine entsprechende Koordina­
tion des Hilfskrankenhaus-Programms 
mit den Planungen nach dem Wasser­
sicherstellungsgesetz. 
Für die allgemeine Starkstromversor­
gung aus dem öffentlichen Netz sind 
eine Reihe von VDE-Bestimmungen 
und DIN-Normen maßgebend, ferner 
die technischen Anschlußbedingungen 
des jeweiligen Energieversorgungs­
unternehmens. Im Außenbereich ist 
die möglichst durchgehende Versor­
gung auch bei Störungen des all­
gemeinen Netzes eine wesentliche 
Forderung. Dies kann durch Einspei­
sung aus zwei Richtungen (Ring­
leitung), bei größeren Anlagen durch 
eine naheliegende Trafostation, wei t-

ölbeheizter Kochherd FKH 57/6 im 
Hilfskrankenhaus SI. Elisabethheim 
Neuhaus. 

gehend sichergestellt werden. Das 
Hausnetz im Innenbereich eines Hilfs­
krankenhauses ist in zwei voneinander 
unabhängige Netze aufgeteilt, nämlich 
in das allgemeine Netz und in ein 
Sondernetz, das nur notstromberech­
tigte Anlagen erfaßt. Zur Ermittlung 
des Notstrombedarfs werden die 
Stromabnehmer ausgewählt, die für 
einen "Notbetrieb" des H il fskranken­
hauses unerläßlich sind (notstrom­
berechtigte Anschlüsse). Unter An­
rechnung eines Gleichzeitigkeits­
faktors von 0,8 läßt sich hieraus die 
benötigte Notstromkapazität errech­
nen, die etwa 50 v. H. des Anschluß­
wertes umfaßt. 
Bedingt durch die besonderen 



Wegen der besonderen technischen Einrichtungen eines Hilfskrankenhauses 
werden an die Netzersatzanlagen hohe Anforderungen gestellt. 

technischen Einrichtungen eines Hilfs­
krankenhauses müssen an die Netz­
ersatzanlage hohe Anforderungen 
gestellt werden. Einen wesentlichen 
EinfluB auf die Dimension ierung des 
Muster-Notstandsaggregats hatte 
dabei das für Hilfskrankenhäuser vor­
gesehene Einheits-Röntgengerät 
11 Polyskap S 2/T''' das mit einer ein­
phasigen Kurzzeitleistung von 13 kVA 
eine sehr starke Schiefbelastung für 
den Generator darstellt. Die Entwick­
lung eines Einheitsaggregats 60 kVA, 
das in der Leistung , im wartungsfreien 
Dauerbetrieb und in den Abmessu ngen 
den Anforderungen entsprach, dauerte 
bio 1966 an . Erst dann konnte das 
Bundesamt für zivilen Bevölkerungs-

schutz durch Technische Richtlinien 
die Forderungen zusammenfassen, die 
an Netzersatzanlagen für Hilfskranken­
häuser gestellt werden müssen. 
Die Wärmenutzung des Kühlwassers 
über Wärmetauseher ist möglich . Der 
Kraftstoffbedarf erfordert mit 14000 I 
je Aggregat und einer 20'/oigen 
Reserve bei einer Netzersatzanlage 
mit zwei Einheitsaggregaten für den 
verlangten Vier-Wochen-Betrieb einen 
Dieselkraftstoffvorrat von rund 35000 
I. Die Tagesbehälter, die mit den gro­
Ben Reservetanks im Außenbereich 
durch Pumpen und Leitungen ver­
bunden sind, enthalten für jedes 
Aggregat einen ölvorrat von je 1 000 I; 
eine Menge, die für den allgemeinen 

Wartungsbetrieb ausreicht, so daß 
die Reservetanks erst in Spannungs­
zeiten gefüllt werden müssen 
(begrenzte Lagerfähigkeit). 
Kernstück der Hilfskrankenhäuser sind 
die Be- und Entlüftungsanlagen. Sie 
bestehen im wesentlichen aus den 
Grobsandfiltern (100 - 200 cbm), 
der Zuluftanlage mit Klimageräten 
für die Luftaufbereitungen von te il­
weise mehr als 30000 cbm/h ein­
schließlich Vorwärmern, Nachwärmern 
und Luftkühlern, die sämtlich not­
strom berechtigt sein müssen. Hinzu 
kommen Kältemaschinen, Filteranla­
gen und eine Unzahl von Rohrle itun­
gen und Armaturen. Im Schutzluftfall 
wird die Luftwechselrate für bestimmte 
Bereiche auf 1/6 der Normalluftzufuhr 
herabgesetzt. Lediglich im OP-Teil 
bleibt es bei den üblichen Luftverhält­
nissen. 
Aus wartungstechnischen Gründen 
muß die Be- und Entlüftungs­
einrichtung so konstruiert sein, daß 
die Bedienung einfach und der Betrieb 
der Anlage nahezu vollautomatisch 
möglich ist. Dies geschieht 
• durch eine thermostatische Steue­

rung, die reagiert, wenn bestimmte 
Raumtemperaturen unter- oder 
überschritten werden, 

• durch eine hygrostatische Steue­
rung , die von der gegebenen 
Luftfeuchtigkeit beeinflußt wird 
und 

• durch eine Zeituhrschaltung, die 
anspricht, wenn die geforderten 
klimatischen Werte über einen 
längeren Zeitraum gehalten 
worden sind. 

Ergänzend hierzu ist selbstverständlich 
auch Handbedienung möglich. 
Die Be- und Entlüftung im Rahmen der 
objektgebundenen Einlagerung von 
Ein richtungsgegenständen erfolgt mit 
einem geringen Frischluftanteil weit­
gehend im Umluftbetrieb (sog. Erhal­
tungsbetrieb), ein kostensparendes 
Verfahren, das die benötigten klima­
tischen Werte von 14 bis 20 Grad 
und 50 bis 60 Prozent relative Luft­
feuchtigkeit auf wirtschaftliche Weise 
sicherstellt. 
Allein die Kosten einer Be- und Ent­
lüftungsanlage für ein Hilfskranken­
haus mit 500 Betten betragen im 
Vollausbau bis zu 700000 DM, also 
zusammen mit den Kosten der 
Netzersatzanlage (250000 DM bei vier 
Aggregaten) ein erheblicher Anteil 
der Gesamtkosten . 
Aus den Feldkochherden des Kata­
strophenschutzes (FKH 57/4) ist für 
die H il fskrankenhäuser ein ölbeheizter 
Kochherd entwickelt worden, der für 
den Betrieb in unterirdischen, 
gasdichten Bunkern geeignet ist (FKH 
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57/6). Eine Weiterentwicklung ist der 
dampfbeheizte Kochherd, wie er in 
einigen bayerischen Hilfskranken­
häusern installiert worden ist ; er hat 
den Vorteil , daß keine zusätzliche 
Sauerstoffzufuhr und keine besondere 
Rauchgasabführung erforderlich sind. 
Leider lassen sich diese Spezial­
ausführungen nur in Objekten ein­
bauen, die über eine ND-Dampf­
heizung verfügen. 

Wartung uncllnstandhaltung 

Aus der Tatsache, daß der Unterhalt 
der technischen Anlagen nur durch 
Nutzungsverträge in Verbindung mit 
Wartungsverträgen geregelt ist, erge­
ben sich für die Verwaltung erhebliche 
Probleme , wenn man bedenkt, daß 
auch in privaten Einrichtungen (Klö­
stern , Heimen usw.) unterirdische 
Hilfskrankenhäuser sein können . Aber 
auch bei kleinen Gemeinden ist die 
Situation nicht viel besser, denn die 
Betreuung der vielfältigen technischen 
Installationen erfordert Spezialkennt­
nisse , wie sie in der öffentlichen 
Verwaltung nur die Sonderfachleute 
der Bauverwaltung haben. Es wird 
sich auf die Dauer wohl nicht 
umgehen lassen, daß die mit Bundes­
mitteln errichteten Hilfskrankenhäuser 
in sinngemäßer Anwendung der 
RBBau ebenfalls von der Bundes­
bauverwaltung betreut werden. 
Ebenso wie die Ausbaukosten werden 
die den Eigentümern der Hilfskranken­
häuser durch den laufenden Unterhalt 
entstehenden Wartungskosten von 
den Ländern aus Bundesmitteln 
erstattet. Im Durchschnitt betragen 
sie je Jahr bei Objekten des erwei­
terten Sofortprogramms (500 Betten) 
etwa 7000 DM, bei Objekten im Voll­
ausbau (500 Betten) etwa 12000 DM. 

Personalbedarf 
Wenn von einer bestimmten Betten­
kapazität die Rede ist, so ist dabei 
die Zahl des benötigten Personals 
noch nicht angesprochen. Es sind 
deshalb einer 2oo-Betten-Grund­
einheit insgesamt 64 Ärzte , 
Schwestern , Schwesternhelferinnen 
und sonstiges Personal hinzu­
zurechnen. Bei einer 500-Betteneinheit 
sind es bereits 153 Personen, davon 
15 Ärzte, 20 Schwestern , 60 Schwe­
sternhelferinnen und 5 Handwerker. 
Untersuchungen haben ergeben , daß 
der Bedarf an ärztlichen Fachkräften 
am besten durch Angliederung an 
ein "Stammkrankenhaus " gedeckt 
werden kann , aus dem bei Inbetrieb­
nahme ein entsprechend zusammen­
gesetztes Ärzteteam und sonstiges 
Fachpersonal in das Hilfskrankenhaus 
abgestellt wird, ferner durch früh-
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zeitig erfaßte Schwesternhelferinnen 
der Sanitätsorganisationen . Wert­
volle Erkenntnisse zu diesem Thema 
hat im Herbst 1970 eine Belegungs­
übung in Wedel bei Hamburg 
gebracht, die von der Gesundheits­
behörde in enger Zusammenarbeit 
mit einem Stammkrankenhaus in 
Rissen und dem DRK-Landesverband 
durchgeführt worden ist und deren 
Auswertung vor kurzem veröffentlicht 
wurde. 

Das medizinische Personal muß mit 
den Belangen des Hilfskrankenhauses 
ebenso vertraut sein, wie das 
technische Bedienungspersonal . Das 
kann nur durch laufende örtliche 
Einweisung und durch Ausbildungs­
veranstaltungen geschehen . Bedauer­
licherweise konnte bisher kein 
echter Belegungsversuch mit 
medizinischem Betrieb über einen 

und Materialien sind den Ländern 
zur Einlagerung und Verwaltung 
übergeben worden. Zusammen mit 
den berei ts 1958 angelaufenen 
Vorratshaltungen zur Sicherstellung 
der ärztlichen Versorgung werden in 
ZS-Sanitätslagern die Gegenstände 
und Arzneimittel bevorratet, die für 
den Betrieb der Hilfskrankenhäuser 
benötigt werden . Es handelt sich 
dabei um folgende Gruppen, die in 
einer umfangreichen Stärke- und 
Ausrüstungsnachweisung, nach 
Betteneinheiten geordnet, zusammen­
gefaßt sind: 
Einrichtungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, 
Kran ke n pflegeg e räte, 
ärztliche Geräte, 
Arzneimittel , 
Verbandstoffe, 
Blutersatzflüssigkeiten. 

Stapelbare Transportkisten nehmen Wäsche, Bekleidung und Kleinmaterial auf. 
Die Kisten sind so beschaffen, daß man sie zu leicht zugänglichen Schrank­
wänden zusammenstellen kann. 

längeren Zeitraum hinweg durch­
geführt werden. Finanzielle, 
personelle und haftungsrechtliche 
Probleme standen wohl dagegen. 

Einrichtungs- und 
Ausrüstungsgegenstände 
Unmittelbar nach Beginn des Sofort­
programms zur Vorbereitung von 
Hilfskrankenhäusern hat der Bund 
die Bevorratung von Einrichtungs­
und Ausrüstungsgegenständen ein­
geleitet. Die von der Beschaffungs­
stelle des Bundesministers des 
Innern zentral beschafften Geräte 

Als wirtschaftlichstes und zweck­
mäßigstes Bevorratungssystem hat 
sich folgendes Schema entwickelt: 
Die objektgebundene Lagerung, d. h. 
alle Gegenstände - mit Ausnahme 
der Arzneimittel, die regelmäßig 
umgetauscht werden müssen -
we rden in der nach der StAN 
vorgesehenen Menge in dem H ilfs­
krankenhaus gelagert, zu dem sie 
gehören. 

Bei Objekten im Vollausbau werden 
die Betten aufgestellt. Die Wäsche, 
die Bekleidung und das Klein-



material werden in stapel baren 
~ransportkisten verpackt, die zu 
Schrankwänden zusammengestellt 
werden können. 
Die objektbezogene Lagerung, d. h. 
bei Hilfskrankenhäusern des ein­
fachen Sofortprogramms oder bei 
anderen Objekten , die aus irgend­
weichen Gründen für Lagerungs­
zwecke nicht zur Verfügung stehen , 
werden die Ausstattungen ent­
sprechend der StAN und der 
Bettenkapazität im nächstgelegenen 
ZS-Sanitätslager bevorratet und 
gekennzeichnet, so daß sie auch von 
unkundigem Personal kurzfristig 
ausgelagert werden können. 
Die salzweise Lagerung, d. h. 
Vorräte, die noch nicht für bestimmte 
Hilfskrankenhäuser vorgesehen 
worden sind, werden nach der StAN 
in 2oo-Betten-Grundeinheiten 

befahrbar sein und auf jeden Fall 
über eine Raumluftheizung verfügen; 
erstrebenswert ist für bestimmte 
Räume eine TeilklimatisierunQ, die 
die relative Luftfeuchtigkeit in 
Grenzen hält. 
Bayern verwaltet zur Zeit 16 ZS­
Sanitätslager mit einer Lagerfläche 
von etwa 20000 qm, für deren 
Bewirtschaftung und Unterhaltung 
(einschließlich Miete) jährlich 
annähernd 600000 DM aufgewendet 
werden müssen. Nach der baulichen 
Fertigstellung weiterer Hilfs­
krankenhäuser kann diese Zahl 
durch die objektgebundene Lagerung 
von Massengütern erheblich 
reduziert werden, so daß in abseh­
barer Zeit nur noch etwa acht bis 
zehn ZS-Sanitätslager betrieben 
werden müssen, sogenannte regionale 
Durchgangslager. 

/ 

Eine übersichtliche Lagerung ermöglicht auch unter Zeitdruck die reibungslose 
Ausgabe von Material. Unser Bild zeigt eine Teilansicht des ZS-Sanitätslagers 
BY 7 Rehling. 

(180 Normal-Krankenbetten, 
10 Spezialbetten, 10 Kinderbetten, 
64 Personalbetten) zusammen­
gestellt, so daß sie kurzfristig auf 
bestimmte Objekte aufgeteilt werden 
können. 

In den letzten Jahren ist es gelungen, 
statt der teilweise nur bedingt 
geeigneten angemieteten Lagerräume 
einige bundeseigene Lagerhallen 
zu errichten, die den Anforderungen 
besser entsprechen. ZS-Sanitäts­
lager sollten eine Mindestgröße von 
2000 qm haben, ebenerdig und 

Die frleciensmäßlge Nutzung 
Außenstehende , die den Sinn und 
die Notwendigkeit des Zivilschutzes 
nicht kennen oder nicht verstehen 
wollen , fragen immer wieder nach 
den Möglichkeiten, die Hilfs­
krankenhäuser und die hierfür 
eingelagerten Bestände friedens­
mäßig zu nutzen. 
Selbstverständlich sind derzeit sowohl 
die einzelnen Hllfskrankenhäuser 
als auch die in den ZS-Sanitätslagern 
bevorrateten Güter in die Kata­
strophenschutzpläne der hierfür 

zuständigen Behörden aufgenommen 
worden und die mögliche Inanspruch­
nahme im Katastrophenfall steht 
außer jedem Zweifel. Unabhängig 
von den Nutzungsverträgen, die ja nur 
die Inanspruchnahme im Vertei­
digungsfall regeln , können natürlich 
auch Hilfskrankenhäuser, wie andere 
Einrichtungen auch, in solchen 
Fällen in Anspruch genommen 
werden. Die rechtlichen Voraus­
setzungen hierfür bietet z. B. in 
Bayern das Bayer. Katastrophen­
schutzgesetz. Der Bund hat ergänzend 
hierzu die Inanspruchnahme von 
Einrichtungs- und Ausrüstungs­
gegenständen für Hilfskrankenhäuser 
unter bestimmten Voraussetzungen 
generell geregelt und genehmigt. 
Niemand hätte Verständnis dafür, 
wenn z. B. bei einem Hochwasser 
über einen längeren Zeitraum hinweg, 
wie es die Flutkatastrophe 1962 in 
Hamburg war, bei dem Evakuierte 
oder Verletzte ärztlich zu versorgen 
sind, ausgerechnet die Hilfskranken­
häuser unangetastet blieben. Auf­
grund ihrer speziellen funktionellen 
Gliederung (Entgiftung - OP- und 
Behandlungsteil - Bettentrakt) sind 
sie z. B. auch für die Behandlung 
von Patienten bei nuklearen Unfällen 
im Bereich von Kernanlagen 
besonders gut geeignet. 
Es wäre aber unzweckmäßig , 
unwirtschaftlich und für Kranke 
unzumutbar, wollte man - wie es vor 
einiger Zeit in der Glosse einer 
Fachzeitschrift gefordert worden ist 
- Hilfskrankenhäuser auch bei 
Grippewellen oder ähnlich gehäuft 
auftretenden Krankheiten und 
Epidemien in Anspruch nehmen. 
Abgesehen davon, daß gerade bei 
diesen Krankheitsarten die unter­
irdischen Hilfskrankenhäuser aus 
medizinischen Gründen deshalb 
völlig ungeeignet sind, weil die 
Krankheitserreger über die Be- und 
Entlüftungsanlage weiter verbreitet 
würden , kann ein "Notkrankenhaus u 

mit Einrichtungsgegenständen aus 
ZS-Beständen oder entsprechenden 
Ausstattungen des Roten Kreuzes in 
jeder Schule ebenso gut eingerichtet 
werden. 
Abschließend bleibt zu hoffen, daß 
das Sofortprogramm zur Vorbereitung 
von Hilfskrankenhäusern, dessen 
Haushaltsansätze in den letzten 
Jahren vorübergehend etwas reduziert 
worden waren , weitergeführt wird, 
und daß die überlegungen zu den 
notwendigen personellen und 
organisatorischen Vorbereitungen 
bald so weit abgeschlossen werden, 
daß im Notfall eine reibungslose 
Inanspruchnahme jederzeit möglich ist. 
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Dialog zwischen Zivilschutzexperten der 
Bundesrepublik und Osterreich 

Zu einem einwöchigen 
Gedankenaustausch über 
aktuelle Fragen des Zivil­
schutzes traf Mitte vergan­
genen Monats eine zehn­
köpfige Delegation des 
österreichischen Zivilschutz­
verbandes (öZSV) unter 
Leitung von Präsident 
Wilhelm Kindl in der Bun­
desrepublik ein. Die Gäste , 
unter ihnen der General­
sekretär des öZSV, Dir. 
Josef Hans, der Haupt­
schulungsreferent Dipl.-Ing. 
Dr. Erich Panzhauser, Bun­
desfachreferent Ministerial­
rat Dr. Dworak sowie der 
Präsident des Tiroler ZS­
Verbandes, Dr. Rudolf 
Schwaiger, zeigten vor allem 
Interesse an den vielfältigen 
Fragen des Selbstschutzes. 
Der Bundesverband für den 
Selbstschutz (BVS) hatte für 
seine Gäste aus dem Nach­
barland ein umfangreiches 
Informationsprogramm vor-

bereitet, das einen tiefen 
Einblick in die Arbeit des 
BVS vermittelte. 
Die Begrüßung der Delega­
tion des öZSV fand auf der 
Godesburg in Bad Godes­
berg statt, wo der Präsident 
des BVS, Oberstadtdirektor 
Heinz Robert Kuhn, zu 
Ehren der österreicher 
einen Empfang gab, an dem 
unter anderem auch der 
Parlamentarische Staats­
sekretär beim Bundesmini­
ster des Innern, Wolfram 
Dorn , der Leiter der Abtei­
lung Zivilverteidigung im 
Bundesinnenministerium, 
Ministerialdirektor Hans 
Arnold Thomsen, der Direk­
tor des BVS, Wolfgang 
Fritze, sowie leitende Her­
ren des BVS und zahlreiche 
Journalisten teilnahmen. 
In seiner Begrüßungs­
ansprache betonte Staats­
sekretär Dorn, daß es in 
beiden Ländern viele 

Empfang für die Delegation des öZSV auf der Godes­
burg: Präsident Kindl , Ministerialdirektor Thomsen, 
Staatssekretär Dorn, Direktor fritze und Präsident Kuhn 
(von links). 
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Staatssekretär Dom, Präsident Kuhn, Präsident Kindl 
und Ministerialdirektor Thomsen im Gespräch. 

Das "ZS-Magazin&4 wird gedruckt - Generalsekretär 
Dir. Hans und Präsident Kindl informieren sich. 



unter den Augen der 
östeneichischen Zivil­
schutzexperten. 

gemeinsame Probleme im 
Bereich des Zivilschutzes 
gebe , die eine internationale 
Zusammenarbeit wün· 
sehenswert machen. Dorn 
wies vor allem auf die 
staatsbürgerlich .. Aufgabe 
hin, die sich im Katastro­
phen- und Selbstschutz stellt 
und auf die Schwierigkeiten, 
die in Verbindung mit der 
Freiwilligkeit der Mitarbeit 
und der psychologischen 
Einstellung der Bürger auf­
tauchen . In seiner Erwide­
rung ging Präsident Kindl 
auf die ähnlich gelagert .. 
Situation ein , die sich fUr 
den österreichischen Ver­
band in der Aufklärungs· 

arbeit für den Selbstschutz 
ergibt. Kindl bedankte sich 
abschließend für die guten 
fachlichen Gespräche und 
erklärte , daß die beiden 
nat ionalen Verbände über 
einen schon längeren Zelt­
raum hinweg echte Freund­
schaft verbindet. 
Die Zivilschutzexperten aus 
österre ich unterrichteten 
sich bei ihrem Besuch über 
Aufgaben und Probleme der 
Landes- und örtlichen 
Dienststellen des BVS und 
über zahlreiche Einzelfragen 
der öffentlichkeitsarbeit 
und Ausbildung . Unter 
anderem nahm die Delega­
tion in der Landesschule 
NRW in Körtlinghausen an 
einem Lehrgespräch über 
die Selbstschutz-Grund­
ausbildung sowie an einer 
praktischen Stationsausbil­
dung tei l. Verschiedene 
Vorträge , so über Zivil­
verteidigung , Aufbau des 
Selbstschutzes und bau­
lichen Schutz ergänzten das 
ebenso umfangreiche wie 
anstrengende Wochen­
programm. 
Eine willkommene Abwechs­
lung und einen Ausflug in ein 
anderes Gebiet stellte die 
Besichtigung der Druckerei 
des nZS-Magazins" dar, in 
der gerade die ersten 
Bogen des vorl iegenden 
Heftes erstellt wurden. Den 
Abschluß des Besuches 
bildete ein Gang durch das 

Im Warnamt IV Meinerzhagen : Wamamtsleiter Fischer 
(sitzend) erläutert die technische Einrichtung. 

Warnamt IV in Meinerz· 
hagen ; hier wurden die 
österreichischen Gäste von 
Regierungsdirektor Lösch 
vom Bundesamt fü r zivi len 
Bevölkerungsschutz, Warn· 
amtsleiter Fischer und Ein· 
satzleiter Frömmling betreut 
und eingehend informiert. 

Der Dialog mit dem öZSV 
soll bereits in Kürze, und 
zwar während eines groBen 
Helfertreffens Anfang Okto­
ber in Stullgart, fortgesetzt 
werden . An diesem Treffen 
werden auch zahlreiche De­
legationen benachbarter 
Staaten tei lnehmen. 
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Immer mehr GlftstoHe 
In lebensmitteln 

Die Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltforschung in Neunerberg bei 
München hat willkürlich eingekaufte 
Lebensmittel auf ihren Gehalt an 
Quecksilber und Selen untersuchtj das 
Ergebnis war bestürzend. 
Die aus dem Münchener Raum stam­
menden Lebensmittel waren te ilweise 
so stark vergiftet, daß die Selen- und 
Quecksilberanteile die in Großbritan­
nien und Skandinavien maximal 
zulässige Dosis (0,1 ppm, bezogen 
auf das Trockengewicht) weit über­
schritten. 
So enthielt beispielsweise Rindfleisch 
0,32 ppm Selen, ein Karpfen aus der 
Amper 0,78 ppm Selen und 0,16 ppm 
Quecksilber, Rotaugen bis zu 0,29 ppm 
Quecksilber und 0,99 ppm Selen . 
In der Bundesrepublik gibt es bisher 
keine verbindlichen Normen für die 
zulässigen Anteile von Selen und 
Quecksilber in Lebensmitteln. Es gibt 
lediglich eine Empfehlung des 
Bundesgesundheitsministeriums, nach 
der keine höhere Quecksilberdosis, als 
sie in den skandinavischen Ländern 
zugelassen ist, in den Lebensmitteln 
enthalten sein soll. 

(Umweltschutz-Dienst) 

Erfolge der fliegenden Ambulanz 

Der ADAC muß für die fliegende 
Notarzt-Ambulanz jährlich etwa 

. 300 000 Mark laufende Kosten auf-
bringen. Zum Anschaffungspreis yon 
8600000 Mark haben der Bund, das 
Land Bayern und eine Versicherung 
jeweils sechsstellige Beträge 
beigesteuert. Verkehrsminister Leber 
hat weitere 250 000 Mark zugesagt, 
falls der ADAC einen zweiten 
Helikopter für den Frankfurter Raum 
beschafft. 
Noch ist die Entscheidung nicht 
gefallen; die Erfahrungen in München 
aber sind ermutigend. Die Ergebnisse, 
nach wenig mehr als einem halben 
Jahr, sind besser als bei amerika­
nischen Versuchen auf dem gleichen 
Gebiet. 

74 

Mit dem, wie die Ärzte betonen, 
vibrationsarmen Turbinenhubschrauber 
kann der Pilot einen Arzt und einen 
Sanitäter des Bayerischen Roten 
Kreuzes mit Hilfsausrüstungen schnell 
zum Unfall ort fliegen , der oft genug 
infolge der Autoschlangen für einen 
Krankenwagen kaum zu erreichen ist. 
Der Arzt vor allem ist wichtig . Er kann 
beurteilen , ob der Verletzte 
transportfähig ist, kann ihn mit 
Sauerstoffbeatmung und Blut­
transfusionen für den Weg ins 
Krankenhaus vorbereiten . Für zwei 
Tragbahren ist Platz im Helikopter, 
auch während des Transportes können 
Arzt und Sanitäter Atemhilfe und 
Transfusionen fortsetzen und die 
Herzfunktionen überwachen. 
Weit mehr als 300m al wurde die 
fliegende Ambulanz seit dem 
1. November 1970 alarmiert, 
gelegentlich direkt von der Polizei 
ohne den an sich vorgesehenen 
Umweg über das Bayerische Rote 
Kreuz. (Die Welt) 

Grenzschutz stellt Ersatz 
für abgestürzten 
ADAC-Hubschrauber 

Infolge eines technischen Defektes 
ist der in München stationierte 
ADAC-Rettungshubschrauber abge­
stürzt. Für Notfälle hat die Bundes­
wehr vorübergehend einen Hub­
schrauber zur Verfügung gestellt, 
weil ein Ersalzhubschrauber zunächst 
noch nicht zur Verfügung stand. 
Bundesinnenminister Genscher hat 
inzwischen verfügt, daß umgehend 
ein Hubschrauber des Bundesgrenz­
schutzes den Dienst des abgestürzten 
ADAC-Rettungshubschraubers über­
nehmen soll. Dieser Hubschrauber 
wird solange in München stationiert 
bleiben , bis ein neuer ADAC-Rettungs­
hubschrauber verfügbar ist. 

(Kölner Stadt-Anzeiger) 

Ziviler Bevölkerungsschutz 
gegen Arsen-Schlamm alarmiert 

Große Empörung hat in der 
Bevölkerung von Nordrhein-Westfalen 
die Nachricht über das wilde 
Abkippen von giftigem Arsen-Schlamm 
ausgelöst, der das Trinkwasser zu 
vergiften droht und bis zur Stunde 
noch nicht restlos wieder aufgefunden 
wurde. 
Um die Gefahren für die Bevölkerung, 
die durch die Ablagerung von 
arsenhaltigem Kalkschlamm auf 
Müllkippen im Gebiet von Köln, Jülich, 
Beckum und Hohenlimburg entstanden 
sind , abzuwenden , wurde in NW der 
zivile Bevölkerungsschutz in 

Bereitschaft versetzt . 
Vom Innenministerium NW wurden die 
Kreisverwaltungen angewiesen, die 
über 3000 Tonnen des gefährlichen 
Materials aufzuspüren und zurück­
zutransportieren. 

(Süddeutsche Zeitung) 

Kulturgüterschutzschlld 
über die Augustusburgt 

Ober die "Haager Konvention" will 
der Landeskonservator von NW 
erreichen, daß das Schloß Augustus­
burg in Brühl unter Kulturgüterschutz 
gestellt wird. 
Dieses Vorhaben soll nach dem 
Vorbild verwirklicht werden, welches 
österreich für seine historischen 
Baudenkmäler gegeben hat. 
Voraussetzung ist allerdings die 
Eintragung in das " Internationale 
Register für Kulturgut unter Schutz der 
Haager Konvention 'l. 
Die Bundesregierung ist dieser im 
Jahre 1954 geschlossenen Konvention 
im Jahre 1962 beigetreten. Als 
äußerl ich sichtbares Zeichen erhält ein 
Bauwerk, welches unter Schutz 
gestellt ist, ein blau-weiß-schwarzes 
Schild mit Hinweisen auf die Schutz­
würdigkeit in Deutsch , Englisch , 
Französisch und Russisch. 

(Kölner Stadt-Anzeiger) 

Materlal-Depots mit Matertal 
für Erste Hilfe an 
an DDR-Autobahnen 

An Unfallschwerpunkten der Auto­
bahnen im Bezirk Frankfurt/Oder 
wurden Material-Depots für Erste 
Hilfe aufgestellt. Es sind aus Metall 
gefertigte Säulen 40 x 40 cm, die 
1,80 cm hoch sind. Sie tragen an allen 
Seiten das Zeichen des Roten 
Kreuzes. 
Auf der Innenseite der hermetisch 
abschl ießenden Türen befinden sich 
Hinweisschilder in russischer, 
polnischer, englischer, französischer 
und deutscher Sprache, die Möglich­
keiten zur Erste-Hilfe-Leistung 
betreffen und Auskünfte über das 
nächstgelegene Telefon , Krankenhaus 
und Rettungssystem geben. 
In den einzelnen Fächern ist das 
Material nach Anwendungsbereichen 
geordnet, z. B. Fach 1 Atemspende , 
Fach 2 Verbrennungen, Fach 3 
Versorgung großer Wunden , Fach 4 
Druck- und Abbindeverbände, Fach 5 
kleinere Verletzungen . Hierzu gibt es 
ebenfalls mehrsprachige Hinweise. 
In Pl astiktüten hygienisch verpackt 
sind Schienen, Dreiecktücher u. a 
mehr vorrätig. 

(DRK-Zeitschrift) 
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In Schweden 
Ist die Gesamtverteidigung 
Unte rrichtsfach an den Schulen 

• 

ihren Zusammenhang mit der Sicher­
heitspolitik haben; man kann auch 
nicht davon ausgehen , daß sie die 
Möglichkeit haben, sich entsprechend 
zu informieren. Alles dies aber wären 
jedoch notwendige Voraussetzungen, 
um eine Diskussion über die vielen 
gegensätzlichen Fragen, die in diesem 
Unterrichtsbereich zwangsläufig auf­
treten werden, zu steuern . 
Die Schulbehörden müßten daher 
verpflichtet werden , darum bemüht zu 
sein, daß die Lehrer stets informiert 
bleiben und sie fortlaufend aktuelle 
Unterlagen erhalten. 

(Stockholm, Nr. 3/1971) 
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Nach der Einführung eines neuen 
Lehrplanes wird die schwedische 
Jugend bereits in den Grundschulen 
mit den Zusammenhängen der 
Gesamtverteidigung vertraut gemacht. 
Allerdings wurde hier bisher - so 
jedenfalls sieht es die Zivilschutz­
Fachzeitschrift "Civilt-Försvaru 

-

doch einiges versäumt. Keinesfalls sei 
nun auch die Verbesserung des 
Lehrplanes etwa damit gleichzusetzen, 
daß der Unterricht nunmehr zufrieden­
steIlend verlaufe . 

Protection civ~e 
Protezionecivile 
Protecziun civila 

Der schweize­
rische Bundesrat 
hat bei den Räten 
beantragt, für die 
Beschaffung einer 
ersten Aus­

lieferung von 1 ,4 Millionen Schutz­
masken, 140000 Ersatzfiltern und 
Ersatzmaterlai einen Kredit von 
54 Millionen Franken zu bewilligen. 
Rechtsgrundlage dieses Antrages ist 
das Zivilschutzgesetz. Man stützt sich 
zudem auf die Tatsache, daß zu 
beiden Seiten des Eisernen Vorhanges 
größere Mengen von Nervengift-
munition lagern und eine Bedrohung 
durch biologische Kampfstoffe und 
radioaktiven Niederschlag gegeben 
sei. 
Gegenwärtig haben etwa 1,4 Millionen 

1969 zurück. Doch erst zu Anfang des 
Jahres 1970 wurden vom Vorstand 
des Bevölkerungsschutzvereins 
Helsinki die Bestimmungen festge legt, 
nach denen bei der Ausbildung der 
Hunde und ihrer Führer zu verfahren 
war. 
Bei den ersten Auswahlen geeigneter 
Hunde wurden von zehn vorgestellten 
Hunden neun Hunde als geeignet 
befunden. Die Ausbildung der Tiere 
ist freiwillig; um so bedeutsamer ist 
es, daß es gelang, eine eigene 
Rettungshundabteilung zu bilden . 
Voll Stolz berichtete der Direktor des 
Bevölkerungsschutzvereins Helsinki, 
IIpo Ritavuori , vor 25 Hundezüchtern 
aus dem ganzen Lande von der 
erfolgreichen Arbeit in der Hunde­
ausbildung. Die Züchter waren als 
Gäste nach Helsinki gekommen, um 
sich selbst von den Ausbildungs­
erfolgen zu überzeugen. Es hat sich 
ohne Zweifel auch als sehr positiv 
erwiesen , neben der Ausbildung der 
Hunde auch deren Führer oder 
Besitzer im Bevölkerungsschutz 
auszubilden. Diese Ausbildung umfaßt 
18 Stunden : Allgemeine Theorie des 
Bevölkerungsschutzes sechs Stunden; 
Erste-Hilfe-Ausbildung sechs Stunden; 
Ausbildung im Rettungsdienst drei 
Stunden und drei Stunden Feuerlösch­
Ausbildung. 

(Helsinki, Nr. 5/1970) 

Der Unterricht über die Gesamt­
verteidigung ist für die Oberklassen 
der schwedischen Grundschule 
obligatorisch. Damit hat man der 
Landesverteidigung einen Platz im 
Stundenplan eingeräumt, der sie mit 
den anderen Fächern der Staats­
bürgerkunde gleichstellt. Schweizer keinen belüfteten Schutz- ~-:--=---::-:--;",-----:--:--­

Guter Besuch In Österreichs 
Trotzdem denkt man mit einem 
gewissen Unbehagen an die groBen 
Anforderungen, die nach Form und 
Inhalt an den Lehrstoff gestellt 
werden müssen. Beispielsweise sieht 
der Lehrplan für dieses Lehrfach eine 
allseitige Diskussion vor, in die auch 
Gesellschaftskritik einbezogen werden 
kann . Die Behörden, die die Gesamt­
verteidigung koordinieren, sind jedoch 
vor allem an einer sachlichen 
Information interessiert. 
Wie aber kann man b&Urteilen, ob bei 
den Lehrern die Voraussetzungen zur 
Durchführung dieser Aufgaben 
überhaupt gegeben sind? Es sei 
ausdrücklich betont, daß guter Wille 
und Geschick mit dieser Fragestellung 
nicht in Zweifel gezogen werden 
sollen . Jedoch kann man nicht davon 
ausgehen, daß alle Lehrer von 
vornherein ausreichende Kenntnisse 
über die Gesamtverteidigung und 

platz zur Verfügung , für diese 
Personen sind die Schutzmasken ZIvIlschutzausstellungen 
bestimmt. Für Kleinkinder ist das 
Schutzmaskenproblem derzeit noch 
nicht gelöst. 
Die Masken bleiben Bundeseigentum, 
werden allerdings an Kantone und 
Großstädte zur Lagerung und 
Verteilung abgegeben. 

(Bern, Nr. 7/8 1971) 

Finnischer Be völkerungsschuu 
bildet auch Rettungshunde aus 

VÄESTUNSUOJ EL~, 
In seinen ersten Anfängen geht der 
Versuch, auch in Finnland Rettungs· 
hunde auszubilden, bis in das Jahr 

ZIVILSCHUlZ 
In den vom ÖZSV-Bundesverband und 
se inen Landesverbänden durch­
geführten Zivilschutzausstellungen 
wurden allein in den letzen beiden 
Monaten 80000 Besucher gezählt. 
Die stolze Zahl von 45000 Besuchern 
einer Sonderschau "Dein Schutzraum" 
auf der Fremdenverkehrsmesse in 
Wels, als sehr attraktive Zivilschutz­
schau des Landesverbandes Ober­
österreich auf 120 m' Fläche 
aufgebaut, zeigt das große Interesse 
der Bevölkerung am Thema Schutz­
raumbau. 
Auch die Wanderausstellung "Wir 
können uns schützen !! zieht viele 
Interessenten an. 

Wien, Nr. 6/1971 
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information bulletin 
Washington/USA, Nr. 251 

Zusammenarbeit 
bei Katast rophenfällen 

Vor der . Amerikanischen Gesellschaft 
für industrielle Sicherheit " hielt der 
US-Zivi lschutzdirektor John E. Davis 
in Boston eine Rede, in der er über 
die Zusammenarbeit der 
verschiedenen Instanzen in den USA 
zur Abwehr von Katastrophen in 
Friedenszeiten sprach. 
Diese gute Zusammenarbeit hat seiner 
Meinung nach entscheidend dazu 
be igetragen , daß der Verlust von 
Menschenleben und die Vernichtung 
von Eigentum erheblich eingeschränkt 
wurden . "Ähnlich wäre bestimmt auch 
das Ergebnis, wenn eine solche 
Zusammenarbeit bei einem Falle 
äußerster Gefahr, einem Atomangriff, 
erforderlich werde. 11 Es sei ein offenes 
Geheimnis, daß sich in den 
Vereinigten Staaten die Gefahren in 
Friedenszeiten ständig erhöhen, nicht 
zuletzt durch die immer weiter 
fortschreitende Technik. Es ist also 
eine berechtigte Forderung , daß die 
Bevölkerung gegen die Auswirkung 
dieser Gefahren immer besser 
geschützt werden muß. 
Allerdings kann eine solche Forderung 
nicht nur an die Regierung gerichtet 
werden; sie richtet sich selbst­
verständlich an alle verantwortlichen 
Stellen der Gesellschaft, an Handel 
und Industrie, Institutionen, 
Organisationen , Berufsverbände und 
auch an Einzelpersonen, die einen 
entsprechenden Einfluß auf öffentl iche 
Angelegenheiten haben. Die wirk­
samste Arbeit in dieser Hinsicht ist 
dabei auf lokaler Ebene zu leisten . 
Der Redner geht dann auf die 
Möglichkeiten ein, die die ver­
schiedenen Instanzen haben , um echte 
Hi lfe zu leisten, betont aber 
ausdrücklich auch, daß jedermann 
grundsätzliche Kenntnisse in Erster 
Hilfe haben müsse . Die Industrie 
müsse ihrerseits die Zivilschutz­
systerne der Gemeinden stützen. 
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Zivilschutz 
Wien/österreich , Nr. 2/ 1971 und 
folgende 

Der Aufbau 
des Betriebsselbstschutzes 

Als Diskussionsbeitrag will der 
Generalsekretär des Osterreichischen 
Zivilschutzverbandes, Direktor Josef 
Hans: seine in Fortsetzungen in der in 
Wien erscheinenden Zivilschutz­
fachzeitschrift veröffentlichten 
Ausarbeitungen verstanden wissen. 
Sehr ausführlich wird, vom grund­
sätzlichen Erfordernis eines Betriebs­
selbstschutzes ausgehend, dargestellt, 
auf welche gesetzlichen Grundlagen 
sich die Forderung nach der 
Einrichtung eines Betriebsselbst­
schutzes stützen kann. 
Die Problematik in österreich liegt 
gegenwärtig darin, daß bisher ein 
" Kompetenztatbestand" durch den 
Gesetzgeber noch nicht geschaffen 
wurde und eine bundesgesetzliche 
Regelung aussteht. Trotzdem läßt 
die Vielfalt der zum Komplex 
"Sicherheit am Arbe itspl atz U 

ergangenen Verordnungen und 
Vorschriften es nach Meinung des 
Autors zu , die Forderung nach einem 
Gesetz über den Betriebsselbstschutz 
zu erheben und zur Diskussion zu 
stellen . 
In logischer Folge leiten seine 
Ausführungen von den Maßnahmen 
in Friedenszeiten über zu den Maß­
nahmen in Spannungszeiten und bei 
unmittelbarer Gefahr. 
Ratschläge und Anregungen zu 
praktischen Maßnahmen, die eine 
Voraussetzung für die Entwicklung 
des Betriebsselbstschutzplanes sind, 
werden vermittelt. 

Schutz und Wehr 
Solothurnl Schweiz, Nr. 316 1971 

Schweizerische Manöver 
Einem im Februar dieses Jahres in 
der Ostschweiz durchgeführten 
Manöver ist ein mehrseitiger Beitrag 
der . Zeitschrift für Gesamt­
verteidigung U gewidmet. 
Erstmals waren in der Schweiz dabei 
nach der neuen Konzeption der 
Gesamtverteidigung übungen der 
zivilen Führungsstäbe und die 
praktische Mitwirkung örtlicher 
Zivilschutzorganisationen eingeplant. 
Diese zivilen Führungsstäbe sind die 
"Kriegs- und Katastrophen­
organisation U der Verwaltungs­
behörden in der Schweiz. 
Eine ganze Heereseinheit mobilisierte 
kriegsmäßigj das Zusammenspiel 

zwischen zivilen Instanzen , 
Territorialdienst und Feldarmee wurde 
praktisch erprobt. 
In der Stadt Winterthur wurde ein 
"Katastrophenfall u angenommen j die 
Bevölkerung ganzer Stadtteile , der 
Sanitätsdienst, Betreuungseinheiten 
des Territorialdienstes, Teile der 
Feldarmee wurden neben dem 
örtlichen Zivilschutz in Anspruch 
genommen. Realistische Einlagen, wie 
etwa ein mehrstündiger Ausfall der 
Wasserversorgung und die danach 
folgende Versorgung der Bevölkerung 
mit unverseuchtem Wasser an 
Hilfszapfstellen vermittelten ein 
"echtes U Geschehen. 

EMO-National Digest 
Ottawa/Kanada, Vol. 10 Nr. 5 

Aufgaben, Kosten und Nutzen 
des Zivilschutzes 

Der Verfasser des Beitrages, Dr. 
Eugene P. Wigner, ist Professor für 
Mathematische Physik an der 
Princeton Universität. Er wurde im 
Jahre 1902 in Berlin geboren und 
erhielt im Jahre 1963 den Nobelpreis 
für Physik. 
Der Autor vertritt die Auffassung, daß 
der Zivilschutz nicht mehr unbedingt 
nur eine nationale Angelegenheit 
sei. Die Verzahnungen beispielsweise 
zwischen Kanada und den USA 
seien heute so eng, daß man von 
nationalen Wechselwirkungen 
sprechen müsse , die im anderen 
Staate ausgelöst würden, wenn sich 
in einem der beiden Staaten 
tiefgreifende Änderungen vollziehen, 
die die politische Unabhängigkeit 
in Frage stellten. 
Zwei Alternative gibt Wigner in seinem 
Beitrag wieder; er meint, der 
Versuch , einem Gegner entgegen­
zukommen und den Zivilschutz zu 
vernachlässigen, das Volk aber als 
Pfand für gutes Benebmen zu opfern , 
sei die schlechtere Alternative. 
Die zweite Alternative sei es, den 
Gefahren entgegenzutreten, das Volk 
zu senützen und deutlich zu erkennen 
zu geben, daß zwar Aggressionen 
nicht in der Absicht der Führung 
liegen, aber daß Aggressionen auf 
jeden Fall Widerstand entgegen­
gesetzt wird. 
Wigner warnt vor einer Vernach­
lässigung des Zivilschutzes und 
verweist vor allem auf den Ausbau der 
Zivilschutzmaßnahmen in der Sowjet­
union. Dort sei eine Ausbildung im 
Zivilschutz eine nationale Pflicht und 
eine Selbstverständlichkeit. 
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Trinkwasser für )000 Insulaner 

1969 erhielt eine westdeutsche Firma 
von der Regierung der Nieder­
ländischen Antillen den Auftrag, für 
die Trinkwasserversorgung auf der 
InseiSt. Maarten (100 km') eine 
Meerwasserentsalzungsanlage zu 
liefern. Im Dezember 1970 wurde sie 
dem Kunden übergeben. 
Bisher mußte das Trinkwasser für die 
Bevölkerung der Insel für 40,- DM/rn' 
auf Schiffen herbeigeschafft werden. 
Mit der neuen "Atlas-Anlage" beträgt 
der Preis für einen Kubikmeter 
Trinkwasser - einschließlich der 
Amortisationskosten - nur noch 
DM 4,-. Durch Anwendung neuer 
Verfahren, die noch in der Entwicklung 
sind, sollen sich diese Kosten noch 
weitgehend verringern. 
Um die Trinkwasserversorgung von 

voneinander arbeiten können. 
Das für die Trinkwassererzeugung 
benötigte Meerwasser wird zunächst in 
ein Absetzbecken gepumpt. Drei im 
Einlaufkanal des Beckens hinter­
einandergeschaltete Feinrechen 
reinigen das Meerwasser von 
Schwimm- und Schwebestoffen. 
Anschl ießend läuft es über zwei 
Absetzrinnen, in denen sich 
vorhandener Schwebesand ablagert. 
über Wehre gelangt es in ein 
Vorratsbecken und wird nach 15. Min. 
Verweilzeit zu beiden Verdampfer­
blöcken gepumpt. Die Verdampfer 
wurden 24stufig ausgeführt. 
M it Ausnahme einer geringen Menge 
- zum Betrieb der Dampfstrahl­
Vakuumpumpen - wird das gesamte, 
einem Block zugeführte Meerwasser 
als Kühlwasser durch die 
Kondensatoren des Wärmeabführteils 
geleitet, die dem Prozeß zugeführte 
Wärmemenge abgezogen und das 
Wasser selbst um etwa 6' C erwärmt. 
Nach Austritt teilt sich der Kühlwasser­
strom : etwa 50 t/h fließen als 
Ersatz für Ablauge und Destillat 
dem Laugekreislauf zu, der Rest wird 
ins Meer zurUckgeführt. 
Aus Stufe 24 gelangt das Destillat 
über Pumpen zur Filtergruppe der 
Tri nkwasse r-Aufbe re itu ngsanlag e. 
Nach Zusetzung von Kolendioxyd 
erfolgt ein Aufhärten in zwei Spezial­
filtern auf eine bestimmte Karbonat­
härte , eine Geschmacksverbesserung 
in einem Aktiv-Kohlefilter und 
schließlich noch ein Chlorzusatz. 
Zu der Anlage gehören außer den 
technischen Einrichtungen noch ein 
Service-Gebäude mit Werkstatt, 
Labor, Lager und ein Büro. 
Bemerkenswert ist, daß die gesamte 
Anlage von nur zwei Mann bedient 
und überwacht wird. Zwei Mann 
produzieren also täglich eine Million 
Trinkwasser für 3000 Insulaner und 
noch mehr Touristen. 

E.H. 

24stufiger Verdampfer der Trink­
wasser-Erzeugungsanlage, die für die Nicht lauter als Autos 
niederländische Antilleninsel 
SI. Maarten in 24 Stunden 1000 m' 
Trinkwasser aus Meerwasser 
produziert. 

eventuellen Betriebsunterbrechungen 
der Anlage möglichst unabhängig zu 
machen, wurde sie in zwei Blöcken mit 
je 500 m'/24 h Tagesleistung 
aufgeteilt, die beide unabhängig 

Ein entscheidender Schritt in der 
Lärmbekämpfung ist Ingenieuren 
eines großen Flugzeugwerkes 
gelungen: Mit einer neuentwickelten 
fahrbaren Anlage konnten si,. den 
Lärmpegel bei Standläufen des 
Düsenflugzeugs HFB 320 Hansa Jet 
um 23 dB(A) herabsetzen. Damit 
wurde erreicht, daß beispielsweise der 
Geräuschpegel von Hansa Jet-Stand­
läufen im Umkreis des Werksgeländes 

weit unterhalb des Pegels von 
normalem Verkehrslärm liegt. Wie 
erste Probeläufe bestätigten , sind die 
Standläufe auch in ruhigen Verkehrs­
zeiten nicht mehr zu hören. 
Mit dieser Anlage, einem sogenannten 
nMuffler", ist ein wichtiger Beitrag 
geleistet worden, mit dem der Lärm an 
Flugplätzen, der in jüngster Zeit in 
der öffentlichkeit und Presse stark 
diskutiert wurde, bekämpft wird. 
Der "Muffler u besteht aus vier konisch 
aneinandergefügten Rohrsektionen , 
die an ihrer Innenwand mit schall­
absorbierendem Material verkleidet 
sind und auf ein fahrbares Gestell 
montiert wurden. Vor dem Stand lauf 
wird der , Muffler" an den Auslaß des 
Hansa Jet-Triebwerks herangefahren, 
so daß der Heißgasstrom zentriert 

Mit dem neuen Abgasschalldämpfer 
liegt der Geräuschpegel von Jet­
Standläufen unterhalb der Meßwerte 
von normalem Straßenverkehr. 

Der "Muffler" - mit dem Spitznamen 
"Flüstertüte" - wird an das Düsen­
flugzeug herangefahren. 

durch die Rohrsektionen hindurch­
blasen kann. Ein zweiter "Muffler" ist 
gegenwärtig im Bau. 
Mit der Entwicklung dieser Abgas­
schalldämpfer setzt das Werk seine 
Arbeiten auf dem Gebiet des Schall­
und Schwingungsschutzes fort, die sich 
auch mit Problemen außerhalb des 
Luftfahrtsektors beschäftigen. 
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MWlplanet Erde 

Von Hans Reimer, Verlag Hoffmann 
und Campe, 282 Seiten mit 34 Ab­
bildungen, DM 24,-. 

Keine Woche vergeht, in der die 
Weltpresse nicht Katastrophen­
meldungen bringt, kein Tag, an dem 
nicht Tragödien bekannt werden ; 
bleibt da überhaupt noch Zeit, auch 
solche Gefahren zur Kenntnis zu 
nehmen, die im Augenblick noch nicht 
weltweit erkannt werden können? 
Eine undankQare Aufgabe für den 
Verfasser, eine satte, übersättigte 
Welt vor den Gefahren zu warnen, die 
übermorgen tödlich sein können. 
Doppelt undankbar deshalb, weil die 
Verursacher dieser Gefahr große 
wirtschaftliche Macht haben und an 
der Bedrohung von übermorgen heute 
noch gut verdient wird. 
Es ist ein .. tückische, schleichende 
Gefahr, heute in Form von mancherlei 
Verpackung und Bequemlichkeit 
angenehm und wohlgefällig , morgen, 
übermorgen erstickend und ver­
nichtend. Im Kapitel vom . Ietzten 
Dreck " zeigt Reimer auf, daß sich nicht 
nur unter dem Begriff Haus- und 
Industriemüll allein die große Gefahr 
verbirgt. 
Zu einem speziellen Problem ist auch 
der Schiffsmüll geworden. Möwen und 
Fische verdauen längst nicht mehr 
alles, was über Bord geht. Von den 
riesigen Ollachen, die in den Welt­
meeren treiben, bis zu verschmutzten 
Badestränden und dem Tod von 
Millionen Tieren, die im 01 umkommen, 
reichen die Folgen unkontrollierter 
Reinigung von Tankern und Schiffs­
maschinen. 
Es gibt maßgebliche Kreise, die allen 
Ernstes glauben, in naher Zukunft 
den Mond als Mülldepot nutzen zu 
können - es gibt andere Kreise, die 
daran glauben, man könne den Müll 
von der Erde aus einfach in den 
Weltraum schieBen - und keinen 
Gedanken daran verschwenden , ob 
dadurch nicht kosmische Katastrophen 

usgelöst werden. Nicht minder 
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kurzsichtig handeln aber auch 
Kommunalverwaltungen, die bisher 
den Abfall immer nur weggeräumt, 
aber nie beseitigt haben. Nur 20 bis 
30 ' I. aller Abfälle wurden bisher 
umweltschonend beseitigt. 
Der Anhang des Buches enthält eine 
Vielzahl von Tabellen, die dem Leser 
wichtige Daten vermitteln. Ein auf­
rüttelndes Buch, sehr wohl geeignet, 
Politikern und Industriellen, aber auch 
den Wählern das wahre Ausmaß der 
Existenzbedrohung durch den Alltags­
müll - durch den Wohlstandsmüll -
ins BewuBtsein zu rufen ; denn es sind 
katastrophale Dimensionen , die sich 
aus dem Müllproblem ergeben. 

E. W. van gen Hassend 

Handbuch über den 
UKW-5prechfunk 
bei den Sicherheltsdiensten 

Von F. W. Rosemeier, Carl Heymanns 
Verlag KG, 5 Köln 1; DM 26,-. 

Wer als taktischer Führer und 
Funksprecher in den Sicherheits­
diensten eingesetzt ist, muß über die 
manuelle Beherrschung seines Funk­
sprechgerätes hinaus zusätzliche gute 
Kenntnisse besitzen. Die bisher 
erschienenen Vorschriften und 
Anleitungen beziehen sich in erster 
Linie auf einen festliegenden 
Betriebsablauf j zumeist sprechen sie 
auch nur bestimmte Personenkreise 
an. 
Nach Ansicht des Verfassers jedoch 
ist im Fernmeldewesen größerer 
Einheiten oder gar Organisationen 
ein reibungsloser Ablauf die erste 
Voraussetzung. 
Die größeren Zusammenhänge für 
einen solchen Betriebsablauf werden 
sehr eingehend geschildert. 
Erkennbar, daß hier eine Schilderung 
aus jahrelanger Praxis heraus 
gegeben wird. Nicht nur die 
technischen und physikalischen 
Zusammenhänge, vor allem ein 
eingehender Überblick über Formen, 
Arten und Abwicklung des Fern­
meldewesens werden vermittelt. 
Hinzu kommen noch die Komplexe 
Funknachrichten, Funkgeräte und 
Fernmelderecht. Der Text wird durch 
Abbildungen ergänzt. 
Der Verfasser gibt bereits einen 
genauen überblick über die neuen 
Geräte, mit denen die Sicherheits­
dienste gegenwärtig auf eine neue 
Technik umgerüstet werden. Somit 
ist sicher, daß dieses Handbuch viele 
Jahre seine Gültigkeit behalten 
wird. 

v. g. H. 

MuS KrIeJ sein! 
Psychologische Aspekte von Krieg 
und Frieden 
Von Prof. Dr. med. Jeroma D. Frank. 
Verlag Darmstädter Blätter 
Schwarz & Co, 61 Darmstadt, 
507 Seiten. Leinen DM 25,- ; 

Als Geleitwort über das Buch von Prof. 
Dr. med. D. Frank könnte man einen 
Ausspruch von Friedrich 11. setzen: 
" Der Krieg wird eine Wissenschaft, er 
ist es schon. Sein Studium wird immer 
unerläßlicher. Selbst der Frieden ist 
keine Reihe von Zufällen , sondern 
eine systematische Arbeit. " 
Angesichts der alles vernichtenden 
Waffen unserer Zeit hat der Verfasser 
mit seinem Buch " Muß Krieg sein ?" zu 
dieser systematischen Arbeit einen 
Beitrag geleistet. Ausführlich beleuch­
tet er auf wissenschaftlicher Grundlage 
- doch für jeden Laien verständlich -
alle psychologischen Aspekte, die 
Menschen veranlassen, andere Men­
schen zu töten . Er gibt zahlreiche 
Beispiele von psychologischen Ver­
suchen, die bei Kindern und Erwach­
senen vorgenommen wurden, um fest­
zustellen, welche Umstände und Ein­
flüsse eine verstärkte, resp. vermin­
derte Aggressivität hervorrufen. Bei­
spiele aus der Verhaltensfo rschung mit 
Tieren werden ebenfalls angefUhrt. In 
weiteren Kapiteln wird untersucht, 
warum Nationen gegeneinander 
kämpfen, wie das Bild eines Feindes 
entsteht und manipuliert wird. - Die 
heute von Staatsmännern so häufig 
proklamierte Methode der Abschrek­
kung wird von dem Verfasser ad 
absurdum geführt. Dagegen bezeichnet 
er eine allgemeine Abrüstung als 
d ringendste - wenn auch ent­
mutigendste - Aufgabe. 
Im letzten Teil seines Werkes unter­
sucht Prof. Frank Wege, die mit Hilfe 
globaler Kommunikationsmittel , 
internationaler wissenschaftlicher 
Zusammenarbeit sowie auch persön­
licher Kontakte auf der Basis der 
Gewaltlosigkeit zu einer WeItgemein­
schaft führen könnte n. Er übersieht 
dabei keineswegs die fast unüber­
windlichen Hindernisse und Schwierig­
keiten, die sich der Verwirklichung 
eines solchen Zukunftsbildes ent­
gegenstellen. So schließt er sein Buch 
mit folgenden Worten ab : 
"Im Vergleich zu tiefverwurzelten und 
verbreiteten psychologischen Kräften, 
die den Krieg stützen, sind die hier 
zusammengefaßten Anregungen 
zugegebenermaßen bescheiden. 

E. Habicht 
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